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 Gesetzentwurf
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 Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Öffentlichkeitsbeteiligung
 und Vereinheitlichung von Planfeststellungsverfahren (PlVereinhG)

 A.  Problem und Ziel

 Das  Verwaltungsverfahrensgesetz  (VwVfG)  als  zentrale  Kodifikation  des  Ver-
 waltungsverfahrensrechts  regelt  als  besondere  Verfahrensart  in  den  §§  72  bis  78
 das  Planfeststellungsverfahren.  Diese  Vorschriften  sind  anzuwenden,  wenn
 durch  Rechtsvorschrift  ein  Planfeststellungsverfahren  angeordnet  ist.  Die  Ver-
 waltungsverfahrensgesetze  der  Länder  enthalten  entsprechende  Regelungen  für
 ihren  Anwendungsbereich.  Planfeststellungsverfahren  werden  in  verschiedenen
 Fachplanungsgesetzen  angeordnet,  wobei  regelmäßig  ergänzende  oder  abwei-
 chende  Regelungen  zu  dem  im  VwVfG  geregelten  Verfahren  getroffen  werden.
 In  großem  Umfang  wurden  verfahrensbeschleunigende  Maßgabevorschriften
 mit  dem  Gesetz  zur  Beschleunigung  von  Planungsverfahren  für  Infrastrukturvor-
 haben  (Infrastrukturplanungsbeschleunigungsgesetz)  vom  15.  Dezember  2006  in
 sechs  Fachgesetzen  eingeführt.  Bundestag  und  Bundesrat  haben  frühzeitig  ge-
 fordert,  die  beschleunigenden  Maßnahmen  auf  das  Planfeststellungsverfahrens-
 recht  insgesamt  auszudehnen  und  in  den  Verwaltungsverfahrensgesetzen  des
 Bundes  und  der  Länder  zu  verankern.  Ziel  des  Gesetzentwurfs  sind  eine  Verein-
 heitlichung  des  Planfeststellungsverfahrensrechts  und  die  Bereinigung  der  be-
 troffenen Fachgesetze.

 Vor  allem  bei  Großvorhaben,  deren  Auswirkungen  über  die  Einwirkungen  auf
 ihre  unmittelbare  Umgebung  hinausgehen  und  die  oft  Bedeutung  über  ihren
 Standort  hinaus  haben,  werden  die  bestehenden  Formen  der  Öffentlichkeitsbe-
 teiligung  im  Genehmigungs-  oder  Planfeststellungsverfahren  als  nicht  mehr
 ausreichend  empfunden.  Hier  ist  ein  zunehmendes  Interesse  der  Bürgerinnen
 und  Bürger  an  frühzeitiger  Beteiligung  und  Mitsprache  festzustellen.  Ziel  des
 Gesetzentwurfs  ist  es,  durch  die  Einführung  einer  frühen  Öffentlichkeitsbetei-
 ligung  die  Planung  von  Vorhaben  zu  optimieren,  Transparenz  zu  schaffen  und
 damit  die  Akzeptanz  von  Genehmigungs-  und  Planfeststellungsentscheidungen
 zu fördern.

 Insbesondere  Großvorhaben  sollen  zukünftig  mit  diesem  Bündel  von  Gesetzes-
 änderungen  zügiger  und  mit  einer  stärkeren  Öffentlichkeitsbeteiligung  realisiert
 werden.

 B.  Lösung

 Verallgemeinerungsfähige  Regelungen  zum  Planfeststellungsverfahren,  die  mit
 dem  Infrastrukturplanungsbeschleunigungsgesetz  eingeführt  wurden,  werden
 aus  den  Fachgesetzen  in  das  VwVfG  übertragen.  In  den  betroffenen  Fachge-
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setzen  werden  die  überflüssig  gewordenen  Regelungen  gestrichen.  Weiterge-
 hende  Änderungen  des  Planfeststellungsverfahrensrechts  sind  nicht  Ziel  dieses
 Vorhabens,  können  sich  aber  zum  Beispiel  aus  einer  Auswertung  der  noch  nicht
 vorliegenden  abschließenden  Ergebnisse  des  Bürokratieabbauprojekts  der  Bun-
 desregierung „Planungs- und Baurecht von Infrastrukturvorhaben“ ergeben.

 Im  VwVfG  werden  im  Abschnitt  „Verfahrensgrundsätze“  als  neuer  Absatz  in
 §  25  allgemeine  Vorschriften  über  die  „frühe  Öffentlichkeitsbeteiligung“  einge-
 führt.  Durch  die  Regelung  werden  die  zuständigen  Behörden  verpflichtet,  beim
 Vorhabenträger  auf  eine  Öffentlichkeitsbeteiligung  bereits  vor  Eröffnung  des
 eigentlichen  Genehmigungs-  oder  Planfeststellungsverfahrens  hinzuwirken.  Die
 Regelung  bietet  dafür  einen  Orientierungsrahmen,  indem  sie  die  wesentlichen
 Bestandteile dieser Öffentlichkeitsbeteiligung darstellt.

 Die  frühe  Öffentlichkeitsbeteiligung  soll  auch  wesentlich  dazu  beitragen,  dass
 Großvorhaben  insgesamt  schneller  verwirklicht  werden  können.  Dies  wird  da-
 durch  erreicht,  dass  die  Vorhabenträger  besser  vorbereitete  Planungen  vorlegen.
 Damit  können  mögliche  Konflikte  bereits  im  Vorfeld  erkannt  und  entschärft
 und das anschließende Verwaltungsverfahren entlastet werden.

 Das  Verwaltungsverfahrensrecht  regeln  Bund  und  Länder  grundsätzlich  für  ihre
 eigenen  Behörden  selbst.  Von  erheblicher  Bedeutung  ist,  dass  die  Verwaltungs-
 verfahrensgesetze  des  Bundes  und  der  Länder  im  Wortlaut  übereinstimmen
 (Konkordanzgesetzgebung).  Diese  Übereinstimmung  ist  Voraussetzung  für  die
 Rückführung  und  Vermeidung  verfahrensrechtlicher  Sonderregelungen  im  ma-
 teriellen  Bundesrecht.  Nach  §  137  Absatz  1  Nummer  2  der  Verwaltungsge-
 richtsordnung  (VwGO)  ist  die  Übereinstimmung  im  Wortlaut  zudem  Vorausset-
 zung  für  die  Revisibilität  der  Landesverwaltungsverfahrensgesetze  und  dient
 damit  der  einheitlichen  Auslegung  der  Vorschriften  durch  die  Gerichte.  Der  Ge-
 setzentwurf  für  die  Änderung  des  VwVfG  basiert  deshalb  auf  einer  zwischen
 Bund  und  Ländern  gemeinsam  erarbeiteten  Grundlage  und  soll  insoweit  die
 Basis  für  die  einheitliche  Änderung  der  Verwaltungsverfahrensgesetze  des
 Bundes und der Länder bilden.

 C.  Alternativen

 Keine.

 D.  Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

 Keine.

 E.  Erfüllungsaufwand

 E.1  Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

 Keiner.

 E.2  Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

 Es  werden  keine  neuen  zwingenden  Informationspflichten  eingeführt.  Für  pri-
 vate  Vorhabenträger  kann  im  Anwendungsbereich  von  Artikel  1  Nummer  4  die
 in  das  VwVfG  neu  eingefügte  Regelung  über  die  „frühe  Öffentlichkeitsbeteili-
 gung“  zu  einem  Mehraufwand  führen.  Soweit  Vorhabenträger  erst  auf  Veran-
 lassung  der  Behörde  die  dort  vorgesehenen  Maßnahmen  ergreifen,  führen  diese
 zu  einem  an  dieser  Stelle  sonst  nicht  vorgesehenen  Mehraufwand.  Dieser  zu-
 sätzliche  Aufwand  in  einer  frühen  Projektphase  zielt  aber  gerade  darauf  ab,  das
 anschließende  Verwaltungsverfahren  optimal  vorzubereiten,  zeitraubende  Kon-
 flikte  zu  verhindern  oder  rechtzeitig  zu  lösen,  so  dass  bei  einer  Gesamtbetrach-
 tung  eine  Effizienzsteigerung  zu  erwarten  ist.  Der  Mehraufwand  in  der  An-
 fangsphase soll damit zu einer Reduzierung des Gesamtaufwands beitragen.
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E.3  Erfüllungsaufwand der Verwaltung

 Es  wird  eine  neue  Informationspflicht  eingeführt.  Für  öffentliche  Vorhabenträ-
 ger  gilt  im  Anwendungsbereich  der  neu  eingeführten  Regelung  über  die  „frühe
 Öffentlichkeitsbeteiligung“ das unter Nummer E.2 Ausgeführte entsprechend.

 Parallel  zu  dem  zusätzlichen  Erfüllungsaufwand  der  Vorhabenträger  kann  die
 neu  eingeführte  Regelung  über  die  „frühe  Öffentlichkeitsbeteiligung“  auch  zu
 einem  Mehraufwand  der  Verwaltung  führen,  wenn  der  Vorhabenträger  erst
 durch  das  Hinwirken  der  Behörde  diese  Öffentlichkeitsbeteiligung  durchführt.
 Ein  Mehraufwand  kann  insbesondere  damit  verbunden  sein,  die  vom  Vorhaben-
 träger  vorgelegten  Ergebnisse  der  frühen  Öffentlichkeitsbeteiligung  in  dem  an-
 schließenden  Verwaltungsverfahren  zu  berücksichtigen.  Aber  auch  hier  soll  der
 Gesamtaufwand  nach  der  Zielsetzung  der  Vorschrift  durch  eine  Effizienzsteige-
 rung und die Vermeidung von Konflikten verringert werden.

 Die  mit  Artikel  8  Nummer  7  in  das  Bundeswasserstraßengesetz  (WaStrG)  neu
 eingefügte  Regelung  über  die  Schaffung  einer  Ordnungswidrigkeitendatei  (§  51
 WaStrG  –  neu)  ergibt  für  die  Bundesverwaltung  eine  Einsparung  an  Erfüllungs-
 aufwand von 10  000 Euro.

 F.  Weitere Kosten

 Weitere  Kosten  für  die  Wirtschaft  oder  die  sozialen  Sicherungssysteme  sind
 nicht  zu  erwarten.  Auswirkungen  auf  Einzelpreise  und  das  Preisniveau,  insbe-
 sondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Anlage  1
 Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Öffentlichkeitsbeteiligung
 und Vereinheitlichung von Planfeststellungsverfahren (PlVereinhG)

 Vom …
 Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel 1

 Änderung des Verwaltungsverfahrensgesetzes

 Das  Verwaltungsverfahrensgesetz  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  vom  23.  Januar  2003  (BGBl.  I  S.  102),  das
 zuletzt  durch  …  geändert  worden  ist,  wird  wie  folgt  geän-
 dert:

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Der  Angabe  zu  §  25  werden  die  Wörter  „,  frühe  Öf-
 fentlichkeitsbeteiligung“ angefügt.

 b)  Der  Angabe  zu  §  37  wird  das  Wort  „;  Rechtsbehelfs-
 belehrung“ angefügt.

 2.  §  20 Absatz 5 wird wie folgt geändert:

 a)  Satz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  Nach  Nummer  2  wird  folgende  Nummer  2a  ein-
 gefügt:

 „2a.  der Lebenspartner,“.

 bb)  Nach  Nummer  6  wird  folgende  Nummer  6a  ein-
 gefügt:

 „6a.  Lebenspartner  der  Geschwister  und  Ge-
 schwister der Lebenspartner,“.

 b)  Nach  Satz  2  Nummer  1  wird  folgende  Nummer  1a
 eingefügt:

 „1a.  in  den  Fällen  der  Nummern  2a,  3  und  6a  die
 die  Beziehung  begründende  Lebenspartnerschaft
 nicht mehr besteht;“.

 3.  §  25 wird wie folgt geändert:

 a)  Der  Überschrift  werden  die  Wörter  „,  frühe  Öffent-
 lichkeitsbeteiligung“ angefügt.

 b)  Folgender Absatz 3 wird angefügt:

 „(3)  Die  Behörde  wirkt  darauf  hin,  dass  der  Träger
 bei  der  Planung  von  Vorhaben,  die  nicht  nur  unwe-
 sentliche  Auswirkungen  auf  die  Belange  einer  größe-
 ren  Zahl  von  Dritten  haben  können,  die  betroffene
 Öffentlichkeit  frühzeitig  über  die  Ziele  des  Vorha-
 bens,  die  Mittel,  es  zu  verwirklichen,  und  die  voraus-
 sichtlichen  Auswirkungen  des  Vorhabens  unterrichtet
 (frühe  Öffentlichkeitsbeteiligung).  Die  frühe  Öffent-
 lichkeitsbeteiligung  soll  möglichst  bereits  vor  Stel-
 lung  eines  Antrags  stattfinden.  Der  betroffenen  Öf-
 fentlichkeit  soll  Gelegenheit  zur  Äußerung  und  zur
 Erörterung  gegeben  werden.  Das  Ergebnis  der  vor
 Antragstellung  durchgeführten  frühen  Öffentlich-
 keitsbeteiligung  soll  der  Behörde  spätestens  mit  der
 Antragstellung,  im  Übrigen  unverzüglich  mitgeteilt

 werden.  Satz  1  gilt  nicht,  soweit  die  betroffene  Öf-
 fentlichkeit  bereits  nach  anderen  Rechtsvorschriften
 vor  der  Antragstellung  zu  beteiligen  ist.  Beteili-
 gungsrechte  nach  anderen  Rechtsvorschriften  bleiben
 unberührt.“

 4.  §  37 wird wie folgt geändert:

 a)  Der  Überschrift  wird  das  Wort  „;  Rechtsbehelfsbe-
 lehrung“ angefügt.

 b)  Folgender Absatz 6 wird angefügt:

 „(6)  Einem  schriftlichen  oder  elektronischen  Ver-
 waltungsakt,  der  der  Anfechtung  unterliegt,  ist  eine
 Erklärung  beizufügen,  durch  die  der  Beteiligte  über
 den  Rechtsbehelf,  der  gegen  den  Verwaltungsakt  ge-
 geben  ist,  über  die  die  Verwaltungsbehörde  oder  das
 Gericht,  bei  denen  der  Rechtsbehelf  einzulegen  ist,
 den  Sitz  und  über  die  einzuhaltende  Frist  belehrt  wird
 (Rechtsbehelfsbelehrung).  Die  Rechtsbehelfsbeleh-
 rung  ist  auch  der  schriftlichen  oder  elektronischen
 Bestätigung  eines  Verwaltungsaktes  und  der  Beschei-
 nigung nach §  42a Absatz 3 beizufügen.“

 5.  §  73 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  2  wird  das  Wort  „auswirkt“  durch  die  Wör-
 ter „voraussichtlich auswirken wird“ ersetzt.

 b)  Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „Auf  eine  Auslegung  kann  verzichtet  werden,  wenn
 der  Kreis  der  Betroffenen  und  die  Vereinigungen
 nach  Absatz  4  Satz  5  bekannt  sind  und  ihnen  inner-
 halb  angemessener  Frist  Gelegenheit  gegeben  wird,
 den Plan einzusehen.“

 c)  Absatz 3a Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „Stellungnahmen,  die  nach  Ablauf  der  Frist  nach
 Satz  1  eingehen,  sind  zu  berücksichtigen,  wenn  der
 Planfeststellungsbehörde  die  vorgebrachten  Belange
 bekannt  sind  oder  hätten  bekannt  sein  müssen  oder
 für  die  Rechtmäßigkeit  der  Entscheidung  von  Bedeu-
 tung  sind;  im  Übrigen  können  sie  berücksichtigt  wer-
 den.“

 d)  Dem Absatz 4 werden die folgenden Sätze angefügt:

 „Vereinigungen,  die  auf  Grund  einer  Anerkennung
 nach  anderen  Rechtsvorschriften  befugt  sind,  Rechts-
 behelfe  nach  der  Verwaltungsgerichtsordnung  gegen
 die  Entscheidung  nach  §  74  einzulegen,  können  in-
 nerhalb  der  Frist  nach  Satz  1  Stellungnahmen  zu  dem
 Plan  abgeben.  Die  Sätze  2  bis  4  gelten  entsprechend.“

 e)  Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  2  werden  nach  dem  Wort  „Einwen-
 dungen“  die  Wörter  „oder  Stellungnahmen  von
 Vereinigungen nach Absatz 4 Satz 5“ eingefügt.
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bb)  In  Nummer  4  Buchstabe  a  werden  die  Wörter
 „haben,  von“  durch  die  Wörter  „haben,  oder  die
 Vereinigungen,  die  Stellungnahmen  abgegeben
 haben, von“ ersetzt.

 f)  Absatz 6 wird wie folgt geändert:

 aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Nach  Ablauf  der  Einwendungsfrist  hat  die  An-
 hörungsbehörde  die  rechtzeitig  gegen  den  Plan
 erhobenen  Einwendungen,  die  rechtzeitig  ab-
 gegebenen  Stellungnahmen  von  Vereinigungen
 nach  Absatz  4  Satz  5  sowie  die  Stellungnahmen
 der  Behörden  zu  dem  Plan  mit  dem  Träger  des
 Vorhabens,  den  Behörden,  den  Betroffenen  so-
 wie  denjenigen,  die  Einwendungen  erhoben  oder
 Stellungnahmen abgegeben haben, zu erörtern.“

 bb)  In  Satz  3  werden  nach  dem  Wort  „erhoben“  die
 Wörter  „oder  Stellungnahmen  abgegeben“  ein-
 gefügt.

 cc) Satz 7 wird wie folgt gefasst:

 „Die  Anhörungsbehörde  schließt  die  Erörterung
 innerhalb  von  drei  Monaten  nach  Ablauf  der
 Einwendungsfrist ab.“

 g)  Absatz 8 wird wie folgt geändert:

 aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Soll  ein  ausgelegter  Plan  geändert  werden  und
 werden  dadurch  der  Aufgabenbereich  einer  Be-
 hörde  oder  einer  Vereinigung  nach  Absatz  4
 Satz  5  oder  Belange  Dritter  erstmals  oder  stärker
 als  bisher  berührt,  so  ist  diesen  die  Änderung
 mitzuteilen  und  ihnen  Gelegenheit  zu  Stellung-
 nahmen  und  Einwendungen  innerhalb  von  zwei
 Wochen  zu  geben;  Absatz  4  Satz  3  bis  6  gilt  ent-
 sprechend.“

 bb)  In  Satz  2  werden  die  Wörter  „Wirkt  sich  die  Än-
 derung  auf  das  Gebiet  einer  anderen  Gemeinde
 aus“  durch  die  Wörter  „Wird  sich  die  Änderung
 voraussichtlich  auf  das  Gebiet  einer  anderen  Ge-
 meinde auswirken“ ersetzt.

 h)  Absatz 9 wird wie folgt gefasst:

 „(9)  Die  Anhörungsbehörde  gibt  zum  Ergebnis  des
 Anhörungsverfahrens  eine  Stellungnahme  ab  und  lei-
 tet  diese  der  Planfeststellungsbehörde  innerhalb  eines
 Monats  nach  Abschluss  der  Erörterung  mit  dem  Plan,
 den  Stellungnahmen  der  Behörden  und  der  Vereini-
 gungen  nach  Absatz  4  Satz  5  sowie  den  nicht  erledig-
 ten Einwendungen zu.“

 6.  §  74 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Der  Planfeststellungsbeschluss  ist  dem  Träger  des
 Vorhabens,  denjenigen,  über  deren  Einwendungen
 entschieden  worden  ist,  und  den  Vereinigungen,  über
 deren  Stellungnahmen  entschieden  worden  ist,  zuzu-
 stellen.“

 b)  Absatz 6 wird wie folgt geändert:

 aa)  Satz 1 wird wie folgt geändert:

 aaa)  In  Nummer  1  werden  nach  dem  Wort
 „nicht“  die  Wörter  „oder  nur  unwesentlich“
 eingefügt  und  wird  das  Wort  „und“  durch
 ein Komma ersetzt.

 bbb)  In  Nummer  2  wird  der  Punkt  am  Ende
 durch das Wort „und“ ersetzt.

 ccc)  Folgende Nummer 3 wird angefügt:

 „3.  nicht  andere  Rechtsvorschriften  eine
 Öffentlichkeitsbeteiligung  vorschrei-
 ben,  die  den  Anforderungen  des  §  73
 Absatz  3  Satz  1  und  Absatz  4  bis  7  ent-
 sprechen muss.“

 bb)  Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „Die  Plangenehmigung  hat  die  Rechtswirkungen
 der  Planfeststellung;  auf  ihre  Erteilung  sind  die
 Vorschriften  über  das  Planfeststellungsverfahren
 nicht  anzuwenden;  davon  ausgenommen  sind
 Absatz  4  Satz  1  und  Absatz  5,  die  entsprechend
 anzuwenden sind.“

 c)  Absatz 7 Satz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  1  wird  das  Wort  „und“  am  Ende
 durch ein Komma ersetzt.

 bb)  In  Nummer  2  wird  der  Punkt  am  Ende  durch  das
 Wort „und“ ersetzt.

 cc)  Folgende Nummer 3 wird angefügt:

 „3.  nicht  andere  Rechtsvorschriften  eine  Öffent-
 lichkeitsbeteiligung  vorschreiben,  die  den
 Anforderungen  des  §  73  Absatz  3  Satz  1  und
 Absatz 4 bis 7 entsprechen muss.“

 7.  §  75 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1a  Satz  2  werden  nach  dem  Wort  „Abwä-
 gung“  die  Wörter  „oder  eine  Verletzung  von  Verfah-
 rens-  oder  Formvorschriften“  und  wird  nach  dem
 Wort  „können“  ein  Semikolon  und  werden  die  Wörter
 „die §§  45 und 46 bleiben unberührt“ eingefügt.

 b)  Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:

 „Als  Beginn  der  Durchführung  des  Plans  gilt  jede
 erstmals  nach  außen  erkennbare  Tätigkeit  von  mehr
 als  nur  geringfügiger  Bedeutung  zur  plangemäßen
 Verwirklichung  des  Vorhabens;  eine  spätere  Unter-
 brechung  der  Verwirklichung  des  Vorhabens  berührt
 den Beginn der Durchführung nicht.“

 Artikel 2

 Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung

 §  59  der  Verwaltungsgerichtsordnung  in  der  Fassung  der
 Bekanntmachung  vom  19.  März  1991  (BGBl.  I  S.  686),  die
 zuletzt durch … geändert worden ist, wird aufgehoben.
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Artikel 3

 Änderung des
 EG-Verbraucherschutzdurchsetzungsgesetzes

 In  §  13  Absatz  2  Satz  1  des  EG-Verbraucherschutzdurch-
 setzungsgesetzes  vom  21.  Dezember  2006  (BGBl.  I  S.  3367),
 das  zuletzt  durch  …  geändert  worden  ist,  werden  die  Wörter
 „entsprechend  §  59  der  Verwaltungsgerichtsordnung“  durch
 die  Wörter  „nach  §  37  Absatz  6  des  Verwaltungsverfahrens-
 gesetzes“ ersetzt.

 Artikel 4

 Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes

 Das  Energiewirtschaftsgesetz  vom  7.  Juli  2005  (BGBl.  I
 S.  1970,  3621),  das  zuletzt  durch  …  geändert  worden  ist,
 wird wie folgt geändert:

 1.  §  43a wird wie folgt geändert:

 a)  Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

 „1.  Der  Plan  ist  gemäß  §  73  Absatz  2  des  Verwal-
 tungsverfahrensgesetzes  innerhalb  von  zwei  Wo-
 chen nach Zugang auszulegen.“

 b)  Die Nummern 2 bis 4 werden aufgehoben.

 c)  Nummer  5  wird  Nummer  2  und  wird  wie  folgt  ge-
 fasst:

 „2.  Ein Erörterungstermin findet nicht statt, wenn

 a)  Einwendungen  gegen  das  Vorhaben  nicht
 oder nicht rechtzeitig erhoben worden sind,

 b)  die  rechtzeitig  erhobenen  Einwendungen  zu-
 rückgenommen worden sind,

 c)  ausschließlich  Einwendungen  erhoben  wor-
 den  sind,  die  auf  privatrechtlichen  Titeln  be-
 ruhen, oder

 d)  alle  Einwender  auf  einen  Erörterungstermin
 verzichten.

 Findet  keine  Erörterung  statt,  so  hat  die  Anhö-
 rungsbehörde  ihre  Stellungnahme  innerhalb  von
 sechs  Wochen  nach  Ablauf  der  Einwendungsfrist
 abzugeben  und  sie  der  Planfeststellungsbehörde
 zusammen  mit  den  sonstigen  in  §  73  Absatz  9
 des  Verwaltungsverfahrensgesetzes  aufgeführ-
 ten Unterlagen zuzuleiten.“

 d)  Nummer  6  wird  Nummer  3  und  wird  wie  folgt  ge-
 fasst:

 „3.  Soll  ein  ausgelegter  Plan  geändert  werden,  so
 kann  im  Regelfall  von  der  Erörterung  im  Sinne
 des  §  73  Absatz  6  des  Verwaltungsverfahrensge-
 setzes  und  des  §  9  Absatz  1  Satz  3  des  Gesetzes
 über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  abgese-
 hen werden.“

 e)  Nummer 7 wird aufgehoben.

 2.  §  43b wird wie folgt geändert:

 a)  In  dem  Satzteil  vor  Nummer  1  wird  die  Angabe  „gilt
 §  74“  durch  die  Wörter  „gelten  die  §§  73  und  74“  er-
 setzt.

 b)  Nummer 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „im  Sinne  von  §  43a
 Nr.  2“  durch  die  Wörter  „im  Sinne  von  §  73  Ab-
 satz  4  Satz  5  des  Verwaltungsverfahrensgeset-
 zes“ ersetzt.

 bb)  Die Sätze 2 bis 5 werden aufgehoben.

 c)  Die Nummern 2 und 3 werden aufgehoben.

 d)  Nummer 4 wird Nummer 2.

 e)  Nummer 5 wird aufgehoben.

 3.  §  43c Nummer 4 wird aufgehoben.

 4.  §  43e wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  Satz  1  werden  nach  dem  Wort  „Planfest-
 stellungsbeschluss“  die  Wörter  „nach  §  43,  auch  in
 Verbindung  mit  §  43b  Nr.  1,“  und  nach  dem  Wort
 „Plangenehmigung“  die  Wörter  „nach  §  43b  Nr.  2“
 gestrichen.

 b)  Absatz 4 wird aufgehoben.

 5.  In  §  45  Absatz  1  Nummer  1  wird  die  Angabe  „oder  2“
 gestrichen.

 Artikel 5

 Änderung der Gashochdruckleitungsverordnung

 In  §  5  Absatz  3  Satz  3  der  Gashochdruckleitungsverord-
 nung  vom  18.  Mai  2011  (BGBl.  I  S.  928)  werden  die  Wörter
 „oder §  43b Satz 1 Nummer 2“ gestrichen.

 Artikel 6

 Änderung des
 Energieverbrauchsrelevante-Produkte-Gesetzes

 In  §  7  Absatz  8  des  Energieverbrauchsrelevante-Pro-
 dukte-Gesetzes  vom  27.  Februar  2008  (BGBl.  I  S.  258),  das
 durch  Artikel  1  des  Gesetzes  vom  16.  November  2011
 (BGBl.  I  S.  2224)  geändert  worden  ist,  werden  die  Wörter
 „§  59  der  Verwaltungsgerichtsordnung“  durch  die  Wörter
 „§  37 Absatz 6 des Verwaltungsverfahrensgesetzes“ ersetzt.

 Artikel 7

 Änderung des Bundesfernstraßengesetzes

 Das  Bundesfernstraßengesetz  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  vom  28.  Juni  2007  (BGBl.  I  S.  1206),  das
 zuletzt  durch  …  geändert  worden  ist,  wird  wie  folgt  geän-
 dert:

 1.  In  §  2  Absatz  5  Satz  2  werden  die  Wörter  „in  Verbin-
 dung mit §  17b Abs.  1 Nr.  4“ gestrichen.

 2.  §  17a wird wie folgt geändert:

 a)  Die Nummern 1 bis 4 werden aufgehoben.

 b)  Nummer  5  wird  Nummer  1  und  wird  wie  folgt  geän-
 dert:

 aa)  Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.
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bb)  In  dem  bisherigen  Satz  4  wird  die  Angabe
 „Satz  2“  durch  die  Wörter  „§  73  Absatz  9  des
 Verwaltungsverfahrensgesetzes“ ersetzt.

 c)  Nummer  6  wird  Nummer  2  und  wird  wie  folgt  ge-
 fasst:

 „2.  Soll  ein  ausgelegter  Plan  geändert  werden,  so
 kann  im  Regelfall  von  der  Erörterung  im  Sinne
 des  §  73  Absatz  6  des  Verwaltungsverfahrensge-
 setzes  und  des  §  9  Absatz  1  Satz  3  des  Gesetzes
 über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  abgese-
 hen werden.“

 d)  Nummer 7 wird aufgehoben.

 3.  §  17b Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Nummern 1 bis 4 werden aufgehoben.

 b)  Nummer  5  wird  Nummer  1  und  in  Satz  1  werden  die
 Wörter „Nummer 1 und“ gestrichen.

 c)  Nummer 6 wird Nummer 2.

 d)  Nummer 7 wird aufgehoben.

 4.  §  17c Nummer 4 wird aufgehoben.

 5.  §  17e Absatz 6 wird aufgehoben.

 6.  In  §  19a  werden  nach  dem  Wort  „Planfeststellungsbe-
 schluss“  die  Angabe  „(§  17)“  und  nach  dem  Wort  „Plan-
 genehmigung“  die  Wörter  „(§  74  Abs.  6  des  Verwal-
 tungsverfahrensgesetzes  in  Verbindung  mit  §  17b  Abs.  1
 Nr.  1)“ gestrichen.

 Artikel 8

 Änderung des Allgemeinen Eisenbahngesetzes

 Das  Allgemeine  Eisenbahngesetz  vom  27.  Dezember
 1993  (BGBl.  I  S.  2378,  2396;  1994  I  S.  2439),  das  zuletzt
 durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  §  18a wird wie folgt geändert:

 a)  Die Nummern 1 bis 4 werden aufgehoben.

 b)  Nummer  5  wird  Nummer  1  und  wird  wie  folgt  geän-
 dert:

 aa)  Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.

 bb)  In  dem  bisherigen  Satz  4  wird  die  Angabe
 „Satz  2“  durch  die  Wörter  „§  73  Absatz  9  des
 Verwaltungsverfahrensgesetzes“ ersetzt.

 c)  Nummer  6  wird  Nummer  2  und  wird  wie  folgt  ge-
 fasst:

 „2.  Soll  ein  ausgelegter  Plan  geändert  werden,  so
 kann  im  Regelfall  von  der  Erörterung  im  Sinne
 des  §  73  Absatz  6  des  Verwaltungsverfahrensge-
 setzes  und  des  §  9  Absatz  1  Satz  3  des  Gesetzes
 über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  abgese-
 hen werden.“

 d)  Nummer 7 wird aufgehoben.

 2.  §  18b wird aufgehoben.

 3.  §  18c Nummer 4 wird aufgehoben.

 4.  §  18e Absatz 6 wird aufgehoben.

 Artikel 9

 Änderung der Bundeseisenbahngebühren-
 verordnung

 Anlage  1  Teil  1  Abschnitt  2  der  Bundeseisenbahngebüh-
 renverordnung  vom  27.  März  2008  (BGBl.  I  S.  546),  die  zu-
 letzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  In  Nummer  2.2  wird  die  Angabe  „§  18  AEG  i.  V.  m.  §  74
 Abs.  6  VwVfG  und  §  18b  AEG“  durch  die  Angabe  „§  18
 AEG i.  V.  m. §  74 Abs.  6 VwVfG“ ersetzt.

 2.  In  Nummer  2.3  wird  die  Angabe  „§  18  AEG  i.  V.  m.  §  74
 Abs.  7  VwVfG  und  §  18b  Nr.  4  AEG“  durch  die  An-
 gabe „§  18 AEG i.  V.  m. §  74 Abs.  7 VwVfG“ ersetzt.

 3.  In  Nummer  2.4  wird  die  Angabe  „§  18e  Abs.  6  AEG
 i.  V.  m.  §  77  VwVfG“  durch  die  Angabe  „§  77  VwVfG
 i.  V.  m. §  75 Abs.  1a VwVfG“ ersetzt.

 Artikel 10

 Änderung des
 Magnetschwebebahnplanungsgesetzes

 Das  Magnetschwebebahnplanungsgesetz  vom  23.  No-
 vember  1994  (BGBl.  I  S.  3486),  das  zuletzt  durch  …  geän-
 dert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  §  2 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Nummern 1 bis 4 werden aufgehoben.

 b)  Nummer  5  wird  Nummer  1  und  wird  wie  folgt  geän-
 dert:

 aa)  Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.

 bb)  In  dem  bisherigen  Satz  4  wird  die  Angabe
 „Satz  2“  durch  die  Wörter  „§  73  Absatz  9  des
 Verwaltungsverfahrensgesetzes“ ersetzt.

 c)  Nummer  6  wird  Nummer  2  und  wird  wie  folgt  ge-
 fasst:

 „2.  Soll  ein  ausgelegter  Plan  geändert  werden,  so
 kann  im  Regelfall  von  der  Erörterung  im  Sinne
 des  §  73  Absatz  6  des  Verwaltungsverfahrensge-
 setzes  und  des  §  9  Absatz  1  Satz  3  des  Gesetzes
 über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  abgese-
 hen werden.“

 d)  Nummer 7 wird aufgehoben.

 2.  §  2a wird aufgehoben.

 3.  §  2b Nummer 4 wird aufgehoben.

 4.  §  2d Absatz 4 wird aufgehoben.

 Artikel 11

 Änderung des Bundeswasserstraßengesetzes

 Das  Bundeswasserstraßengesetz  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  vom  23.  Mai  2007  (BGBl.  I  S.  962;  2008  I
 S.  1980),  das  zuletzt  durch  …  geändert  worden  ist,  wird  wie
 folgt geändert:

 1.  In  §  8  Absatz  5  Satz  3  werden  die  Wörter  „Satz  2  und  3“
 durch die Wörter „Satz 3 und 4“ ersetzt.
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2.  In  §  14  Absatz  2  Satz  1  wird  die  Angabe  „§  14b  Nr.  6“
 durch die Angabe „§  14b Nummer 1“ ersetzt.

 3.  §  14a wird wie folgt geändert:

 a)  Die Nummern 1 bis 4 werden aufgehoben.

 b)  Nummer  5  wird  Nummer  1  und  Satz  2  wird  aufgeho-
 ben.

 c)  Nummer  6  wird  Nummer  2  und  wird  wie  folgt  ge-
 fasst:

 „2.  Soll  ein  ausgelegter  Plan  geändert  werden,  so
 kann  im  Regelfall  von  der  Erörterung  im  Sinne
 des  §  73  Absatz  6  des  Verwaltungsverfahrensge-
 setzes  und  des  §  9  Absatz  1  Satz  3  des  Gesetzes
 über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  abgese-
 hen werden.“

 d)  Nummer 7 wird aufgehoben.

 4.  §  14b wird wie folgt geändert:

 a)  Die Nummern 1 bis 5 werden aufgehoben.

 b)  Die Nummern 6 bis 11 werden die Nummern 1 bis 6.

 5.  §  14c Nummer 4 wird aufgehoben.

 6.  §  14e Absatz 6 wird aufgehoben.

 7.  In  §  15  Absatz  1  Satz  3  wird  die  Angabe  „§  14b  Nr.  6“
 durch die Angabe „§  14b Nummer 1“ ersetzt.

 8.  §  51 wird wie folgt gefasst:

 „§  51
 Ordnungswidrigkeitendatei

 (1)  Jede  Wasser-  und  Schifffahrtsdirektion  führt  eine
 Datei  über  die  in  ihrer  Zuständigkeit  verfolgten  Ord-
 nungswidrigkeiten  gemäß  §  50  zum  Zweck  der  Bearbei-
 tung  von  Ordnungswidrigkeitenverfahren  und  der  Vor-
 gangsverwaltung.

 (2)  Zu  den  in  Absatz  1  genannten  Zwecken  können
 folgende Daten gespeichert werden:

 1.  zum Betroffenen:

 a)  Familienname, Geburtsname und Vornamen,

 b)  Tag und Ort der Geburt,

 c)  Anschrift,

 d)  gegebenenfalls  Name  und  Anschrift  des  gesetz-
 lichen Vertreters,

 e)  gegebenenfalls  Name  und  Anschrift  des  Unter-
 nehmens sowie

 f)  gegebenenfalls  Name  und  Anschrift  des  Zustel-
 lungsbevollmächtigten,

 2.  die zuständige Bußgeldstelle und das Aktenzeichen,

 3.  die  Tatzeiten  und  Tatorte  sowie  Merkmale  von  Tat-
 werkzeugen,

 4.  die  Tatvorwürfe  durch  Angabe  der  gesetzlichen  Vor-
 schriften  und  die  nähere  Bezeichnung  der  Ordnungs-
 widrigkeiten,

 5.  das  Datum  der  Einleitung  des  Verfahrens  sowie  das
 Datum  der  Verfahrenserledigung  durch  die  Bußgeld-
 stelle,  die  Staatsanwaltschaft  und  das  Gericht  unter
 Angabe der gesetzlichen Vorschriften,

 6.  die  für  die  ordnungsgemäße  Vorgangsverwaltung  er-
 forderlichen  Daten,  insbesondere  die  Höhe  der  Geld-
 buße.

 (3)  Das  Bundesministerium  für  Verkehr,  Bau  und
 Stadtentwicklung  wird  ermächtigt,  durch  Rechtsverord-
 nung Folgendes zu bestimmen:

 1.  das  Nähere  über  Art  und  Umfang  der  zu  speichern-
 den Daten nach Absatz 2 Nummer 3 bis 6,

 2.  Verfahren  von  besonderer  Bedeutung  nach  Absatz  5
 und die dabei einzuhaltenden Löschungsfristen.

 (4)  Die  nach  Absatz  2  gespeicherten  personenbezoge-
 nen  Daten  dürfen,  soweit  dies  erforderlich  ist,  zu  folgen-
 den  Zwecken  folgenden  Stellen  auch  in  elektronischer
 Form übermittelt werden:

 1.  zur Durchführung von Verwaltungsaufgaben

 a)  nach diesem Gesetz oder

 b)  nach  Rechtsvorschriften,  die  auf  Grund  dieses
 Gesetzes erlassen wurden,

 den  Dienststellen  der  Wasser-  und  Schifffahrtsver-
 waltung  des  Bundes  und  der  Wasserschutzpolizeien
 der Länder sowie der Bundeskasse,

 2.  zur  Verfolgung  von  Straftaten  oder  Ordnungswidrig-
 keiten,  die  im  Zusammenhang  mit  der  als  Ordnungs-
 widrigkeit  verfolgten  Tat  stehen,  den  Gerichten,
 Staatsanwaltschaften  sowie  den  Dienststellen  der
 Wasser-  und  Schifffahrtsverwaltung  des  Bundes  und
 der Wasserschutzpolizeien der Länder oder

 3.  zur  Vollstreckung  von  Bußgeldbescheiden  oder  von
 Anordnungen  des  Verfalls  im  Sinne  des  §  29  des  Ge-
 setzes  über  Ordnungswidrigkeiten  den  Gerichten,
 Staatsanwaltschaften und Hauptzollämtern.

 (5)  Die  nach  Absatz  2  gespeicherten  personenbezoge-
 nen  Daten  sind  zu  löschen,  soweit  sie  für  die  Aufgaben
 nach  Absatz  1  nicht  mehr  erforderlich  sind,  spätestens
 jedoch  nach  dem  Ende  der  Vollstreckungsverjährung.
 Dies  gilt  nicht,  soweit  bei  Verfahren  von  besonderer  Be-
 deutung eine längere Frist erforderlich ist.“

 Artikel 12

 Änderung der Kostenverordnung
 zum Bundeswasserstraßengesetz

 In  Nummer  3  der  Anlage  1  zu  §  1  Absatz  4  der  Kostenver-
 ordnung  zum  Bundeswasserstraßengesetz  vom  8.  November
 1994  (BGBl.  I  S.  3450),  die  zuletzt  durch  Artikel  4  des  Ge-
 setzes  vom  9.  Dezember  2006  (BGBl.  I  S.  2833;  2007  I
 S.  691)  geändert  worden  ist,  wird  die  Angabe  „§  14b  Nr.  11“
 durch die Angabe „§  14b Nr.  6“ ersetzt.

 Artikel 13

 Änderung des Luftverkehrsgesetzes

 Das  Luftverkehrsgesetz  in  der  Fassung  der  Bekanntma-
 chung  vom  10.  Mai  2007  (BGBl.  I  S.  698),  das  zuletzt
 durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
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1.  §  6 Absatz 5 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „§  10  Abs.  2  Nr.  3  Satz
 1  bis  4,  Abs.  8“  durch  die  Angabe  „§  73  Absatz  3a,
 §  75 Absatz 1a“ ersetzt.

 b)  In  Satz  2  wird  die  Angabe  „§  10  Abs.  6  und  7“  durch
 die Wörter „§  10 Absatz 4 und 5“ ersetzt.

 2.  §  8 wird wie folgt geändert:

 a)  Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

 „Für  das  Planfeststellungsverfahren  gelten  die  §§  72
 bis  78  des  Verwaltungsverfahrensgesetzes  nach  Maß-
 gabe dieses Gesetzes.“

 b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

 „(2)  Für  die  Plangenehmigung  gilt  §  9  Absatz  1
 entsprechend.“

 c)  Absatz 3 wird aufgehoben.

 3.  §  9 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

 „(1)  §  75  Absatz  1  des  Verwaltungsverfahrensge-
 setzes  gilt  nicht  für  Entscheidungen  des  Bundes-
 ministeriums  für  Verkehr,  Bau  und  Stadtentwicklung
 nach  §  27d  Absatz  1  und  4  und  Entscheidungen  der
 Baugenehmigungsbehörden  auf  Grund  des  Bau-
 rechts.“

 b)  Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben.

 c)  Absatz 4 wird Absatz 2.

 d)  Absatz  5  wird  Absatz  3  und  die  Sätze  2  und  3  werden
 aufgehoben.

 4.  §  10 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Planfeststellungsbehörde  und  Anhörungsbehör-
 de  sind  die  von  der  Landesregierung  bestimmten
 Behörden  des  Landes,  in  dem  das  Gelände  liegt.“

 bb)  Satz 3 wird aufgehoben.

 b)  Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

 „1.  §  73  Absatz  3a  des  Verwaltungsverfahrens-
 gesetzes  gilt  für  Äußerungen  der  Kommis-
 sion nach §  32b entsprechend.“

 bb)  Die Nummern 2 bis 4 werden aufgehoben.

 cc)  Die  Nummern  5  und  6  werden  die  Nummern  2
 und 3.

 c)  Die Absätze 4 und 5 werden aufgehoben.

 d)  Die Absätze 6 und 7 werden die Absätze 4 und 5.

 e)  Absatz 8 wird aufgehoben.

 Artikel 14

 Änderung der Kostenverordnung
 der Luftfahrtverwaltung

 Abschnitt  V  der  Anlage  (Gebührenverzeichnis)  der  Kos-
 tenverordnung  der  Luftfahrtverwaltung  vom  14.  Februar
 1984  (BGBl.  I  S.  346),  die  zuletzt  durch  Artikel  1  der  Ver-
 ordnung  vom  19.  August  2010  (BGBl.  I  S.  1224)  geändert
 worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  In  Nummer  9  wird  die  Angabe  „§  8  Abs.  2“  durch  die
 Angabe „§  74 Abs.  6 VwVfG“ ersetzt.

 2.  In  Nummer  10  wird  die  Angabe  „§  10  Abs.  1  Satz  3,  §  8
 Abs.  3  LuftVG,  §  76  Abs.  2  VwVfG“  durch  die  Angabe
 „§  74 Abs.  1 und 6, §  76 Abs.  2 VwVfG“ ersetzt.

 Artikel 15

 Bekanntmachungserlaubnis

 Das  Bundesministerium  des  Innern  kann  den  Wortlaut
 des  Verwaltungsverfahrensgesetzes  in  der  vom  …  [einset-
 zen:  Datum  des  Inkrafttretens  nach  Artikel  16  Satz  1  dieses
 Gesetzes]  an  geltenden  Fassung  im  Bundesgesetzblatt  be-
 kannt  machen.  Das  Bundesministerium  für  Verkehr,  Bau
 und  Stadtentwicklung  kann  den  Wortlaut  des  Bundes-
 fernstraßengesetzes  in  der  vom  …  [einsetzen:  Datum  des
 Inkrafttretens  nach  Artikel  16  Satz  2  dieses  Gesetzes]  und
 des  Bundeswasserstraßengesetzes  in  der  vom  …  [einsetzen:
 Datum  des  Inkrafttretens  nach  Artikel  16  Satz  1  dieses  Ge-
 setzes]  an  geltenden  Fassung  im  Bundesgesetzblatt  bekannt
 machen.

 Artikel 16

 Inkrafttreten

 Dieses  Gesetz  tritt  vorbehaltlich  des  Satzes  2  am  Tag
 nach  der  Verkündung  in  Kraft.  Die  Artikel  4,  5,  7  bis  10,  13
 und  14  treten  am  …  [einsetzen:  Datum  des  ersten  Tages  des
 zwölften  auf  die  Verkündung  folgenden  Kalendermonats]  in
 Kraft.
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Begründung
 A.  Allgemeiner Teil

 I.  Ausgangslage

 Das  „Gesetz  zur  Beschleunigung  von  Planungsverfahren
 für  Infrastrukturvorhaben“  (Infrastrukturplanungsbeschleuni-
 gungsgesetz)  vom  9.  Dezember  2006  (BGBl.  I  S.  2833)
 überführte  die  Bestimmungen  des  2007  außer  Kraft  getre-
 tene  und  nur  in  den  neuen  Ländern  sowie  im  Land  Berlin
 geltenden  „Gesetz  zur  Beschleunigung  der  Planungen  für
 Verkehrswege“  (Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsge-
 setz)  vom  16.  Dezember  1991  in  sechs  Fachplanungsge-
 setze.  Damit  sollte  bundesweit  die  Verwirklichung  wichti-
 ger  Infrastrukturvorhaben  beschleunigt  werden.  In  den
 wichtigsten  Fachgesetzen  wurde  dafür  eine  Reihe  von  weit-
 gehend  gleichlautenden  Vorschriften  eingefügt,  die  von  den
 allgemeinen  Regelungen  zum  Planfeststellungsverfahren  im
 Verwaltungsverfahrensgesetz  (VwVfG)  abweichen  oder
 diese  ergänzen.  Betroffen  sind  das  Allgemeine  Eisenbahn-
 gesetz,  das  Bundesfernstraßengesetz,  das  Bundeswasser-
 straßengesetz,  das  Luftverkehrsgesetz,  das  Magnetschwebe-
 bahnplanungsgesetz  und  das  Energiewirtschaftsgesetz.  Um
 das  geplante  Vorhaben  möglichst  schnell  umsetzen  zu  kön-
 nen,  wurde  mit  dem  Gesetz  bewusst  von  dem  Grundsatz  ab-
 gewichen,  Verfahren  im  VwVfG  als  der  zentralen  Kodifika-
 tion des Verfahrensrechts zu regeln.

 Jedoch  haben  Bundestag  (Bundestagsdrucksache  16/3158)
 und  Bundesrat  (Bundesratsdrucksache  764/06  B)  zugleich
 gefordert,  die  beschleunigenden  Maßnahmen  auf  das  Plan-
 feststellungsverfahrensrecht  insgesamt  auszudehnen  und  in
 den  Verwaltungsverfahrensgesetzen  des  Bundes  und  der
 Länder  zu  verankern.  So  heißt  es  in  einer  Entschließung  des
 Bundestages vom 27. Oktober 2006:

 „1.  Die  beschleunigenden  Maßgaben  des  Gesetzentwurfs
 sind  auf  den  gesamten  Anwendungsbereich  der  Planfeststel-
 lungsverfahren  auszudehnen  und  im  Verwaltungsverfah-
 rensgesetz  (VwVfG)  des  Bundes  sowie  der  Länder  sobald
 wie  möglich  in  einem  gesonderten  Gesetzgebungsverfahren
 zu verankern.

 2.  Soweit  einzelne  Bereiche  von  den  Änderungen  nachvoll-
 ziehbar  und  begründet  nicht  betroffen  sein  sollen,  sind  ent-
 sprechende  Ausnahmeregelungen  an  geeigneter  Stelle  zu
 treffen.

 3.  Die  Bundesregierung  soll  sich  bei  den  Ländern  für  eine
 entsprechende  Umsetzung  in  den  Verwaltungsverfahrensge-
 setzen der Länder einsetzen.“

 Der  Bundesrat  schloss  sich  dem  an  und  forderte  in  einer
 eigenen  Entschließung  am  24.  November  2006  ebenfalls,
 die  Änderungen  aus  den  Fachgesetzen  in  das  Verwaltungs-
 verfahrensgesetz zu übernehmen.

 Die  Regelungen  des  Infrastrukturplanungsbeschleunigungs-
 gesetzes  zum  Planfeststellungsverfahren  haben  sich  im  We-
 sentlichen  bewährt  und  können  weitgehend  zur  Entlastung
 der  Fachplanungsgesetze  in  das  VwVfG  übertragen  werden.

 Bei  Vorhaben,  die  wesentliche  Belange  Dritter  berühren
 können,  bestehen  in  den  jeweiligen  Genehmigungs-  und
 Planfeststellungsverfahren  bereits  unterschiedliche  Formen

 der  Öffentlichkeitsbeteiligung.  Sie  zielen  vor  allem  auf  eine
 möglichst  vollständige  Erfassung  aller  für  die  Prüfung  der
 materiellen  Rechtmäßigkeit  eines  geplanten  Vorhabens  rele-
 vanten  Auswirkungen  ab,  um  diese  bei  erforderlichen  Ab-
 wägungen  einbeziehen  und  in  der  Genehmigungsentschei-
 dung  berücksichtigen  zu  können.  Diese  Beteiligungsver-
 fahren  dienen  damit  dem  Schutz  der  Rechte  der  von  dem
 Vorhaben  Betroffenen  und  können  die  Akzeptanz  der  be-
 hördlichen  Entscheidung  fördern.  In  dieser  Funktion  haben
 sich  die  Beteiligungsverfahren  –  etwa  der  Erörterungster-
 min im Planfeststellungsverfahren – grundsätzlich bewährt.

 Vor  allem  bei  Großvorhaben,  deren  Auswirkungen  über  die
 Einwirkungen  auf  ihre  unmittelbare  Umgebung  hinausge-
 hen  und  die  oft  Bedeutung  über  ihren  Standort  hinaus  ha-
 ben,  werden  diese  Formen  der  Öffentlichkeitsbeteiligung  als
 nicht  mehr  ausreichend  empfunden.  Hier  ist  ein  zunehmen-
 des  Interesse  der  Bürger  an  frühzeitiger  Beteiligung  und
 Mitsprache  festzustellen.  Als  unzureichend  wird  dabei  emp-
 funden,  dass  die  bestehenden  Beteiligungsformen  in  einem
 fortgeschrittenen  Planungsstadium  vorgesehen  und  auf  den
 Rechtsschutz  der  unmittelbar  Betroffenen  ausgerichtet  sind.
 Die  Möglichkeit,  detaillierte  Informationen  zu  einem  ge-
 planten  Vorhaben  zu  erlangen  und  Einfluss  zu  nehmen,
 werde  auf  einen  zu  kleinen  Personenkreis  beschränkt.  Tat-
 sächliche  Einflussmöglichkeiten  würden  zudem  dadurch
 eingeschränkt,  dass  der  Vorhabenträger  seine  Planung  vor
 Einreichung  seiner  Antragsunterlagen  zur  Genehmigung  be-
 reits  abgeschlossen  hat  und  schon  deshalb  zu  substantiellen
 Änderungen  nicht  mehr  bereit  oder  in  der  Lage  ist.  Daraus
 entsteht  der  Wunsch  nach  Beteiligungsmöglichkeiten  be-
 reits  in  einer  frühen  Phase  der  Planung  und  über  den  Kreis
 der  unmittelbar  Betroffenen  hinaus.  Gerade  Träger  von
 Großvorhaben  haben  inzwischen  die  Vorteile  einer  frühen
 Öffentlichkeitsbeteiligung  erkannt  und  nutzen  sie  mit  Er-
 folg.  Auf  diese  Weise  gelingt  es,  durch  die  Schaffung  von
 Transparenz  und  Gelegenheit  zur  Partizipation  Planungen
 auch  im  Hinblick  auf  die  Akzeptanz  des  Vorhabens  und  die
 spätere  Behördenentscheidung  in  der  Bevölkerung  zu  op-
 timieren.  Ein  Bedürfnis  für  derartige  Formen  der  frühen
 Öffentlichkeitsbeteiligung  besteht  nicht  nur  bei  planfest-
 stellungspflichtigen,  also  vor  allem  raumbedeutsamen  In-
 frastrukturvorhaben,  sondern  auch  bei  anderen  Vorhaben,
 deren  mögliche  Auswirkungen  über  ihre  unmittelbare  Nach-
 barschaft  hinausgehen,  etwa  beim  Bau  von  Anlagen,  die
 einer  immissionsschutzrechtlichen  Genehmigung  bedürfen.
 Bislang  sieht  das  VwVfG  noch  keine  ausdrückliche  Rege-
 lung für eine frühe Öffentlichkeitsbeteiligung vor.

 II.  Ziel und Gegenstand des Gesetzentwurfs

 Die  verallgemeinerungsfähigen  Regelungen  des  Infrastruk-
 turplanungsbeschleunigungsgesetzes  zum  Planfeststellungs-
 verfahren  werden  in  das  VwVfG  übertragen.  Zur  Rechtsver-
 einheitlichung  und  Normenreduzierung  werden  im  Gegen-
 zug  die  dann  nicht  mehr  erforderlichen  Maßgabevorschrif-
 ten  in  den  betroffenen  Fachgesetzen  gestrichen.  Lediglich
 die  wegen  der  Besonderheiten  des  jeweiligen  Fachrechts  er-
 forderlichen  und  nicht  verallgemeinerungsfähigen  Sonder-
 regelungen bleiben in den Fachgesetzen erhalten.
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Im  VwVfG  werden  im  Abschnitt  „Verfahrensgrundsätze“
 allgemeine  Regelungen  über  die  „frühe  Öffentlichkeitsbe-
 teiligung“  als  neuer  Absatz  in  §  25  eingeführt.  Durch  die
 Regelung  werden  die  zuständigen  Behörden  verpflichtet
 beim  Vorhabenträger  auf  eine  Öffentlichkeitsbeteiligung  be-
 reits  vor  Eröffnung  des  eigentlichen  Genehmigungs-  oder
 Planfeststellungsverfahrens  hinzuwirken.  Die  Regelung  bie-
 tet  dafür  einen  Orientierungsrahmen,  indem  sie  die  wesent-
 lichen  Bestandteile  dieser  Öffentlichkeitsbeteiligung  darstellt.

 Diese  Maßnahmen  dienen  dazu,  dass  vor  allem  Großpro-
 jekte  künftig  zügiger  verwirklicht  werden  können  und  zu-
 gleich  die  Bürgerbeteiligung  gestärkt  wird.  Dies  wird  da-
 durch  erreicht,  dass  die  Vorhabenträger  besser  vorbereitete
 Planungen  vorlegen.  Damit  können  mögliche  Konflikte  be-
 reits  im  Vorfeld  erkannt  und  entschärft  und  das  anschlie-
 ßende Verwaltungsverfahren entlastet werden.

 Im  Interesse  der  Betroffenen  und  zur  Verfahrensbeschleuni-
 gung  wird  zudem  für  den  Erlass  von  Verwaltungsakten,  die
 der  Anfechtung  unterliegen,  eine  generelle  –  also  nicht  auf
 das  Planfeststellungsverfahren  beschränkte  –  Pflicht  zur  Er-
 teilung  einer  Rechtsbehelfsbelehrung  eingeführt.  Diese  Er-
 gänzung  erfolgt  bei  den  allgemeinen  Vorschriften  über  den
 Verwaltungsakt.  Auch  europarechtliche  Vorgaben  verlangen
 zunehmend  die  Erteilung  von  Rechtsbehelfsbelehrungen  bei
 belastenden  Verwaltungsakten,  so  dass  eine  generelle  Be-
 lehrungspflicht  angezeigt  erscheint.  Eine  solche  Beleh-
 rungspflicht  sehen  bislang  bereits  §  59  der  Verwaltungs-
 gerichtsordnung  für  die  Bundesbehörden  und  die  Verwal-
 tungsverfahrensgesetze  der  Länder  Berlin  und  Schleswig-
 Holstein  vor.  Ausgenommen  bleiben  entsprechend  diesen
 landesgesetzlichen  Regelungen  Verwaltungsakte  in  Prü-
 fungsverfahren.

 Weitere Änderungen im VwVfG

 Durch  entsprechende  Ergänzungen  in  §  20  VwVfG  werden
 Lebenspartner  ausdrücklich  in  den  Kreis  der  Personen  ein-
 bezogen,  die  kraft  Gesetzes  als  Amtsträger  in  einem  Ver-
 waltungsverfahren  nicht  tätig  werden  dürfen.  Die  Regelung
 dient  der  Klarstellung,  da  Lebenspartner  bei  entsprechender
 Anwendung  von  §  20  Absatz  5  Nummer  1  VwVfG  schon
 bislang  ausgeschlossen  waren,  und  der  Anpassung  an  die
 Verwaltungsverfahrensgesetze  der  Länder,  die  bereits  eine
 ausdrückliche Regelung enthalten.

 III.  Die wesentlichen Änderungen im Überblick

 Planfeststellungsverfahren

 Weitgehende  verfahrensrechtliche  Gleichstellung  der  durch
 staatliche  Anerkennung  mit  Rechtsbehelfsbefugnis  ausge-
 statteten  Vereinigungen  (Umweltschutzvereinigungen)  mit
 den  Betroffenen

 Verfahrensrechtlich  werden  die  nach  den  Fachgesetzen  zu
 beteiligenden  Vereinigungen  den  Betroffenen  weitgehend
 gleichgestellt.  Das  VwVfG  kann  hierfür  nur  eine  abstrakte
 Regelung  vorsehen,  die  an  die  Rechtsbehelfsbefugnis  an-
 knüpft.  Die  Regelungen  zielen  deshalb  auf  die  klagebefug-
 ten  anerkannten  Umwelt-  einschließlich  Naturschutzverei-
 nigungen  ab,  ohne  diese  zu  benennen.  Mit  der  fristgebunde-
 nen  Beteiligung  der  Vereinigungen  ist  eine  Präklusionswir-
 kung  nach  Fristablauf  –  entsprechend  den  Einwendungen
 der Betroffenen – verbunden.

 Fristgebundene Durchführung des Anhörungsverfahrens

 Für  die  Behörden  werden  zur  Beschleunigung  und  Straffung
 des  Planfeststellungsverfahrens  weitere  verbindliche  Fristen
 im Anhörungsverfahren eingeführt.

 Ausdrückliche Einschränkung der Behördenpräklusion

 Gegen  die  bisherige  Regelung  in  §  73  Absatz  3a  Satz  2
 VwVfG  bestanden  Bedenken,  die  eine  verfassungskon-
 forme  weite  Auslegung  erforderlich  machten.  Die  Regelung
 aus  den  fachgesetzlichen  Maßgaben  wird  deshalb  in  das
 VwVfG übertragen.

 Zulassung  der  Plangenehmigung  für  Fälle  nur  unwesent-
 licher Beeinträchtigung

 Die  Plangenehmigung  wird  auch  für  Fälle  einer  –  allerdings
 nur  unwesentlichen  –  Beeinträchtigung  der  Rechte  anderer
 zugelassen.  In  Frage  kommen  etwa  Fälle  nur  vorübergehen-
 der Inanspruchnahme unbedeutender Grundstücksteile.

 Erstreckung  der  Zustellungsregelung  für  den  Planfeststel-
 lungsbeschluss auf die Plangenehmigung

 Für  die  Plangenehmigung  besteht  nach  dem  VwVfG  bislang
 –  im  Gegensatz  zu  den  fachgesetzlichen  Maßgaben  –  keine
 Zustellungspflicht.  Diese  wird  übernommen  als  Ausnahme
 von  der  Nichtanwendbarkeit  der  Vorschriften  über  das  Plan-
 feststellungsverfahren.

 Verzicht  auf  Plangenehmigung  und  Planfeststellung  nur  bei
 Vorhaben  ohne  gesetzlich  vorgeschriebene  Öffentlichkeits-
 beteiligung (nicht UVP-pflichtige Vorhaben)

 Auch  bei  einfach  gelagerten  Fällen,  in  denen  sonst  auf  eine
 Planfeststellung  verzichtet  werden  könnte,  muss  ein  Plan-
 feststellungsverfahren  durchgeführt  werden,  wenn  eine  Öf-
 fentlichkeitsbeteiligung  gesetzlich  vorgeschrieben  ist.  Die
 Regelung  zielt  ab  auf  die  Umweltverträglichkeitsprüfungen
 nach  dem  Gesetz  über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung
 (UVPG),  wie  sie  z.  B.  in  §  17b  Absatz  1  Nummer  1  des
 Bundesfernstraßengesetzes  (FStrG),  §  18b  des  Allgemeinen
 Eisenbahngesetzes  (AEG)  oder  §  14b  des  Bundeswasser-
 straßengesetzes  (WaStrG)  jeweils  in  der  bislang  geltenden
 Fassung  genannt  werden.  Dies  sind  erst  Recht  keine  Fälle
 unwesentlicher  Bedeutung,  bei  denen  sogar  vom  Verfahren
 der Plangenehmigung abgesehen werden könnte.

 Ausdehnung  der  Heilungsmöglichkeit  bei  Mängeln  der  Ab-
 wägung auch auf Verfahrens- und Formfehler

 Damit  wird  klargestellt,  dass  bei  der  Verletzung  von  Verfah-
 rens-  oder  Formvorschriften  die  allgemeinen  Vorschriften  in
 den  §§  45  und  46  unberührt  bleiben.  Wie  bei  Mängeln  in  der
 Abwägung  ist  das  vorrangige  Ziel  die  Planerhaltung.  Nur
 wenn  der  Verfahrens-  oder  Formfehler  nicht  durch  ein  er-
 gänzendes  Verfahren  behoben  werden  kann,  kommt  eine
 Aufhebung  des  Planfeststellungsbeschlusses  oder  der  Plan-
 genehmigung in Frage.

 Maßgabevorschriften,  die  nicht  in  das  VwVfG  übertragen
 werden:



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 15 – Drucksache 17/9666
Fakultativstellung des Erörterungstermins

 Das  Verfahrensinstrument  Erörterungstermin  bleibt  im
 VwVfG  unverändert,  die  Maßgabevorschriften  in  den  Fach-
 gesetzen bleiben erhalten.

 Beschränkung  der  Ermittlungspflicht  der  Behörde  hinsicht-
 lich nicht ortsansässiger Betroffener

 Die  Maßgabevorschriften  in  den  Fachplanungsgesetzen  se-
 hen  bislang  eine  Benachrichtigung  nicht  ortsansässiger  Be-
 troffener  nur  noch  vor,  wenn  diese  der  Behörde  bekannt
 sind.  Um  das  Verfahren  zu  beschleunigen,  soll  die  Behörde
 nicht  verpflichtet  sein,  Aufenthalt  und  Person  zu  ermitteln.
 Die  Regelung  galt  ursprünglich  beschränkt  auf  die  neuen
 Bundesländer  und  wurde  geschaffen,  weil  die  Ermittlung
 nicht  ortsansässiger  Betroffener  in  der  damaligen  besonde-
 ren  Situation  häufig  problematisch  war.  Später  wurde  ihre
 Geltung  auf  das  gesamte  Bundesgebiet  ausgedehnt.  Die  in-
 tendierte  Verfahrensbeschleunigung  kann  aber  bei  Wahrung
 der  grundgesetzlich  geschützten  Eigentumsrechte  der  Be-
 troffenen  kaum  erreicht  werden.  Denn  bei  verfassungskon-
 former  Auslegung  muss  von  der  Behörde  ein  gewisser  Er-
 mittlungsaufwand  –  zumindest  die  Auswertung  der  verfüg-
 baren  Unterlagen  und  Register  –  verlangt  werden.  Dies  er-
 gibt  sich  bereits  aus  dem  Amtsermittlungsgrundsatz  (§  24
 VwVfG).  Die  Ermittlung  der  Betroffenen  wird  mit  zuneh-
 mender  elektronischer  Unterstützung  auch  immer  unproble-
 matischer.  Die  Beschränkung  der  Benachrichtigungspflicht
 in  Bezug  auf  bereits  nach  Person  und  Aufenthalt  bekannte
 nicht  ortsansässige  Betroffene  erscheint  nicht  vertretbar.  Die
 entsprechenden  Regelungen  in  den  Fachgesetzen  werden
 deshalb gestrichen.

 Auf  zehn  Jahre  verlängerte  Plangeltung  mit  Verlängerungs-
 option um weitere fünf Jahre

 Die  verlängerte  Plangeltung  kann  bei  Großvorhaben  wegen
 besonderer  haushaltspolitischer  oder  wirtschaftlicher  Bedin-
 gungen  eine  Berechtigung  haben.  In  sonstigen  Fällen  be-
 günstigt  sie  den  Vorhabenträger  unverhältnismäßig  zulasten
 der  Betroffenen  und  ist  für  diese  häufig  kaum  zumutbar.  Zu-
 dem  reduziert  sie  den  Druck,  mit  der  Durchführung  des
 planfestgestellten  Vorhabens  so  früh  wie  möglich  zu  begin-
 nen,  woran  regelmäßig  aber  auch  ein  öffentliches  Interesse
 bestehen wird.

 Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung

 Die  frühe  Öffentlichkeitsbeteiligung  soll  vor  dem  eigent-
 lichen  Verwaltungsverfahren  –  also  vor  förmlicher  An-
 tragstellung  –  erfolgen.  Die  zuständigen  Behörden  werden
 verpflichtet,  bei  dem  Vorhabenträger  auf  die  frühe  Öffent-
 lichkeitsbeteiligung  hinzuwirken.  Es  soll  aber  keine  Ver-
 pflichtung  der  Behörde  oder  des  Vorhabenträgers  zur
 Durchführung  des  Verfahrens  geben  –  diese  kann  bei  Bedarf
 im  Fachrecht  angeordnet  werden.  Die  Regelung  wird  im  all-
 gemeinen  Teil  des  VwVfG  bei  den  Verfahrensgrundsätzen
 eingeführt.  Sie  gilt  damit  nicht  nur  für  das  Planfeststellungs-
 verfahren,  sondern  für  alle  Vorhaben  mit  Auswirkungen  auf
 eine  größere  Zahl  von  Betroffenen  (z.  B.  auch  bei  Anlagen-
 genehmigung).

 Die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung umfasst eine

 ●  frühzeitige  Unterrichtung  über  allgemeine  Ziele  des  Vor-
 habens,  die  Mittel  der  Verwirklichung  und  die  voraus-
 sichtlichen Auswirkungen, die

 ●  Gelegenheit zur Äußerung,

 ●  Erörterung und die

 ●  Mitteilung der Ergebnisse an die Behörde.

 Mit  dem  Verzicht  auf  eine  verpflichtende  Durchführung
 werden  die  für  angesichts  der  unüberschaubaren  Vielfalt  un-
 terschiedlicher  Fallkonstellationen  erforderliche  Flexibilität
 gewahrt  und  unnötige  Belastungen  von  Verwaltung  und
 Wirtschaft  vermieden.  Eine  verpflichtende  Regelung  ist
 nicht  zweckmäßig  und  könnte  auch  verfassungsrechtliche
 Fragen  aufwerfen:  Bei  privaten  Vorhabenträgern  stellte  eine
 gesetzliche  Verpflichtung  einen  Eingriff  in  die  allgemeine
 Handlungsfreiheit  dar,  der  einer  ausreichenden  Rechtferti-
 gung bedürfte.

 Die  Stärkung  der  Öffentlichkeitsbeteiligung  sorgt  für  mehr
 Transparenz  und  Akzeptanz  bei  Großvorhaben.  Dem  liegt
 die  Erfahrung  zugrunde,  dass  eine  möglichst  breite  und
 frühzeitige  Beteiligung  dazu  beiträgt,  die  Entstehung  von
 Konflikten  zu  vermeiden  und  bestehende  Konflikte  zu  be-
 seitigen,  so  dass  das  eigentliche  Genehmigungs-  oder  Plan-
 feststellungsverfahren  entlastet  und  die  gerichtliche  Anfech-
 tung  von  Behördenentscheidungen  reduziert  wird.  Die
 Durchführung  der  frühen  Öffentlichkeitsbeteiligung  liegt
 also  im  wohlverstandenen  Interesse  des  Vorhabenträgers.
 Der  Kreis  potentieller  Einwender  bei  einer  frühen  Öffent-
 lichkeitsbeteiligung  wird  in  der  Regel  deutlich  größer  sein
 als  der  Kreis  potentieller  Einwender  im  eigentlichen  Plan-
 feststellungs-  oder  Genehmigungsverfahren.  Auch  die  je-
 weiligen  Interessenlagen  und  Rechtsstellung  im  anschlie-
 ßenden  Verwaltungsverfahren  sind  nicht  deckungsgleich.
 Schon  deshalb  kann  die  frühe  Öffentlichkeitsbeteiligung  die
 bestehenden  Beteiligungsrechte  im  Verwaltungsverfahren
 nur  ergänzen,  aber  nicht  ersetzen.  Rechtserhebliche  Ein-
 wendungen  sind  im  anschließenden  Verwaltungsverfahren
 deshalb  nicht  ausgeschlossen,  wenn  sie  bei  der  frühen  Öf-
 fentlichkeitsbeteiligung  nicht  vorgebracht  wurden.  Es  ist
 aber  möglich,  dass  sich  Einwendungen  im  Verwaltungsver-
 fahren  und  Rechtsbehelfe  gegen  die  Verwaltungsentschei-
 dung  deutlich  verringern,  da  bereits  im  Rahmen  der  frühen
 Öffentlichkeitsbeteiligung  Einwendungen  und  Änderungs-
 vorschläge  berücksichtigt  werden  können  und  Konflikte
 schon  in  dieser  frühen  Phase  bereinigt  oder  gar  vermieden
 werden können.

 Die  Änderungen  des  VwVfG  beruhen  auf  einem  Bund/Län-
 der-Musterentwurf  zur  einheitlichen  Änderung  der  Verwal-
 tungsverfahrensgesetze des Bundes und der Länder.

 IV.  Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes

 Hinsichtlich  aller  Materien,  für  die  dem  Bund  die  Sachkom-
 petenz  zukommt,  kann  er  –  als  Annex  –  das  Verwaltungs-
 verfahren mitregeln.

 V.  Finanzielle Auswirkungen

 1. Bürokratiekosten für die Wirtschaft

 Für  die  Wirtschaft  werden  keine  zwingenden  Informations-
 pflichten  neu  eingeführt,  geändert  oder  aufgehoben.  Im  An-
 wendungsbereich  der  durch  Artikel  1  Nummer  4  neu  einge-
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führten  Regelung  zur  „frühen  Öffentlichkeitsbeteiligung“
 kann  es  zu  einem  Mehraufwand  kommen.  Soweit  Vorha-
 benträger  erst  auf  Veranlassung  der  Behörde  die  dort  vorge-
 sehenen  Maßnahmen  ergreifen,  können  dafür  an  dieser
 Stelle  sonst  nicht  vorgesehene  Kosten  entstehen.  Dieser  zu-
 sätzliche  Aufwand  in  einer  frühen  Projektphase  zielt  aber
 gerade  darauf  ab,  das  anschließende  Verwaltungsverfahren
 optimal  vorzubereiten,  zeitraubende  Konflikte  zu  verhin-
 dern  oder  rechtzeitig  zu  lösen,  so  dass  bei  einer  Gesamtbe-
 trachtung  eine  Effizienzsteigerung  zu  erwarten  ist.  Der
 Mehraufwand  in  der  Anfangsphase  soll  damit  zu  einer  Re-
 duzierung des Gesamtaufwands beitragen.

 2.  Erfüllungsaufwand der Verwaltung

 Für  die  Verwaltung  wird  eine  neue  Informationspflicht  ein-
 geführt.  Für  öffentliche  Vorhabenträger  gilt  im  Anwen-
 dungsbereich  der  neu  eingeführten  Regelung  über  die
 „frühe  Öffentlichkeitsbeteiligung“  das  unter  Nummer  1
 Ausgeführte entsprechend.

 Parallel  zu  dem  zusätzlichen  Erfüllungsaufwand  der  Vorha-
 benträger  kann  die  neu  eingeführte  Regelung  über  die
 „frühe  Öffentlichkeitsbeteiligung“  auch  zu  einem  Mehrauf-
 wand  der  Verwaltung  führen,  wenn  der  Vorhabenträger  erst
 durch  das  Hinwirken  der  Behörde  diese  Öffentlichkeitsbe-
 teiligung  durchführt.  Ein  Mehraufwand  kann  insbesondere
 damit  verbunden  sein,  die  vom  Vorhabenträger  vorgelegten
 Ergebnisse  der  frühen  Öffentlichkeitsbeteiligung  in  dem
 anschließenden  Verwaltungsverfahren  zu  berücksichtigen.
 Aber  auch  hier  soll  der  Gesamtaufwand  nach  der  Zielset-
 zung  der  Vorschrift  durch  eine  Effizienzsteigerung  und  die
 Vermeidung von Konflikten verringert werden.

 Die  mit  Artikel  8  Nummer  7  in  das  Bundeswasserstraßenge-
 setz  neu  eingefügte  Regelung  über  die  Schaffung  einer  Ord-
 nungswidrigkeitendatei  (§  51  WaStrG  neu)  betrifft  aus-
 schließlich  Behörden  des  Bundes.  In  der  Wasser-  und
 Schifffahrtsverwaltung  fallen  im  Jahr  rund  500  Ordnungs-
 widrigkeitenverfahren  auf  der  Grundlage  des  §  50  WaStrG
 an.  Die  Eintragung  der  Daten  des  §  51  Absatz  2  WaStrG-E
 durch  eine  Beschäftigte  bzw.  einen  Beschäftigten  des  Mitt-
 leren  Dienstes  in  die  Datei  dauert  je  Fall  etwa  eine  Viertel-
 stunde.  Ausgehend  von  dem  Tarif  Bund  von  24,50  Euro/
 Stunde  entsteht  ein  Erfüllungsaufwand  von  500  ×  0.025  ×
 24,50  Euro,  zusammen  3  062,50  Euro,  gerundet  3  100  Euro.

 Auf  der  anderen  Seite  erspart  bzw.  vereinfacht  die  Datei  Re-
 cherchen  in  den  Papierakten,  wenn  nach  Wiederholungsfäl-
 len  gesucht  wird  und  die  Höhe  der  Geldbußen  abgeglichen
 werden  soll.  Die  Feststellung,  ob  eine  Wiederholungstat
 vorliegt,  muss  praktisch  in  jedem  Einzelfall  erfolgen.  Im
 Durchschnitt  wird  man  dafür  eine  Stunde  pro  Fall  ansetzen
 können,  das  sind  500  ×  24,50  Euro,  zusammen  12  250  Euro.
 Ein  Abgleich  der  Höhe  der  Geldbuße  wird  in  jedem  10.  Fall
 vorkommen  und  auch  eine  Stunde  Nachprüfung  ausmachen,
 das  sind  50  ×  24,50  Euro  =  1  225  Euro,  insgesamt  also
 13  475  Euro.  Danach  erbringt  die  Ordnungswidrigkeitenda-
 tei  Einsparungen  an  Erfüllungsaufwand  für  die  Bundesver-
 waltung von rund 10  000 Euro.

 3.  Bürokratische  Belastungen  für  die  Bürgerinnen  und  Bürger

 Für  die  Bürgerinnen  und  Bürger  werden  keine  Informa-
 tionspflichten neu eingeführt, geändert oder aufgehoben.

 VI.  Rechtsvereinfachung

 Das  Gesetz  dient  der  Rechtsvereinfachung  und  Rechtsver-
 einheitlichung.

 Verfahrensrechtliche  Vorschriften  werden  im  VwVfG  kon-
 zentriert,  spezialgesetzliche  Regelungen  können  auf  das  er-
 forderliche  Maß  beschränkt  bleiben.  Zugleich  werden  in
 den  Fachgesetzen  nicht  mehr  erforderliche  Regelungen  auf-
 gegeben.

 VII.  Folgen für die nachhaltige Entwicklung

 Das  Vorhaben  unterstützt  die  Ziele  der  Nationalen  Nachhal-
 tigkeitsstrategie.  Die  Vereinheitlichung  und  Beschleunigung
 von  Planfeststellungsverfahren  trägt  dazu  bei,  dass  für  eine
 nachhaltige  Gestaltung  der  Zukunft  erforderliche  raumwirk-
 same Vorhaben zügig und sicher umgesetzt werden.

 VIII.  Befristung

 Eine  Befristung  würde  dem  Ziel  der  Rechtsbereinigung  und
 Rechtsvereinheitlichung zuwiderlaufen.

 IX.  Vereinbarkeit mit EU-Recht

 Der  Entwurf  ist  mit  dem  Recht  der  Europäischen  Union  ver-
 einbar.

 X.  Gleichstellungspolitische Auswirkungen

 Das  Gesetz  hat  keine  erkennbaren  gleichstellungspoliti-
 schen  Auswirkungen.  Grundsätzlich  sind  Frauen  und  Män-
 ner  von  den  Vorschriften  des  Entwurfs  in  gleicher  Weise  be-
 troffen.

 B.  Besonderer Teil

 Zu Artikel 1  (Änderung des Verwaltungsverfahrens-
 gesetzes)

 Zu Nummer 1  (Inhaltsübersicht)

 Die  Änderung  ist  erforderlich  wegen  der  Ergänzung  der
 Überschriften der §§  25 und 37.

 Zu Nummer 2  (§  20 Ausgeschlossene Personen)

 Lebenspartner  werden  ausdrücklich  in  den  Kreis  der  Perso-
 nen  einbezogen,  die  kraft  Gesetzes  als  Amtsträger  in  einem
 Verwaltungsverfahren  nicht  tätig  werden  dürfen.  Wie  bei
 den  übrigen  Personengruppen,  die  als  Angehörige  im  Sinne
 von  Absatz  1  Nummer  2  und  4  gelten,  wird  wegen  der
 engen  persönlichen  Beziehung  zu  dem  Verfahrensbeteilig-
 ten  die  Befangenheit  angenommen.  Die  Regelung  dient  der
 Klarstellung,  da  Lebenspartner  bei  entsprechender  Anwen-
 dung  von  §  20  Absatz  5  Nummer  1  schon  bislang  ausge-
 schlossen  waren,  und  der  Anpassung  an  die  Verwaltungs-
 verfahrensgesetze  der  Länder,  die  bereits  eine  ausdrückliche
 Regelung enthalten.

 Zu Nummer 3  (§  25  Beratung,  Auskunft,  frühe  Öffentlich-
 keitsbeteiligung)

 Die  frühe  Öffentlichkeitsbeteiligung  soll  in  einer  möglichst
 frühen  Phase  der  Planung  von  Großvorhaben  stattfinden
 und  dadurch  die  Transparenz  von  Entscheidungsprozessen
 verbessern  und  Konflikte  vermeiden  helfen.  Durch  die  frühe
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Öffentlichkeitsbeteiligung  soll  ein  geplantes  Vorhaben  so
 frühzeitig  bekannt  gemacht  werden,  dass  der  Vorhabenträ-
 ger  Einwände  und  Anregungen  aus  der  Bevölkerung,  von
 Trägern  öffentlicher  Belange  und  sonstiger  Beteiligter  im
 anschließenden  Verwaltungsverfahren  (etwa  anerkannter
 Vereinigungen  im  Planfeststellungsverfahren)  in  seiner  Pla-
 nung  noch  vor  der  förmlichen  Antrags-  oder  Planein-
 reichung  berücksichtigen  kann.  Diese  Öffentlichkeitsbeteili-
 gung  soll  regelmäßig  bereits  im  Vorfeld  und  damit  außer-
 halb  des  Verwaltungsverfahrens  im  engeren  Sinne  statt-
 finden.  Da  das  Verwaltungsverfahren  somit  noch  nicht
 eingeleitet  ist  –  der  Vorhabenträger  könnte  nach  der  frühen
 Öffentlichkeitsbeteiligung  ein  geplantes  Vorhaben  auch  auf-
 geben  oder  zurückstellen  –,  werden  keine  zwingenden  Ver-
 fahrensvorschriften  eingeführt.  Die  zuständige  Behörde
 wird  vielmehr  verpflichtet,  bei  Vorliegen  der  Voraussetzun-
 gen  nach  Satz  1  bei  dem  künftigen  Antragsteller  in  geeigne-
 ter  Form  auf  die  Durchführung  der  frühen  Öffentlichkeits-
 beteiligung  hinzuwirken.  Das  setzt  voraus,  dass  die  Behörde
 Kenntnis  von  dem  Vorhaben  erlangt.  Bei  den  in  Rede  ste-
 henden  Vorhaben  sind  regelmäßig  komplexe  Verwaltungs-
 verfahren  durchzuführen.  Die  Träger  solcher  Vorhaben  wer-
 den  deshalb  –  soweit  nicht  sogar  entsprechende  gesetzliche
 Verpflichtungen  bestehen  –  schon  im  eigenen  Interesse
 frühzeitig  Kontakt  mit  der  Verwaltung  aufnehmen,  um  sich
 über  erforderliche  Verfahren  Nachweise  und  dergleichen  zu
 vergewissern.  Die  Vorschrift  knüpft  insoweit  an  die  nach
 §  25  Absatz  2  bereits  bestehenden,  dem  Verwaltungsverfah-
 ren  vorgelagerten  Beratungspflichten  der  Behörde  an.  Die
 frühe  Öffentlichkeitsbeteiligung  kann  auch  zu  einem  dem
 Verwaltungsverfahren  zeitlich  weit  vorgelagerten  Zeitpunkt
 sinnvoll  sein,  etwa  vor  einem  dem  Genehmigungsverfahren
 vorgelagerten  Raumordnungsverfahren.  Die  Behörde  soll
 aber  auch  dann  noch  auf  eine  frühe  Öffentlichkeitsbeteili-
 gung  hinwirken  können,  wenn  sie  von  dem  geplanten  Vor-
 haben erst mit Antragstellung Kenntnis erlangt.

 Die  Regelung  geht  davon  aus,  dass  eine  Beteiligung  der  Öf-
 fentlichkeit  zu  einem  möglichst  frühen  Zeitpunkt  –  also
 noch  vor  dem  Beginn  eines  Genehmigungsverfahrens  –  re-
 gelmäßig  im  wohlverstandenen  eigenen  Interesse  eines  je-
 den  Vorhabenträgers  liegt:  Konflikte  um  die  Grundkonzep-
 tion  von  Vorhaben  lassen  sich  am  ehesten  in  einem  Stadium
 der  Planung  austragen,  in  dem  ein  Vorhaben  noch  gestaltet
 werden  kann  und  sich  noch  keine  verhärteten  Fronten  gebil-
 det  haben.  Da  eine  frühe  Öffentlichkeitsbeteiligung  die  Be-
 reitschaft  zum  Zusammenwirken  voraussetzt,  wird  sie  nicht
 als  zwingende  Verpflichtung  für  den  Vorhabenträger  ausge-
 staltet.  Einem  privaten  Vorhabenträger  steht  es  grundsätz-
 lich  frei,  ein  Vorhaben  im  Rahmen  des  materiellen  Rechts
 nach  eigenen  Vorstellungen  zu  verwirklichen.  Das  Verwal-
 tungsverfahren  dient  dazu,  die  Übereinstimmung  mit  dem
 materiellen  Recht  zu  gewährleisten  und  dabei  den  vom  je-
 weils  maßgeblichen  Gesetz  bestimmten  oder  geforderten
 Ausgleich  mit  Gemeinwohlinteressen  und  den  Rechten
 Dritter  herzustellen.  Insoweit  trägt  der  private  Vorhabenträ-
 ger auch das Planungsrisiko selbst.

 Gegen  eine  zwingende  Verfahrensvorschrift  sprechen  zu-
 dem  verfahrensrechtliche  Überlegungen:  Die  frühe  Öffent-
 lichkeitsbeteiligung  soll  vor  dem  Beginn  des  Genehmi-
 gungsverfahrens  durchgeführt  werden  und  somit  vor  einem
 Verwaltungsverfahren,  aus  dem  sich  für  den  Vorhabenträger
 zwingende  Verfahrensverpflichtungen  ergeben  könnten.  Die

 Behörde  hätte  somit  keinen  Adressaten  einer  entsprechen-
 den  Anordnung.  Zudem  kann  nur  der  Vorhabenträger  selbst
 beurteilen,  wann  seine  Planung  einerseits  soweit  konkre-
 tisiert  ist,  dass  eine  Öffentlichkeitsbeteiligung  sinnvoll  ist,
 andererseits  aber  noch  tatsächlicher  Handlungsspielraum
 für Planungsänderungen besteht.

 Voraussetzung  für  die  Anwendung  der  Vorschrift  ist  die  Pla-
 nung  eines  Vorhabens,  das  nicht  nur  unwesentliche  Auswir-
 kungen  auf  eine  größere  Zahl  von  Dritten  haben  wird.  Dies
 trifft  zum  Beispiel  regelmäßig,  aber  nicht  immer,  auf  plan-
 feststellungspflichtige  Infrastrukturvorhaben  zu.  Die  An-
 wendung  ist  nicht  auf  diese  regelmäßig  raumbedeutsamen
 Vorhaben  beschränkt,  sondern  weit  gefasst.  Die  Vorausset-
 zungen  von  Satz  1  können  deshalb  auch  bei  der  geplanten
 Errichtung  von  Anlagen  mit  immissionsschutzrechtlicher
 Genehmigungspflicht  vorliegen.  Damit  wird  u.  a.  eine
 Rechtsgrundlage  für  eine  entsprechend  verbesserte  Öffent-
 lichkeitsbeteiligung  bei  Kraftwerksvorhaben  geschaffen.
 Keine  Anwendung  findet  die  Vorschrift  dagegen  bei  tätig-
 keitsbezogenen  Genehmigungsverfahren.  Das  wird  durch
 den  Begriff  der  Vorhabenplanung  deutlich  gemacht,  der  üb-
 licherweise  im  Zusammenhang  mit  baulichen  Anlagen  un-
 terschiedlicher  Art,  aber  nicht  in  Bezug  auf  genehmigungs-
 pflichtige Tätigkeiten verwendet wird.

 Die  Sätze  3  und  4  beschreiben  die  Adressaten  und  die  we-
 sentlichen  Elemente  einer  frühen  Öffentlichkeitsbeteili-
 gung.  „Betroffene  Öffentlichkeit“  umfasst  alle  Personen,
 deren  Belange  durch  das  geplante  Vorhaben  und  das  an-
 schließende  Verwaltungsverfahren  berührt  werden  können,
 dessen  Vorbereitung  oder  Förderung  die  frühe  Öffentlich-
 keitsbeteiligung  dient;  hierzu  gehören  auch  Vereinigungen,
 deren satzungsgemäßer Aufgabenbereich durch das Verwal-
 tungsverfahren  berührt  wird.  Der  Personenkreis  wird  damit
 regelmäßig  weiter  sein,  als  der  Kreis  der  Beteiligten  im  an-
 schließenden  Verwaltungsverfahren.  Der  Vorhabenträger
 muss  aber  in  der  Lage  bleiben,  den  Personenkreis  sinnvoll
 zu  begrenzen.  Kernpunkte  der  Öffentlichkeitsbeteiligung
 sind  die  Bereitstellung  der  erforderlichen  Informationen,  die
 Gelegenheit,  sich  dazu  zu  äußern  und  vorgetragene  Stand-
 punkte  zu  erörtern,  sowie  die  Unterrichtung  der  Behörde
 über  das  Ergebnis.  Die  konkrete  Ausgestaltung  wird  nicht
 vorgegeben,  um  die  erforderliche  Flexibilität  zu  erhalten.
 Insbesondere  wird  darauf  verzichtet,  bestimmte  Instrumente
 oder  Methoden  vorzugeben.  Der  Vorhabenträger  kann  –  ggf.
 mit  Unterstützung  der  Verwaltung  und  auch  unter  Einbezie-
 hung Dritter – das Verfahren selbst gestalten.

 Das  Ergebnis  der  frühen  Öffentlichkeitsbeteiligung,  die  re-
 gelmäßig  bereits  vor  Antragstellung  durchgeführt  werden
 soll,  soll  der  Behörde  spätestens  mit  Antragstellung  mitge-
 teilt  werden.  Findet  sie  erst  später  statt,  soll  das  Ergebnis
 unverzüglich  mitgeteilt  werden  (Satz  4).  Damit  soll  sicher-
 gestellt  werden,  dass  der  Behörde  alle  für  die  vollständige
 Sachverhaltsermittlung  relevanten  Umstände  bekannt  sind
 und  das  Verwaltungsverfahren  zügig  und  effizient  durchge-
 führt werden kann.

 Satz  5  stellt  vorsorglich  klar,  dass  auf  eine  frühe  Öffentlich-
 keitsbeteiligung  nach  diesem  Gesetz  nicht  noch  einmal  hin-
 gewirkt  werden  muss,  wenn  eine  entsprechende  Öffentlich-
 keitsbeteiligung  aufgrund  anderer  Rechtsvorschriften  be-
 reits  erfolgt  ist.  Eine  unnötige  Vervielfachung  inhaltsglei-
 cher Beteiligungsverfahren ist zu vermeiden.
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Satz  6  stellt  klar,  dass  die  frühe  Öffentlichkeitsbeteiligung
 keine  Präklusionswirkung  entfaltet.  Sie  ist  weder  Ersatz  für
 eine  Beteiligung  im  anschließenden  Verwaltungsverfahren,
 noch  kann  sie  dessen  Ergebnissen  vorgreifen.  Die  frühe
 Öffentlichkeitsbeteiligung  soll  vor  allem  der  Optimierung
 einer  Vorhabenplanung  im  Hinblick  auf  eine  Erhöhung  der
 Genehmigungschancen  und  eine  Steigerung  der  Akzeptanz
 in  der  Bevölkerung  dienen.  Sie  ist  schon  wegen  der  un-
 terschiedlichen  tatsächlichen  und  rechtlichen  Betroffenheit
 ihrer  potentiellen  Teilnahmer  im  Vergleich  zu  den  Verfah-
 rensbeteiligten  im  förmlichen  Genehmigungsverfahren  auf
 freiwillige Beachtung der Ergebnisse ausgerichtet.

 Zu Nummer 4  (§  37  Bestimmtheit  und  Form  des  Verwal-
 tungsaktes, Rechtsbehelfsbelehrung)

 Der  Vorschrift  wird  ein  Absatz  6  angefügt,  mit  dem  eine  all-
 gemeine  Rechtsbehelfsbelehrungspflicht  in  das  VwVfG  ein-
 geführt  wird.  Für  Bundesbehörden  gilt  diese  Pflicht  bislang
 nach  §  59  der  Verwaltungsgerichtsordnung  (VwGO),  mit
 der  Änderung  wird  die  Regelung  in  das  VwVfG  über-
 nommen.  Der  Wortlaut  von  Satz  1  orientiert  sich  an  §  58
 Absatz  1  und  §  59  VwGO.  Die  Belehrungspflicht  bezieht
 sich  nicht  auf  ausschließlich  begünstigende  Verwaltungs-
 akte,  sondern  nur  auf  solche,  die  der  Anfechtung  unterlie-
 gen.  Umfasst  sind  damit  sowohl  belastende  Verwaltungs-
 akte  ohne  Antrag,  als  auch  Verwaltungsakte,  mit  denen  ein
 Antrag  abgelehnt  wird.  Das  gilt  auch  für  Verwaltungsakte
 mit  Drittwirkung.  Die  Belehrung  erfolgt  hier  mit  der  nach
 §  41  Absatz  1  erforderlichen  Bekanntgabe  gegenüber  dem
 Betroffenen.  Die  Belehrung  über  die  gegen  eine  Entschei-
 dung  zur  Verfügung  stehenden  Rechtsbehelfe  ist  bürger-
 freundlich,  da  sie  dem  Rechtsschutz  des  Einzelnen  dient.
 Sie  fördert  zugleich  die  Rechtssicherheit,  in  dem  die  ab-
 schließende  Überprüfung  von  Verwaltungsentscheidungen
 innerhalb  der  vorgesehenen  Rechtsbehelfsfristen  gefördert
 und  die  Ausdehnung  auf  die  sonst  geltende  Jahresfrist  ver-
 mieden  wird.  Die  Belehrung  ist  nicht  Bestandteil  der  Ent-
 scheidung.  Dies  wird  durch  die  Ergänzung  der  Überschrift
 unterstrichen.  Das  Fehlen  oder  die  Unrichtigkeit  der  Beleh-
 rung  wirkt  sich  deshalb  auch  nicht  auf  die  Rechtmäßigkeit
 des  Verwaltungsakts  aus;  vielmehr  treten  lediglich  die
 Rechtsfolgen  gemäß  §  58  Absatz  2  VwGO  ein.  Danach  gilt
 bei  solchen  Fehlern  regelmäßig  die  Jahresfrist  für  die  Ein-
 legung des Rechtsbehelfs.

 Die  Belehrungspflicht  gilt  nach  Satz  2  auch  für  die  Beschei-
 nigung  nach  §  42a  Absatz  3,  mit  der  der  Eintritt  einer  Ge-
 nehmigungsfiktion  auf  Verlangen  bestätigt  wird.  Damit
 wird  sichergestellt,  dass  auch  betroffene  Dritte  Rechtsbe-
 helfe  gegen  eine  zugunsten  eines  Antragstellers  geltende
 Genehmigungsfiktion  nur  innerhalb  einer  bestimmten
 Rechtsbehelfsfrist  einlegen  können.  Bei  der  Genehmigungs-
 fiktion  wird  weder  dem  Antragsteller  noch  einem  Dritten
 ein  Verwaltungsakt  bekannt  gegeben,  sondern  der  Erlass
 und  die  Bekanntgabe  der  Genehmigung  nur  fingiert.  Es
 fehlt  deshalb  für  den  Beginn  einer  Rechtsbehelfsfrist  an
 dem  formalen  Anknüpfungspunkt  der  Bekanntgabe.  Die
 Bescheinigung  nach  §  42a  Absatz  3  ermöglicht  Dritten  die
 tatsächliche  Kenntnisnahme  vom  Eintritt  der  Genehmi-
 gungsfiktion  und  von  ihrem  Inhalt.  Die  Bescheinigung
 übernimmt  insoweit  die  Funktion  der  fehlenden  Bekannt-
 gabe  an  den  Dritten.  Die  Belehrungspflicht  nach  §  37  Ab-
 satz  6  Satz  2  macht  deutlich,  dass  in  der  Erteilung  der  Be-

 scheinigung  nach  §  42a  Absatz  3  der  erforderliche  Anknüp-
 fungspunkt  für  die  Bestimmung  einer  Rechtsbehelfsfrist
 liegt.  Die  Rechtsbehelfsfrist  beginnt  für  den  Dritten  mit  dem
 Zugang  der  Bescheinigung.  Die  Bescheinigung  kann  auch
 Verwaltungsakteigenschaft  erhalten,  wenn  sie  über  die
 bloße  Mitteilung  hinaus  etwa  zusätzlich  mit  Regelungen
 ergänzt  wird.  In  diesen  Fällen  ergibt  sich  die  Rechtsbehelfs-
 belehrungspflicht  dann  unmittelbar  aus  Satz  1  der  neuen  Re-
 gelung.

 Zu Nummer 5  (§  73 Anhörungsverfahren)

 Zu Buchstabe a (Absatz 2)

 Der  Wortlaut  wird  an  den  von  §  72  Absatz  2  Satz  2  ange-
 passt.  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  vor  Verwirk-
 lichung  des  Vorhabens  nur  eine  Prognoseentscheidung  über
 zu  erwartende  Auswirkungen  getroffen  werden  kann.  Die
 nunmehr  in  den  §§  63  ff.  und  72  ff.  einheitlich  verwandte
 Formulierung  „voraussichtlich  auswirken  wird“  bringt  dies
 zum  Ausdruck.  Inhaltlich  wird  die  Vorschrift  damit  nicht
 verändert.  Dies  trifft  auch  auf  die  entsprechenden  Anpas-
 sungen in Absatz 8 Satz 2 zu.

 Zu Buchstabe b (Absatz 3)

 Die  Ergänzung  in  Satz  2  ist  erforderlich  wegen  der  verfah-
 rensrechtlichen  Gleichstellung  der  anerkannten  Vereinigun-
 gen  mit  den  Betroffenen.  Auf  eine  Planauslegung  kann  da-
 nach  nur  verzichtet  werden,  wenn  neben  den  Betroffenen
 auch  die  anerkannten  Vereinigungen  bekannt  sind  und  ihnen
 in  angemessener  Frist  Einsicht  in  den  Plan  gewährt  wird.
 Unberührt  bleiben  fachgesetzliche  Regelungen,  die  eine
 generelle  Öffentlichkeitsbeteiligung  vorschreiben  (z.  B.  das
 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung – UVPG).

 Zu Buchstabe c (Absatz 3a)

 Die  in  Anhörungsverfahren  beteiligten  Behörden  sind  ver-
 pflichtet,  ihre  Stellungnahmen  innerhalb  der  von  der  Anhö-
 rungsbehörde  gesetzten  Frist  abzugeben.  Nach  der  bishe-
 rigen  Regelung  führt  die  Überschreitung  dieser  Frist  noch
 nicht  zu  ihrem  Ausschluss.  Nach  dem  Erörterungstermin
 eingehende  Stellungnahmen  dürfen  aber  grundsätzlich  nicht
 berücksichtigt  werden.  Die  neue  Präklusionsregelung
 knüpft  zum  einen  nicht  mehr  an  den  Erörterungstermin  an,
 sondern  an  die  von  der  Anhörungsbehörde  gesetzte  Frist  zur
 Stellungnahme.  Zum  anderen  wird  sie  durch  den  neuen
 Satz  2  klarer  formuliert.  Zugleich  wird  die  Behördenprä-
 klusion  im  Interesse  einer  möglichst  sachgerechten  Verwal-
 tungsentscheidung  gelockert.  Nach  Fristablauf  vorgebrachte
 Belange  sind  zu  berücksichtigen,  wenn  sie  rechtserheblich
 oder  bekannt  sind  oder  hätten  bekannt  sein  müssen.  Bei  an-
 deren  erst  nach  Fristablauf  vorgebrachten  Belangen  wird
 der  Anhörungsbehörde  ein  Ermessen  eingeräumt,  diese
 nach  Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten  zu  berücksichtigen.
 Die  Änderung  gibt  der  Anhörungsbehörde  größeren  Hand-
 lungsspielraum  bei  der  Abwägung  zwischen  Verfahrensbe-
 schleunigung  und  optimaler  inhaltlicher  Vorbereitung  der
 Entscheidung.

 Zu Buchstabe d (Absatz 4)

 Absatz  4  regelt  die  Beteiligung  der  von  dem  Vorhaben  Be-
 troffenen,  die  innerhalb  der  Einwendungsfrist  Einwendun-
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gen  gegen  den  Plan  erheben  können.  Nach  Fristablauf  erho-
 bene  Einwendungen  sind  grundsätzlich  präkludiert.  Die  neu
 angefügten  Sätze  5  und  6  stellen  die  nach  anderen  Rechts-
 vorschriften  durch  staatliche  Anerkennung  mit  Rechtsbe-
 helfsbefugnis  im  Planfeststellungsverfahren  ausgestatteten
 Vereinigungen  den  Betroffenen  gleich.  Dabei  handelt  es
 sich  um  Vereinigungen,  die  sich  satzungsgemäß  zu  privaten
 Zwecken  einer  an  sich  öffentlichen  Aufgabe  widmen  und
 denen  insoweit  als  besondere  Sachwalter  nach  anderen  ge-
 setzlichen  Vorschriften  Mitwirkungsrechte  im  öffentlichen
 Interesse  neben  den  Behörden  zugestanden  werden.  Sie  ma-
 chen  somit  im  Planfeststellungsverfahren  regelmäßig  nicht
 die  Verletzung  eigener  Rechte  geltend.  Dies  wird  durch  den
 Begriff  „Stellungnahme“  deutlich  gemacht.  Soweit  Vereini-
 gungen  dagegen  die  Verletzung  eigener  Rechte  geltend  ma-
 chen  (etwa  als  Eigentümer  von  dem  Vorhaben  betroffener
 Grundstücke), erheben sie als Betroffene Einwendungen.

 Die  Ergänzung  zielt  auf  die  bislang  in  den  Fachplanungsge-
 setzen  genannten  anerkannten  Umweltschutzvereinigungen
 ab.  Sie  ist  notwendigerweise  aber  abstrakt  formuliert  und
 damit  offen  für  künftige  Entwicklungen.  Voraussetzung  für
 die  Beteiligung  einer  Vereinigung  ist,  dass  sie  nach  einer
 Rechtsvorschrift  durch  staatliche  Anerkennung  die  Befug-
 nis  erteilt  bekommen  hat,  Rechtsbehelfe  gegen  Entschei-
 dungen  im  Planfeststellungsverfahren  einzulegen.  Zentrale
 Rechtsvorschrift  ist  hier  gegenwärtig  §  3  des  Umweltrechts-
 behelfsgesetzes  (UmwRG)  in  Verbindung  mit  §  64  des  Bun-
 desnaturschutzgesetzes (BNatSchG).

 Die  Anerkennung  vermittelt  die  Befugnis,  gegen  die  Ent-
 scheidung  im  Planfeststellungsverfahren  Rechtsbehelfe
 nach  der  Verwaltungsgerichtsordnung  einzulegen.  Die  An-
 knüpfung  an  eine  Rechtsbehelfsbefugnis  im  Planfeststel-
 lungsverfahren  ist  offen  für  die  Einbeziehung  weiterer  Ver-
 einigungen,  denen  Beteiligungsrechte  eingeräumt  werden
 sollen.  Das  Erfordernis  der  staatlichen  Anerkennung  stellt
 zudem  sicher,  dass  keine  Zweifel  über  die  Beteiligtenfähig-
 keit einer Vereinigung bestehen können.

 Nach  §  73  Absatz  2  hat  die  Anhörungsbehörde  innerhalb  ei-
 nes  Monats  nach  Zugang  des  Plans  neben  der  Beteiligung
 der  in  ihren  Aufgaben  berührten  Behörden  die  betroffenen
 Gemeinden  zur  Planauslegung  aufzufordern.  Damit  sollen
 die  Betroffenen  Gelegenheit  erhalten,  sich  über  das  Vorha-
 ben  zu  informieren  und  im  Anhörungsverfahren  zu  beteili-
 gen  (sog.  Anstoßfunktion).  Die  Planauslegung  ist  vorher
 ortsüblich  bekannt  zu  machen  (Absatz  5).  Auf  diese  Weise
 können  sich  –  entsprechend  den  bisherigen  fachgesetzlichen
 Maßgabevorschriften  –  auch  die  anerkannten  Vereinigungen
 über  das  Vorhaben  informieren.  Sie  können  innerhalb  der
 für  die  Betroffenen  geltenden  Frist  Stellungnahmen  abge-
 ben.  Die  Behörde  ist  nicht  gehindert,  ihr  bekannte  aner-
 kannte  Vereinigungen  zusätzlich  unmittelbar  über  die  Plan-
 auslegung zu benachrichtigen.

 Zu Buchstabe e (Absatz 5)

 Die  Vorschrift  regelt  die  inhaltlichen  Anforderungen  an  die
 öffentliche  Bekanntmachung  der  Planauslegung  durch  die
 Gemeinden.  Die  Ergänzung  in  Satz  2  Nummer  2  dient  der
 verfahrensrechtlichen  Gleichstellung  der  zu  beteiligenden
 Vereinigungen  mit  den  Betroffenen.  Die  Ergänzung  in
 Satz  2  Nummer  4  Buchstabe  a  dient  ebenfalls  der  verfah-
 rensrechtlichen  Gleichstellung  der  zu  beteiligenden  Vereini-

 gungen;  soweit  sie  zur  Wahrung  eigener  Rechte  Einwen-
 dungen  erhoben  haben,  werden  sie  bereits  vom  bisherigen
 Wortlaut  („Personen,  die  Einwendungen  erhoben  haben“)
 erfasst.

 Zu Buchstabe f (Absatz 6)

 Der  Erörterungstermin  soll  insbesondere  der  Verständigung
 über  bestehende  Einwände  und  Anregungen  im  Rahmen
 einer  unmittelbaren  mündlichen  Erörterung  dienen.  Neben
 der  Befriedungsfunktion  hat  der  Erörterungstermin  die
 Funktion,  Verfahrenstransparenz  zu  schaffen  und  die  Ak-
 zeptanz  für  die  zu  treffende  Entscheidung  zu  fördern.  Die
 Ergänzungen  in  den  Sätzen  1  und  3  dient  der  verfahrens-
 rechtlichen  Gleichstellung  der  Stellungnahmen  der  aner-
 kannten Vereinigungen mit den Einwendungen Betroffener.

 Mit  der  Änderung  in  Satz  7  wird  die  Anhörungsbehörde
 verpflichtet,  eine  Erörterung  innerhalb  der  –  bislang  ledig-
 lich  als  Soll-Vorgabe  geltenden  –  Frist  von  drei  Monaten
 nach  Ablauf  der  Einwendungsfrist  abzuschließen.  Die  Re-
 gelung  dient  der  Verfahrensbeschleunigung,  ist  aber  als
 Ordnungsvorschrift  nicht  mit  Sanktionen  verbunden.  Die
 Überschreitung  der  Frist  stellt  somit  keinen  Verfahrensfeh-
 ler dar.

 Zu Buchstabe g (Absatz 8)

 Die  Vorschrift  regelt  ein  ergänzendes  Anhörungsverfahren,
 wenn  durch  nachträgliche  Planänderungen  Behörden  oder
 Betroffene  erstmalig  oder  stärker  als  bisher  berührt  werden.
 Die  Ergänzung  in  Satz  1  dient  der  verfahrensrechtlichen
 Gleichstellung  der  zu  beteiligenden  Vereinigungen.  Mit
 dem  ausdrücklichen  Verweis  auf  Absatz  4  Satz  3  bis  6  wird
 die  Anwendung  der  Präklusionsvorschriften  auf  das  er-
 gänzende  Anhörungsverfahren  erstreckt.  Der  Wortlaut  von
 Satz  2  wird  an  die  einheitlich  für  die  §§  63  ff.  und  72  ff.
 verwandte Formulierung sprachlich angepasst.

 Zu Buchstabe h (Absatz 9)

 Für  die  Abgabe  der  Stellungnahme  der  Anhörungsbehörde
 zum  Ergebnis  des  Anhörungsverfahrens  wird  die  bislang  als
 Soll-Vorschrift  geltende  Monatsfrist  verbindlich  angeord-
 net.  Die  strikte  Fristregelung  dient  der  Verfahrensbeschleu-
 nigung.  Es  handelt  sich  um  eine  Ordnungsvorschrift,  so
 dass  eine  Fristüberschreitung  keinen  Verfahrensfehler  dar-
 stellt.  Satz  1  berücksichtigt  zudem  die  im  Verfahren  zu  be-
 teiligenden Vereinigungen.

 Zu Nummer 6  (§  74 Planfeststellungsbeschluss, Plan-
 genehmigung)

 Zu Buchstabe a (Absatz 4)

 Die  Vorschrift  regelt  die  individuelle  Bekanntgabe  des  Plan-
 feststellungsbeschlusses  durch  Zustellung.  Um  den  damit
 verbundenen  Verwaltungsaufwand  zu  reduzieren,  muss  der
 Planfeststellungsbeschluss  neben  dem  Vorhabenträger  nicht
 mehr  allen  bekannten  Betroffenen  zugestellt  werden,  son-
 dern  nur  noch  denjenigen  Betroffenen,  über  deren  Einwen-
 dungen  entschieden  worden  ist,  sowie  den  Vereinigungen,
 über  deren  Stellungnahmen  entschieden  worden  ist.  Andere
 Betroffene  werden  dadurch  nicht  unverhältnismäßig  be-
 nachteiligt,  da  eine  Ausfertigung  des  Planfeststellungsbe-
 schlusses  auch  in  den  Gemeinden  auszulegen  ist,  was  wie-
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derum  ortsüblich  bekanntzumachen  ist.  Damit  besteht  aus-
 reichend  Gelegenheit,  den  Planfeststellungsbeschluss  zur
 Kenntnis zu nehmen.

 Zu Buchstabe b (Absatz 6)

 Die  Vorschrift  regelt,  unter  welchen  Voraussetzungen  an
 Stelle  der  aufwendigen  Planfeststellung  zur  Beschleunigung
 und  Vereinfachung  des  Genehmigungsverfahrens  eine  Plan-
 genehmigung  erteilt  werden  kann.  Liegen  die  Vorausset-
 zungen  vor,  kann  die  Planfeststellungsbehörde  nach  pflicht-
 gemäßem  Ermessen  entscheiden,  ob  dieses  vereinfachte
 Verfahren  durchgeführt  werden  soll.  Mit  der  Änderung  in
 Satz  1  Nummer  1  wird  der  Anwendungsbereich  für  eine
 Plangenehmigung  maßvoll  erweitert.  Häufig  ist  auch  bei
 einfach  gelagerten  Fällen  ein  absoluter  Ausschluss  von  Be-
 einträchtigungen  der  Rechte  anderer  bei  der  Durchführung
 eines  Vorhabens  nicht  möglich.  Eine  Plangenehmigung
 kommt  auch  dann  in  Frage,  wenn  Rechte  anderer  zwar  be-
 einträchtigt  werden,  es  sich  aber  um  eine  nur  unwesentliche
 Beeinträchtigung  handelt.  Das  kann  z.  B.  dann  der  Fall  sein,
 wenn  ein  Grundstück  in  sehr  geringem  Maße  oder  nur
 vorübergehend  in  Anspruch  genommen  werden  soll,  etwa
 als  vorübergehende  Baufläche  im  Rahmen  einer  Straßen-
 baumaßnahme  oder  durch  die  Behinderung  einer  Grund-
 stückszufahrt,  wenn  andere  Zufahrtsmöglichkeiten  nur  mit
 unverhältnismäßigen  Mehraufwand  genutzt  werden  können.
 Der  Vorbehalt  hinsichtlich  der  enteignungsrechtlichen  Vor-
 wirkung  wird  –  den  zu  streichenden  Maßgabevorschriften
 der  betroffenen  Fachgesetze  entsprechend  –  aufgehoben.
 Die  Streichung  trägt  zur  Rechtsvereinheitlichung  bei,  da  der
 Vorbehalt  nach  den  nunmehr  zu  streichenden  Maßgabevor-
 schriften  bereits  für  die  ganz  überwiegende  Zahl  der  grund-
 sätzlich  planfeststellungspflichtigen  Vorhaben  nicht  mehr
 galt.  Soweit  Fachgesetze  nach  wie  vor  Regelungen  zur  ent-
 eignungsrechtlichen  Vorwirkung  enthalten,  bleibt  der  Vor-
 rang dieser Regelungen unberührt.

 Die  Plangenehmigung  ist  nur  für  einfach  gelagerte  Fälle
 geeignet.  Unabhängig  von  den  Umständen  des  Einzelfalls
 scheidet  sie  deshalb  regelmäßig  aus,  wenn  für  ein  Vorhaben
 fachgesetzlich  die  Beteiligung  der  Öffentlichkeit  nach  den
 Anforderungen  des  Planfeststellungsverfahrens  vorgeschrie-
 ben  ist.  Die  Öffentlichkeitsbeteiligung  stellt  die  im  Vergleich
 zum  Plangenehmigungsverfahren  qualifizierende  Verfah-
 rensanforderung  dar.  Mit  dem  neu  eingeführten  Satz  2  Num-
 mer  3  wird  deshalb  klargestellt,  dass  das  vereinfachte  Verfah-
 ren  der  Plangenehmigung  nicht  in  Frage  kommt,  wenn  nach
 anderen  gesetzlichen  Vorschriften  ein  Verfahren  durchzufüh-
 ren  ist,  das  den  Anforderungen  des  Planfeststellungsverfah-
 rens  entsprechen  muss.  Dies  ist  insbesondere  nach  dem
 Gesetz  über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  (UVPG)  bei
 sog.  UVP-pflichtigen  Vorhaben  der  Fall.  Zwar  schließt  das
 UVPG,  das  die  Öffentlichkeitsbeteiligung  als  eigenständiges
 Erfordernis  vorsieht,  die  Plangenehmigung  selbst  nicht  aus.
 Da  aber  das  Verfahren  der  UVP  dem  planfeststellungsrecht-
 lichen  Anhörungsverfahren  nachgebildet  ist  und  diesem  wei-
 testgehend  entspricht,  ist  es  zweckmäßig,  zur  Verfahrensver-
 einfachung  zwingend  das  Planfeststellungsverfahren  vorzu-
 schreiben.  Die  notwendigerweise  abstrakte  Regelung  zielt
 dabei  auf  die  UVP  ab,  ohne  sie  ausdrücklich  zu  bezeichnen,
 und  verweist  insoweit  auf  die  einschlägigen  Regelungen  in
 den  Fachplanungsgesetzen.  Sie  ist  damit  auch  offen  für  wei-
 tere  fachgesetzliche  Regelungen  zur  Öffentlichkeitsbeteili-

 gung  nach  Maßgabe  der  Anforderungen  des  Planfeststel-
 lungsverfahrensrechts.

 Für  das  Plangenehmigungsverfahren  gelten  nicht  die  Vor-
 schriften  des  Planfeststellungsverfahrens,  sondern  die  allge-
 meinen  Verfahrensvorschriften  nach  §  9  ff.  Bislang  reicht
 danach  die  einfache  Bekanntgabe  der  Plangenehmigung  ge-
 mäß  §  41  aus.  Wegen  der  Ausweitung  des  Anwendungsbe-
 reichs  der  Plangenehmigung  durch  die  Änderung  in  Satz  1
 Nummer  1  kann  es  auch  im  Plangenehmigungsverfahren
 Betroffene  geben,  über  deren  Einwendungen  entschieden
 wird.  Mit  der  Ergänzung  in  Satz  2  wird  aus  Gründen  der
 Rechtssicherheit  deshalb  eine  Pflicht  zur  Zustellung  der
 Plangenehmigung  nicht  nur  an  den  Vorhabenträger,  sondern
 auch  an  diejenigen,  über  deren  Einwendungen  entschieden
 wurde,  eingeführt.  Die  Anordnung  der  entsprechenden  An-
 wendung  von  Absatz  5  auf  die  Plangenehmigung  trägt  dem
 Umstand  Rechnung,  dass  der  Anwendungsbereich  der  Plan-
 genehmigung  durch  die  Änderung  in  Absatz  6  erweitert
 wird.  Es  ist  nicht  auszuschließen,  dass  auch  in  einfach  ge-
 lagerten  Fällen  Einwendungen  einer  größeren  Zahl  von  Be-
 troffenen  berücksichtigt  wurden,  so  dass  die  für  den  Plan-
 feststellungsbeschluss  geltenden  Erleichterungen  bei  der
 Zustellung auch in solchen Fällen gelten sollen.

 Zu Buchstabe c (Absatz 7)

 Die  Vorschrift  regelt,  unter  welchen  Voraussetzungen  in
 Fällen  unwesentlicher  Bedeutung  sowohl  auf  eine  Planfest-
 stellung  als  auch  auf  eine  Plangenehmigung  verzichtet  wer-
 den  kann.  Mit  dem  neu  angefügten  Satz  2  Nummer  3  wird
 dafür  ein  zusätzliches  Ausschlusskriterium  eingeführt.  So
 ist  ein  Verzicht  ausgeschlossen,  wenn  für  das  Vorhaben  ein
 wie  in  Absatz  6  Satz  1  Nummer  3  beschriebenes  Verfahren
 mit  Öffentlichkeitsbeteiligung  gesetzlich  vorgeschrieben  ist.
 Wie  bei  Absatz  6  Satz  1  Nummer  3  zielt  auch  hier  die  ab-
 strakte  Regelung  auf  Vorhaben,  bei  denen  fachgesetzlich
 eine  UVP-Pflicht  besteht.  Damit  ist  in  solchen  Fällen  immer
 ein Planfeststellungsverfahren durchzuführen.

 Zu Nummer 7  (§  75 Rechtswirkungen der Planfest-
 stellung)

 Zu Buchstabe a  (Absatz 1a)

 Die  Ergänzung  in  Absatz  1a  dient  der  Klarstellung,  dass  bei
 der  Verletzung  von  Verfahrens-  oder  Formvorschriften  die
 allgemeinen  Vorschriften  in  den  §§  45  und  46  unberührt
 bleiben.  Wie  bei  Mängeln  in  der  Abwägung  ist  vorrangiges
 Ziel  die  Planerhaltung.  Nur  wenn  der  Verfahrens-  oder
 Formfehler  nicht  durch  ein  ergänzendes  Verfahren  behoben
 werden  kann,  kommt  eine  Aufhebung  des  Planfeststellungs-
 beschlusses oder der Plangenehmigung in Frage.

 Zu Buchstabe b (Absatz 4)

 Die  Vorschrift  regelt  das  Außerkrafttreten  des  Plans,  wenn
 nicht  innerhalb  von  fünf  Jahren  mit  seiner  Durchführung  be-
 gonnen  wird.  Um  Zweifel  zu  beseitigen,  wird  der  Beginn
 der  Plandurchführung  durch  den  neu  angefügten  Satz  2  de-
 finiert.  Ausdrücklich  geregelt  wird  auch  die  Auswirkung
 einer  Unterbrechung  der  begonnenen  Durchführung.  Sie
 berührt  den  Beginn  der  Durchführung  nicht.  Die  zeitweise
 –  auch  längerfristige  –  Unterbrechung  ist  zu  unterscheiden
 von  einer  endgültigen  Aufgabe  des  Vorhabens.  Maßgeblich
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ist  dabei  eine  objektive  Betrachtung.  Wird  das  Vorhaben
 (ggf.  nach  einer  Unterbrechung  der  Durchführung)  endgül-
 tig  aufgegeben,  kann  die  Behörde  gemäß  §  77  auch  von
 Amts  wegen  die  Aufhebung  des  Planfeststellungsbeschlus-
 ses beschließen.

 Zu Artikel 2  (Änderung der Verwaltungsgerichts-
 ordnung)

 Nach  §  59  VwGO  galt  schon  bislang  für  alle  Bundesbehör-
 den  eine  Rechtsbehelfsbelehrungspflicht  beim  Erlass  von
 schriftlichen  oder  elektronischen  Verwaltungsakten,  die  der
 Anfechtung  unterliegen.  Obwohl  es  sich  um  eine  Regelung
 des  Verwaltungsverfahrens  handelt,  war  diese  Pflicht  histo-
 risch  bedingt  in  der  Verwaltungsgerichtsordnung  geregelt.
 Mit  der  Übernahme  in  §  37  VwVfG  durch  Artikel  1  Num-
 mer  4  kann  die  Vorschrift  in  der  Verwaltungsgerichtsord-
 nung  zur  Vermeidung  von  Doppelregelungen  aufgehoben
 werden.

 Zu Artikel 3  (Änderung des EG-Verbraucherschutz-
 durchsetzungsgesetzes)

 Folgeänderung zu Artikel 1 Nummer 4 und Artikel 2.

 Zu Artikel 4  (Änderung des Energiewirtschafts-
 gesetzes)

 Zu Nummer 1  (§  43a Anhörungsverfahren)

 Die  in  §  43a  durch  das  Infrastrukturplanungsbeschleuni-
 gungsgesetz  eingeführten  Maßgabevorschriften  zum  An-
 hörungsverfahren  werden  wegen  der  Übernahme  in  das
 VwVfG  fast  vollständig  aufgehoben.  Bestehen  bleiben  die
 Regelungen  über  den  Verzicht  auf  einen  Erörterungstermin
 und  über  die  verkürzte  Frist  von  zwei  Wochen,  innerhalb
 derer  die  Anhörungsbehörde  die  Planauslegung  zu  veranlas-
 sen hat.

 Zu Buchstabe a (Nummer 1)

 Die  Vorschrift  wird  neu  gefasst,  weil  mit  der  Änderung  von
 §  73  Absatz  2  und  8  VwVfG  in  den  §§  63  ff.  und  72  ff.
 VwVfG  nunmehr  einheitlich  die  Formulierung  „voraus-
 sichtlich  auswirken  wird“  werden  soll.  Die  verkürzte  Frist
 zur Planauslegung bleibt bestehen.

 Zu Buchstabe b

 Zu Nummer 2

 Die  Vorschrift  regelt  die  Benachrichtigung  von  anerkannten
 Umweltschutzvereinigungen  von  der  Planauslegung.  Nach
 der  weitgehenden  verfahrensrechtlichen  Gleichstellung  der
 durch  staatliche  Anerkennung  mit  Rechtsbehelfsbefugnis
 ausgestatteten  Vereinigungen  mit  den  Betroffenen  in  §  73
 VwVfG ist die Vorschrift entbehrlich und wird aufgehoben.

 Zu Nummer 3

 Die  Vorschrift  regelt  die  weitere  Beteiligung  der  Vereini-
 gungen  im  Verfahren,  die  Präklusion  verspätet  abgegebener
 Stellungnahmen  und  die  Beteiligung  im  Erörterungstermin.
 Nach  der  weitgehenden  verfahrensrechtlichen  Gleichstel-

 lung  der  durch  staatliche  Anerkennung  mit  Rechtsbehelfs-
 befugnis  ausgestatteten  Vereinigungen  mit  den  Betroffenen
 und  Übernahme  der  Regelung  in  §  73  Absatz  4  VwVfG  ist
 die Vorschrift entbehrlich und wird aufgehoben.

 Zu Nummer 4

 Die  Vorschrift  sieht  eine  Benachrichtigung  nicht  ortsansäs-
 siger  Betroffener  nur  vor,  wenn  diese  der  Behörde  bekannt
 sind.  Um  das  Verfahren  zu  beschleunigen,  soll  die  Behörde
 nicht  verpflichtet  sein,  Aufenthalt  und  Person  zu  ermitteln.
 Die  Regelung  galt  ursprünglich  beschränkt  auf  die  neuen
 Bundesländer  und  wurde  geschaffen,  weil  die  Ermittlung
 nicht  ortsansässiger  Betroffener  in  der  damaligen  besonde-
 ren  Situation  häufig  problematisch  war.  Später  wurde  ihre
 Geltung  auf  das  gesamte  Bundesgebiet  ausgedehnt.  Die  in-
 tendierte  Verfahrensbeschleunigung  kann  aber  bei  Wahrung
 der  grundgesetzlich  geschützten  Eigentumsrechte  der  Be-
 troffenen  kaum  erreicht  werden.  Denn  bei  verfassungskon-
 former  Auslegung  muss  von  der  Behörde  ein  gewisser  Er-
 mittlungsaufwand  –  zumindest  die  Auswertung  der  verfüg-
 baren  Unterlagen  und  Register  –  verlangt  werden.  Dies  er-
 gibt  sich  bereits  aus  dem  Amtsermittlungsgrundsatz  (§  24
 VwVfG).  Die  Ermittlung  der  Betroffenen  wird  mit  zuneh-
 mender  elektronischer  Unterstützung  auch  immer  unproble-
 matischer.  Die  Beschränkung  der  Benachrichtigungspflicht
 in  Bezug  auf  bereits  nach  Person  und  Aufenthalt  bekannte
 nicht  ortsansässige  Betroffene  erscheint  deshalb  nicht  ver-
 tretbar,  so  dass  die  Vorschrift  aufgehoben  wird.  Damit  gilt
 wieder  die  allgemeine  Regelung  des  §  73  Absatz  5  Satz  2
 VwVfG,  wonach  die  Behörde  einen  verhältnismäßigen  Er-
 mittlungsaufwand leisten muss.

 Zu Buchstabe c (Nummer 5)

 Die  Vorschrift  regelt,  unter  welchen  Voraussetzungen  ein
 Erörterungstermin  nicht  stattfindet,  und  welche  Fristen  zur
 abschließenden  Bearbeitung  des  Anhörungsverfahrens  dann
 einzuhalten  sind.  Die  Sätze  1,  3  und  4  sind  wegen  der  ent-
 sprechenden  Änderungen  in  §  73  VwVfG  entbehrlich  und
 werden  gestrichen,  wegen  der  vorzulegenden  Unterlagen
 wird  auf  §  73  Absatz  9  VwVfG  verwiesen.  Die  geänderte
 Vorschrift wird Nummer 2.

 Zu Buchstabe d (Nummer 6)

 Die  Vorschrift  regelt  die  nachträgliche  Beteiligung  von  Ver-
 einigungen  bei  Planänderungen.  Nach  der  weitgehenden
 verfahrensrechtlichen  Gleichstellung  der  durch  staatliche
 Anerkennung  mit  Rechtsbehelfsbefugnis  ausgestatteten
 Vereinigungen  mit  den  Betroffenen  und  Übernahme  der  Re-
 gelung  in  §  73  Absatz  8  VwVfG  ist  die  Vorschrift  entbehr-
 lich und wird aufgehoben.

 Zu Buchstabe e (Nummer 7)

 Die  Vorschrift  regelt  die  Präklusion  verspäteter  Stellung-
 nahmen  von  Vereinigungen  und  enthält  eine  ausdrückliche
 Einschränkung  der  Behördenpräklusion.  Nach  der  weitge-
 henden  verfahrensrechtlichen  Gleichstellung  der  durch
 staatliche  Anerkennung  mit  Rechtsbehelfsbefugnis  ausge-
 statteten  Vereinigungen  mit  den  Betroffenen  und  Über-
 nahme  der  Regelung  in  §  73  Absatz  3a,  4  und  6  VwVfG  ist
 die Vorschrift entbehrlich und wird aufgehoben.
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Zu Nummer 2  (§  43b Planfeststellungsbeschluss,
 Plangenehmigung)

 Die  in  §  43b  Nummer  1  bis  5  durch  das  Infrastruktur-
 planungsbeschleunigungsgesetz  eingeführten  Maßgabevor-
 schriften  werden  nach  ihrer  Übernahme  in  das  VwVfG  ge-
 strichen.  Die  übrigen  fachspezifischen  Abweichungen  blei-
 ben bestehen.

 Zu Buchstabe a

 Die  Ergänzung  ist  wegen  des  eingefügten  Verweises  auf
 §  73 Absatz 4 Satz 5 VwVfG erforderlich.

 Zu Buchstabe b

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Wegen  der  Streichung  von  §  43b  Nummer  2  ist  ein  Verweis
 auf §  73 Absatz 4 Satz 5 VwVfG erforderlich.

 Die  Streichung  der  Maßgabevorschriften  des  §  43b  betrifft
 auch  solche,  die  ihrerseits  auf  §  73  VwVfG  verweisen
 (§  43a  Nummer  4,  5  und  7).  Deshalb  ist  in  §  43b  die  Ver-
 weisung auf §  73 VwVfG zu erstrecken.

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Die  Vorschrift  regelt  die  Präklusion  von  verspäteten  Ein-
 wendungen  und  Stellungnahmen,  sowie  die  Behörden-
 präklusion.  Nach  der  Übernahme  der  Regelung  in  §  73  Ab-
 satz  3a,  4  und  6  VwVfG  wird  diese  in  der  Vorschrift  gestri-
 chen.

 Zu Buchstabe c

 Nummer  2  erlaubt  die  Erteilung  einer  Plangenehmigung  an
 Stelle  des  Planfeststellungsbeschusses  auch  in  Fällen  nur
 unwesentlicher  Beeinträchtigungen  der  Rechte  anderer.  Zu-
 dem  schränkt  sie  das  Verfahrensermessen  der  Behörde  in-
 soweit  ein,  dass  ein  Anspruch  auf  Plangenehmigung  an
 Stelle  des  Planfeststellungsbeschlusses  bei  nicht  UVP-
 pflichtigen  Vorhaben  besteht.  Nach  der  Übernahme  eines
 Teils  der  Regelung  in  §  73  Absatz  6  VwVfG  und  im  Übri-
 gen  zur  Rechtsvereinheitlichung  (einheitliches  Verfahrens-
 ermessen  der  Behörde  hinsichtlich  Plangenehmigung  an
 Stelle  des  Planfeststellungsbeschlusses)  wird  die  Vorschrift
 gestrichen.  Nummer  3  regelt  die  Rechtswirkung  der  Plange-
 nehmigung und ist ebenfalls entbehrlich.

 Zu Buchstabe d

 Wegen  der  Aufhebung  der  Nummern  2  und  3  tritt  die  bishe-
 rige Nummer 4 an die Stelle der bisherigen Nummer 2.

 Zu Buchstabe e

 Wegen  der  Einführung  einer  allgemeinen  Rechtsbehelfs-
 belehrungspflicht  in  §  37  Absatz  6  VwVfG  und  der  bereits
 bestehenden  Zustellungspflicht  ((§  74  Absatz  4  und  6
 VwVfG) ist Nummer 5 entbehrlich und wird aufgehoben.

 Zu Nummer 3  (§  43c  Rechtswirkungen  der  Planfeststellung
 und der Plangenehmigung)

 §  43c  Nummer  4  definiert  den  Beginn  der  Plandurchfüh-
 rung  und  die  Folgen  einer  Unterbrechung  der  Verwirk-
 lichung  des  Vorhabens.  Die  Vorschrift  ist  wegen  der  Über-

 nahme  der  Regelung  in  §  75  Absatz  4  VwVfG  entbehrlich
 und wird aufgehoben.

 Zu Nummer 4  (§  43e Rechtsbehelfe)

 Die  Vorschrift  dient  der  Klarstellung,  dass  bei  der  Verlet-
 zung  von  Verfahrens-  oder  Formvorschriften  die  allgemei-
 nen  Vorschriften  in  den  §§  45  und  46  VwVfG  unberührt
 bleiben.  Mit  der  Übernahme  der  Regelung  in  den  geänder-
 ten  §  75  Absatz  1a  VwVfG  ist  die  Vorschrift  entbehrlich
 und wird aufgehoben.

 Zu Nummer 5  (§  45 Enteignung)

 Folgeänderung zu §  43b.

 Zu Artikel 5  (Änderung der Gashochdruckleitungs-
 verordnung)

 Folgeänderung  zur  Änderung  von  §  43b  des  Energiewirt-
 schaftsgesetzes (EnWG).

 Zu Artikel 6  (Änderung des Energieverbrauchs-
 relevante-Produkte-Gesetzes)

 Folgeänderung zu Artikel 1 Nummer 4 und Artikel 2.

 Zu Artikel 7  (Änderung des Bundesfernstraßen-
 gesetzes)

 Zu Nummer 1  (§  2 Widmung, Umstufung, Einziehung)

 Folgeänderung zu §  17b.

 Zu Nummer 2  (§  17a Anhörungsverfahren)

 Die  in  §  17a  Nummer  1  bis  7  FStrG  durch  das  Infrastruktur-
 planungsbeschleunigungsgesetz  eingeführten  Maßgabevor-
 schriften  zum  Anhörungsverfahren  sind  wegen  der  Über-
 nahme  in  das  VwVfG  zum  größten  Teil  entbehrlich  und
 werden insoweit aufgehoben.

 Zu Buchstabe a

 Zu Nummer 1

 Die  Vorschrift  wird  aufgehoben,  weil  mit  der  Änderung  von
 §  73  Absatz  2  und  8  VwVfG  nunmehr  in  den  §§  63  ff.  und
 72  ff.  VwVfG  einheitlich  die  Formulierung  „voraussichtlich
 auswirken wird“ verwandt wird.

 Zu Nummer 2

 Die  Vorschrift  regelt  die  Benachrichtigung  von  anerkannten
 Umweltschutzvereinigungen  von  der  Planauslegung.  Mit
 der  weitgehenden  verfahrensrechtliche  Gleichstellung  der
 durch  staatliche  Anerkennung  mit  Rechtsbehelfsbefugnis
 ausgestatteten  Vereinigungen  mit  den  Betroffenen  in  §  73
 VwVfG ist die Vorschrift entbehrlich und wird aufgehoben.

 Zu Nummer 3

 Die  Vorschrift  regelt  die  weitere  Beteiligung  der  Vereini-
 gungen  im  Verfahren,  die  Präklusion  verspätet  abgegebener
 Stellungnahmen  und  die  Beteiligung  im  Erörterungstermin.
 Mit  der  weitgehenden  verfahrensrechtliche  Gleichstellung
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der  durch  staatliche  Anerkennung  mit  Rechtsbehelfsbefug-
 nis  ausgestatteten  Vereinigungen  mit  den  Betroffenen  und
 Übernahme  der  Regelung  in  §  73  VwVfG  ist  die  Vorschrift
 entbehrlich und wird aufgehoben.

 Zu Nummer 4

 Die  Vorschrift  sieht  eine  Benachrichtigung  nicht  ortsansäs-
 siger  Betroffener  nur  vor,  wenn  diese  der  Behörde  bekannt
 sind.  Um  das  Verfahren  zu  beschleunigen,  soll  die  Behörde
 nicht  verpflichtet  sein,  Aufenthalt  und  Person  zu  ermitteln.
 Die  Regelung  galt  ursprünglich  beschränkt  auf  die  neuen
 Bundesländer  und  wurde  geschaffen,  weil  die  Ermittlung
 nicht  ortsansässiger  Betroffener  in  der  damaligen  besonde-
 ren  Situation  häufig  problematisch  war.  Später  wurde  ihre
 Geltung  auf  das  gesamte  Bundesgebiet  ausgedehnt.  Die  in-
 tendierte  Verfahrensbeschleunigung  kann  aber  bei  Wahrung
 der  grundgesetzlich  geschützten  Eigentumsrechte  der  Be-
 troffenen  kaum  erreicht  werden.  Denn  bei  verfassungskon-
 former  Auslegung  muss  von  der  Behörde  ein  gewisser  Er-
 mittlungsaufwand  –  zumindest  die  Auswertung  der  verfüg-
 baren  Unterlagen  und  Register  –  verlangt  werden.  Dies  er-
 gibt  sich  bereits  aus  dem  Amtsermittlungsgrundsatz  (§  24
 VwVfG).  Die  Ermittlung  der  Betroffenen  wird  mit  zuneh-
 mender  elektronischer  Unterstützung  auch  immer  unproble-
 matischer.  Die  Beschränkung  der  Benachrichtigungspflicht
 in  Bezug  auf  bereits  nach  Person  und  Aufenthalt  bekannte
 nicht  ortsansässige  Betroffene  erscheint  deshalb  nicht  ver-
 tretbar,  so  dass  die  Vorschrift  aufgehoben  wird.  Damit  gilt
 wieder  die  allgemeine  Regelung  des  §  73  Absatz  5  Satz  2
 VwVfG,  wonach  die  Behörde  einen  verhältnismäßigen  Er-
 mittlungsaufwand leisten muss.

 Zu Buchstabe b (Nummer 5)

 Die  Vorschrift  stellt  die  Abhaltung  eines  Erörterungstermins
 in  das  Verfahrensermessen  der  Anhörungsbehörde.  Zudem
 legt  sie  der  Anhörungsbehörde  unterschiedlich  bemessene
 Fristen  zur  abschließenden  Bearbeitung  des  Anhörungsver-
 fahrens  auf,  abhängig  davon,  ob  ein  Erörterungstermin  statt-
 findet  oder  darauf  verzichtet  wird.  Soweit  ein  Erörterungs-
 termin  stattfindet,  sind  die  Regelungen  entbehrlich  und  wer-
 den  gestrichen,  wegen  der  vorzulegenden  Unterlagen  wird
 auf  §  73  Absatz  9  VwVfG  verwiesen.  Die  geänderte  Vor-
 schrift wird Nummer 1.

 Zu Buchstabe c (Nummer 6)

 Die  Vorschrift  eröffnet  die  Möglichkeit,  bei  einer  bloßen
 Planänderung  regelmäßig  auf  den  Erörterungstermin  zu  ver-
 zichten.  Da  die  übrigen  Regelungen  entbehrlich  sind  und
 gestrichen  werden,  wird  die  Vorschrift  als  Nummer  2  neu
 gefasst.

 Zu Buchstabe d (Nummer 7)

 Die  Vorschrift  regelt  die  Präklusion  verspäteter  Stellung-
 nahmen  von  Vereinigungen  und  enthält  eine  ausdrückliche
 Einschränkung  der  Behördenpräklusion.  Nach  der  weitge-
 henden  verfahrensrechtlichen  Gleichstellung  der  durch
 staatliche  Anerkennung  mit  Rechtsbehelfsbefugnis  ausge-
 statteten  Vereinigungen  mit  den  Betroffenen  und  Über-
 nahme  der  Regelung  in  §  73  Absatz  3a,  4  und  6  VwVfG  ist
 die Vorschrift entbehrlich und wird aufgehoben.

 Zu Nummer 3  (§  17b Planfeststellungsbeschluss, Plan-
 genehmigung)

 Zu Buchstabe a

 §  17b  Absatz  1  Nummer  1  schließt  die  Erteilung  einer  Plan-
 genehmigung  an  Stelle  des  Planfeststellungsbeschlusses  für
 Vorhaben  aus,  für  die  eine  Umweltverträglichkeitsprüfung
 nach  dem  Gesetz  über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung
 durchzuführen  ist  (sog.  UVP-pflichtige  Vorhaben).  Mit  der
 Ergänzung  von  §  74  Absatz  6  Satz  2  VwVfG  wird  allge-
 mein  eine  entsprechende  weitere  Zulässigkeitsvorausset-
 zung  für  die  Plangenehmigung  eingeführt.  Mit  der  dort  an-
 gefügten  Nummer  3  wird  geregelt,  dass  das  vereinfachte
 Verfahren  der  Plangenehmigung  nicht  in  Frage  kommt,
 wenn  nach  anderen  Rechtsvorschriften  ein  Verfahren  vorge-
 schrieben  ist,  dass  den  Anforderungen  des  Planfeststel-
 lungsverfahrens  entspricht.  Da  die  Umweltverträglichkeits-
 prüfung  ein  Verfahren  im  Sinne  dieser  Vorschriften  ist,  ist
 die  Regelung  entbehrlich  und  wird  aufgehoben.  Entspre-
 chendes  gilt  für  Nummer  4  in  Bezug  auf  die  Ergänzung  von
 §  74  Absatz  7  Nummer  3  VwVfG.  Nummer  2  erlaubt  die
 Erteilung  einer  Plangenehmigung  an  Stelle  des  Planfeststel-
 lungsbeschusses  auch  in  Fällen  nur  unwesentlicher  Beein-
 trächtigungen  der  Rechte  anderer,  Nummer  3  regelt  die
 Rechtswirkung  der  Plangenehmigung.  Wegen  der  Über-
 nahme  der  Regelung  in  §  74  Absatz  6  und  7  VwVfG  sind
 diese Vorschriften entbehrlich und werden aufgehoben.

 Zu Buchstabe b

 Folgeänderung zu Nummer 3 Buchstabe a.

 Zu Buchstabe c

 Folgeänderung zu Nummer 3 Buchstabe a.

 Zu Buchstabe d

 Die  Vorschrift  regelt  die  Zustellung  von  Planfeststellungs-
 beschluss  und  Plangenehmigung.  Wegen  der  Einführung
 einer  allgemeinen  Rechtsbehelfsbelehrungspflicht  in  §  37
 Absatz  6  VwVfG  und  der  bereits  bestehenden  Zustellungs-
 pflicht  (§  74  Absatz  4  und  6  VwVfG)  ist  Nummer  7  ent-
 behrlich und wird aufgehoben.

 Zu Nummer 4  (§  17c  Rechtswirkungen  der  Planfeststel-
 lung und der Plangenehmigung)

 §  17c  Nummer  4  definiert  den  Beginn  der  Plandurchfüh-
 rung  und  die  Folgen  einer  Unterbrechung  der  Verwirk-
 lichung  des  Vorhabens.  Die  Vorschrift  wird  wegen  der
 Übernahme  der  Regelung  in  §  75  Absatz  4  VwVfG  entbehr-
 lich und wird aufgehoben.

 Zu Nummer 5  (§  17e Rechtsbehelfe)

 Die  Vorschrift  dient  der  Klarstellung,  dass  bei  der  Verlet-
 zung  von  Verfahrens-  oder  Formvorschriften  die  allgemei-
 nen  Vorschriften  in  den  §§  45  und  46  VwVfG  unberührt
 bleiben.  Wegen  der  Übernahme  der  Regelung  in  den  geän-
 derten  §  75  Absatz  1a  VwVfG  ist  die  Vorschrift  entbehrlich
 und wird aufgehoben.

 Zu Nummer 6  (§  19a)

 Folgeänderung zu Nummer 3 Buchstabe a.
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Zu Artikel 8  (Änderung des Allgemeinen Eisen-
 bahngesetzes)

 Zu Nummer 1  (§  18a Anhörungsverfahren)

 Die  in  §  18a  Nummer  1  bis  7  des  Allgemeinen  Eisennbahn-
 gesetzes  (AEG)  durch  das  Infrastrukturplanungsbeschleuni-
 gungsgesetz  eingeführten  Maßgabevorschriften  zum  Anhö-
 rungsverfahren  werden  zum  größten  Teil  in  das  VwVfG
 übernommen und insoweit aufgehoben.

 Zu Buchstabe a

 Zu Nummer 1

 Die  Vorschrift  wird  aufgehoben,  weil  mit  der  Änderung  von
 §  73  Absatz  2  und  8  VwVfG  nunmehr  in  den  §§  63  ff.  und
 72  ff.  VwVfG  einheitlich  die  Formulierung  „voraussichtlich
 auswirken wird“ verwandt wird.

 Zu Nummer 2

 Die  Vorschrift  regelt  die  Benachrichtigung  von  anerkannten
 Umweltschutzvereinigungen  von  der  Planauslegung.  Mit
 der  weitgehenden  verfahrensrechtliche  Gleichstellung  der
 durch  staatliche  Anerkennung  mit  Rechtsbehelfsbefugnis
 ausgestatteten  Vereinigungen  mit  den  Betroffenen  in  §  73
 VwVfG ist die Vorschrift entbehrlich und wird aufgehoben.

 Zu Nummer 3

 Die  Vorschrift  regelt  die  weitere  Beteiligung  der  Vereini-
 gungen  im  Verfahren,  die  Präklusion  verspätet  abgegebener
 Stellungnahmen  und  die  Beteiligung  im  Erörterungstermin.
 Nach  der  weitgehenden  verfahrensrechtlichen  Gleichstel-
 lung  der  durch  staatliche  Anerkennung  mit  Rechtsbehelfs-
 befugnis  ausgestatteten  Vereinigungen  mit  den  Betroffenen
 und  Übernahme  der  Regelung  §  73  VwVfG  ist  die  Vor-
 schrift entbehrlich und wird aufgehoben.

 Zu Nummer 4

 Die  Vorschrift  sieht  eine  Benachrichtigung  nicht  ortsansäs-
 siger  Betroffener  nur  vor,  wenn  diese  der  Behörde  bekannt
 sind.  Um  das  Verfahren  zu  beschleunigen,  soll  die  Behörde
 nicht  verpflichtet  sein,  Aufenthalt  und  Person  zu  ermitteln.
 Die  Regelung  galt  ursprünglich  beschränkt  auf  die  neuen
 Bundesländer  und  wurde  geschaffen,  weil  die  Ermittlung
 nicht  ortsansässiger  Betroffener  in  der  damaligen  besonde-
 ren  Situation  häufig  problematisch  war.  Später  wurde  ihre
 Geltung  auf  das  gesamte  Bundesgebiet  ausgedehnt.  Die  in-
 tendierte  Verfahrensbeschleunigung  kann  aber  bei  Wahrung
 der  grundgesetzlich  geschützten  Eigentumsrechte  der  Be-
 troffenen  kaum  erreicht  werden.  Denn  bei  verfassungskon-
 former  Auslegung  muss  von  der  Behörde  ein  gewisser  Er-
 mittlungsaufwand  –  zumindest  die  Auswertung  der  verfüg-
 baren  Unterlagen  und  Register  –  verlangt  werden.  Dies  er-
 gibt  sich  bereits  aus  dem  Amtsermittlungsgrundsatz  (§  24
 VwVfG).  Die  Ermittlung  der  Betroffenen  wird  mit  zuneh-
 mender  elektronischer  Unterstützung  auch  immer  unproble-
 matischer.  Die  Beschränkung  der  Benachrichtigungspflicht
 in  Bezug  auf  bereits  nach  Person  und  Aufenthalt  bekannte
 nicht  ortsansässige  Betroffene  erscheint  deshalb  nicht  ver-
 tretbar,  so  dass  die  Vorschrift  aufgehoben  wird.  Damit  gilt
 wieder  die  allgemeine  Regelung  des  §  73  Absatz  5  Satz  2

 VwVfG,  wonach  die  Behörde  einen  verhältnismäßigen  Er-
 mittlungsaufwand leisten muss.

 Zu Buchstabe b  (Nummer 5)

 Die  Vorschrift  stellt  die  Abhaltung  eines  Erörterungstermins
 in  das  Verfahrensermessen  der  Anhörungsbehörde.  Zudem
 legt  sie  der  Anhörungsbehörde  unterschiedlich  bemessene
 Fristen  zur  abschließenden  Bearbeitung  des  Anhörungsver-
 fahrens  auf,  abhängig  davon,  ob  ein  Erörterungstermin  statt-
 findet  oder  darauf  verzichtet  wird.  Soweit  ein  Erörterungs-
 termin  stattfindet,  sind  die  Regelungen  entbehrlich  und  wer-
 den  gestrichen,  wegen  der  vorzulegenden  Unterlagen  wird
 auf  §  73  Absatz  9  VwVfG  verwiesen.  Die  geänderte  Vor-
 schrift wird Nummer 1.

 Zu Buchstabe c  (Nummer 6)

 Die  Vorschrift  eröffnet  die  Möglichkeit,  bei  einer  bloßen
 Planänderung  regelmäßig  auf  den  Erörterungstermin  zu  ver-
 zichten.  Da  die  übrigen  Regelungen  entbehrlich  sind  und
 gestrichen  werden,  wird  die  Vorschrift  als  Nummer  2  neu
 gefasst.

 Zu Buchstabe d  (Nummer 7)

 Die  Vorschrift  regelt  die  Präklusion  verspäteter  Stellung-
 nahmen  von  Vereinigungen  und  enthält  eine  ausdrückliche
 Einschränkung  der  Behördenpräklusion.  Nach  der  weitge-
 henden  verfahrensrechtlichen  Gleichstellung  der  durch
 staatliche  Anerkennung  mit  Rechtsbehelfsbefugnis  ausge-
 statteten  Vereinigungen  mit  den  Betroffenen  und  Über-
 nahme  der  Regelung  in  §  73  Absatz  3a,  4  und  6  VwVfG
 wird die Vorschrift aufgehoben.

 Zu Nummer 2  (§  18b Planfeststellungsbeschluss, Plan-
 genehmigung)

 Wegen  der  Übernahme  der  in  den  Nummern  1  bis  5  enthal-
 tenen  Regelungen  in  das  VwVfG  wird  diese  Vorschrift  auf-
 gehoben.

 Zu den Nummern 1 und 4

 Nummer 1 schließt die Erteilung einer Plangenehmigung an
 Stelle  des  Planfeststellungsbeschlusses  für  Vorhaben  aus,
 für  die  eine  Umweltverträglichkeitsprüfung  nach  dem  Ge-
 setz  über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  durchzuführen
 ist  (sog.  UVP-pflichtige  Vorhaben).  Mit  der  Ergänzung  von
 §  74  Absatz  6  Satz  2  VwVfG  wird  allgemein  eine  entspre-
 chende  weitere  Zulässigkeitsvoraussetzung  für  die  Plan-
 genehmigung  eingeführt.  Mit  der  dort  angefügten  Nummer
 3  wird  geregelt,  dass  das  vereinfachte  Verfahren  der  Plan-
 genehmigung  nicht  in  Frage  kommt,  wenn  nach  anderen
 Rechtsvorschriften  ein  Verfahren  vorgeschrieben  ist,  das
 den  Anforderungen  des  Planfeststellungsverfahrens  ent-
 spricht.  Da  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  ein  Verfah-
 ren  im  Sinne  dieser  Vorschriften  ist,  ist  die  Regelung  ent-
 behrlich  und  wird  aufgehoben.  Entsprechendes  gilt  für
 Nummer  4  in  Bezug  auf  die  Ergänzung  von  §  74  Absatz  7
 Nummer  3  VwVfG.  Nummer  2  erlaubt  die  Erteilung  einer
 Plangenehmigung  an  Stelle  des  Planfeststellungsbeschusses
 auch  in  Fällen  nur  unwesentlicher  Beeinträchtigungen  der
 Rechte  anderer,  Nummer  3  regelt  die  Rechtswirkung  der
 Plangenehmigung.  Wegen  der  Übernahme  der  Regelung  in
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§  74  Absatz  6  und  7  VwVfG  sind  diese  Vorschriften  ent-
 behrlich und werden aufgehoben.

 Zu den Nummern 2 und 3

 Die  Vorschriften  erlauben  die  Erteilung  einer  Plangenehmi-
 gung  an  Stelle  des  Planfeststellungsbeschusses  auch  in  Fäl-
 len  nur  unwesentlicher  Beeinträchtigungen  der  Rechte  an-
 derer  (Nummer  2)  und  regeln  die  Rechtswirkung  der  Plan-
 genehmigung  (Nummer  3).  Nach  der  Übernahme  der  Rege-
 lungen  in  das  VwVfG  sind  die  Vorschriften  entbehrlich  und
 werden aufgehoben.

 Zu Nummer 5

 Die  Vorschrift  regelt  die  Zustellung  von  Planfeststellungs-
 beschluss  und  Plangenehmigung.  Wegen  der  Einführung  ei-
 ner  allgemeinen  Rechtsbehelfsbelehrungspflicht  in  §  37  Ab-
 satz  6  VwVfG  und  der  bereits  bestehenden  Zustellungs-
 pflicht  (§  74  Absatz  4  und  6  VwVfG)  ist  Nummer  5  ent-
 behrlich und wird aufgehoben.

 Zu Nummer 3  (§  18c  Rechtswirkungen  der  Planfeststel-
 lung und der Plangenehmigung)

 §  18c  Nummer  4  definiert  den  Beginn  der  Plandurchfüh-
 rung  und  die  Folgen  einer  Unterbrechung  der  Verwirkli-
 chung  des  Vorhabens.  Die  Vorschrift  ist  wegen  der  Über-
 nahme  der  Regelung  in  §  75  Absatz  4  VwVfG  entbehrlich
 und wird aufgehoben.

 Zu Nummer 4  (§  18e Rechtsbehelfe)

 §  18e  Absatz  6  dient  der  Klarstellung,  dass  bei  der  Verlet-
 zung  von  Verfahrens-  oder  Formvorschriften  die  allgemei-
 nen  Vorschriften  in  den  §§  45  und  46  VwVfG  unberührt
 bleiben.  Nach  der  Übernahme  der  Regelung  in  den  geänder-
 ten  §  75  Absatz  1a  VwVfG  ist  die  Vorschrift  entbehrlich
 und wird aufgehoben.

 Zu Artikel 9  (Änderung der Bundeseisenbahngebüh-
 renverordnung)

 Bei  den  Änderungen  handelt  es  sich  um  Folgeänderungen
 der  Aufhebung  von  §  18b  und  §  18e  Absatz  6  des  Allgemei-
 nen Eisenbahngesetzes.

 Zu Artikel 10  (Änderung des Magnetschwebebahn-
 planungsgesetzes)

 Zu Nummer 1  (§  2 Anhörungsverfahren)

 Die  in  §  2  durch  das  Infrastrukturplanungsbeschleunigungs-
 gesetz  eingeführten  Maßgabevorschriften  zum  Anhörungs-
 verfahren  werden  zum  größten  Teil  in  das  VwVfG  über-
 nommen und insoweit aufgehoben.

 Zu Buchstabe a

 Zu Nummer 1

 Die  Vorschrift  wird  aufgehoben,  weil  mit  der  Änderung  von
 §  73  Absatz  2  und  8  VwVfG  nunmehr  in  den  §§  63  ff.  und
 72  ff.  VwVfG  einheitlich  die  Formulierung  „voraussichtlich

 auswirken  wird“  verwandt  wird;  im  Übrigen  ist  sie  entbehr-
 lich.

 Zu Nummer 2

 Die  Vorschrift  regelt  die  Benachrichtigung  von  anerkannten
 Umweltschutzvereinigungen  von  der  Planauslegung.  Nach
 der  weitgehenden  verfahrensrechtlichen  Gleichstellung  der
 durch  staatliche  Anerkennung  mit  Rechtsbehelfsbefugnis
 ausgestatteten  Vereinigungen  mit  den  Betroffenen  in  §  73
 VwVfG ist die Vorschrift entbehrlich und wird aufgehoben.

 Zu Nummer 3

 Die  Vorschrift  regelt  die  weitere  Beteiligung  der  Vereini-
 gungen  im  Verfahren,  die  Präklusion  verspätet  abgegebener
 Stellungnahmen  und  die  Beteiligung  im  Erörterungstermin.
 Nach  der  weitgehenden  verfahrensrechtlichen  Gleichstel-
 lung  der  durch  staatliche  Anerkennung  mit  Rechtsbehelfs-
 befugnis  ausgestatteten  Vereinigungen  mit  den  Betroffenen
 und  Übernahme  der  Regelung  in  §  73  VwVfG  ist  die  Vor-
 schrift entbehrlich und wird aufgehoben.

 Zu Nummer 4

 Die  Vorschrift  sieht  eine  Benachrichtigung  nicht  ortsansäs-
 siger  Betroffener  nur  vor,  wenn  diese  der  Behörde  bekannt
 sind.  Um  das  Verfahren  zu  beschleunigen,  soll  die  Behörde
 nicht  verpflichtet  sein,  Aufenthalt  und  Person  zu  ermitteln.
 Die  Regelung  galt  ursprünglich  beschränkt  auf  die  neuen
 Bundesländer  und  wurde  geschaffen,  weil  die  Ermittlung
 nicht  ortsansässiger  Betroffener  in  der  damaligen  besonde-
 ren  Situation  häufig  problematisch  war.  Später  wurde  ihre
 Geltung  auf  das  gesamte  Bundesgebiet  ausgedehnt.  Die  in-
 tendierte  Verfahrensbeschleunigung  kann  aber  bei  Wahrung
 der  grundgesetzlich  geschützten  Eigentumsrechte  der  Be-
 troffenen  kaum  erreicht  werden.  Denn  bei  verfassungskon-
 former  Auslegung  muss  von  der  Behörde  ein  gewisser  Er-
 mittlungsaufwand  –  zumindest  die  Auswertung  der  verfüg-
 baren  Unterlagen  und  Register  –  verlangt  werden.  Dies  er-
 gibt  sich  bereits  aus  dem  Amtsermittlungsgrundsatz  (§  24
 VwVfG).  Die  Ermittlung  der  Betroffenen  wird  mit  zuneh-
 mender  elektronischer  Unterstützung  auch  immer  unproble-
 matischer.  Die  Beschränkung  der  Benachrichtigungspflicht
 in  Bezug  auf  bereits  nach  Person  und  Aufenthalt  bekannte
 nicht  ortsansässige  Betroffene  erscheint  deshalb  nicht  ver-
 tretbar,  so  dass  die  Vorschrift  aufgehoben  wird.  Damit  gilt
 wieder  die  allgemeine  Regelung  des  §  73  Absatz  5  Satz  2
 VwVfG,  wonach  die  Behörde  einen  verhältnismäßigen  Er-
 mittlungsaufwand leisten muss.

 Zu Buchstabe b  (Nummer 5)

 Die  Vorschrift  stellt  die  Durchführung  eines  Erörterungster-
 mins  in  das  Verfahrensermessen  der  Anhörungsbehörde.
 Zudem  legt  sie  der  Anhörungsbehörde  unterschiedlich  be-
 messene  Fristen  zur  abschließenden  Bearbeitung  des  Anhö-
 rungsverfahrens  auf,  abhängig  davon,  ob  ein  Erörterungster-
 min  stattfindet  oder  darauf  verzichtet  wird.  Soweit  ein  Erör-
 terungstermin  stattfindet,  sind  die  Regelungen  entbehrlich
 und  werden  gestrichen,  wegen  der  vorzulegenden  Unterla-
 gen  wird  auf  §  73  Absatz  9  VwVfG  verwiesen.  Die  geän-
 derte Vorschrift wird Nummer 1.
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Zu Buchstabe c (Nummer 6)

 Die  Vorschrift  eröffnet  die  Möglichkeit,  bei  einer  bloßen
 Planänderung  regelmäßig  auf  den  Erörterungstermin  zu  ver-
 zichten.  Da  die  übrigen  Regelungen  entbehrlich  sind  und
 gestrichen  werden,  wird  die  Vorschrift  als  Nummer  2  neu
 gefasst.

 Zu Buchstabe d  (Nummer 7)

 Die  Vorschrift  regelt  die  Präklusion  verspäteter  Stellung-
 nahmen  von  Vereinigungen  und  enthält  eine  ausdrückliche
 Einschränkung  der  Behördenpräklusion.  Nach  der  weitge-
 henden  verfahrensrechtlichen  Gleichstellung  der  durch
 staatliche  Anerkennung  mit  Rechtsbehelfsbefugnis  ausge-
 statteten  Vereinigungen  mit  den  Betroffenen  und  Über-
 nahme  der  Regelung  in  §  73  Absatz  3a,  4  und  6  VwVfG  ist
 die Vorschrift entbehrlich und wird aufgehoben.

 Zu Nummer 2  (Planfeststellungsbeschluss, Plan-
 genehmigung)

 Wegen  der  Übernahme  der  in  den  Nummern  1  bis  6  enthal-
 tenen  Regelungen  in  das  VwVfG  wird  diese  Vorschrift  auf-
 gehoben.

 Zu den Nummern 1 und 4

 Nummer  1  schließt  die  Erteilung  einer  Plangenehmigung  an
 Stelle  des  Planfeststellungsbeschlusses  für  Vorhaben  aus,
 für  die  eine  Umweltverträglichkeitsprüfung  nach  dem  Ge-
 setz  über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  durchzufüh-
 ren  ist  (sog.  UVP-pflichtige  Vorhaben).  Mit  der  Ergänzung
 von  §  74  Absatz  6  Satz  2  VwVfG  wird  allgemein  eine
 entsprechende  weitere  Zulässigkeitsvoraussetzung  für  die
 Plangenehmigung  eingeführt.  Mit  der  dort  angefügten
 Nummer  3  wird  geregelt,  dass  das  vereinfachte  Verfahren
 der  Plangenehmigung  nicht  in  Frage  kommt,  wenn  nach  an-
 deren  Rechtsvorschriften  ein  Verfahren  vorgeschrieben  ist,
 dass  den  Anforderungen  des  Planfeststellungsverfahrens
 entspricht.  Da  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  ein  Ver-
 fahren  im  Sinne  dieser  Vorschriften  ist,  ist  die  Regelung
 entbehrlich  und  wird  aufgehoben.  Entsprechendes  gilt  für
 Nummer  4  in  Bezug  auf  die  Ergänzung  von  §  74  Absatz  7
 Nummer  3  VwVfG.  Nummer  2  erlaubt  die  Erteilung  einer
 Plangenehmigung  an  Stelle  des  Planfeststellungsbeschlus-
 ses  auch  in  Fällen  nur  unwesentlicher  Beeinträchtigungen
 der  Rechte  anderer,  Nummer  3  regelt  die  Rechtswirkung
 der  Plangenehmigung.  Wegen  der  Übernahme  der  Rege-
 lung  in  §  74  Absatz  6  und  7  VwVfG  sind  diese  Vorschriften
 entbehrlich und werden aufgehoben.

 Zu den Nummern 2 und 3

 Die  Vorschriften  erlauben  die  Erteilung  einer  Plangenehmi-
 gung  an  Stelle  des  Planfeststellungsbeschusses  auch  in  Fäl-
 len  nur  unwesentlicher  Beeinträchtigungen  der  Rechte  an-
 derer  (Nummer  2)  und  regeln  die  Rechtswirkung  der  Plan-
 genehmigung  (Nummer  3).  Nach  der  Übernahme  der  Rege-
 lungen  in  das  VwVfG  sind  die  Vorschriften  entbehrlich  und
 werden aufgehoben.

 Zu Nummer 5

 Die  Zuständigkeit  des  Eisenbahn-Bundesamtes  ergibt  sich
 bereits  aus  §  1  Absatz  2,  so  dass  die  Vorschrift  entbehrlich
 ist.

 Zu Nummer 6

 Die  Vorschrift  regelt  die  Zustellung  von  Planfeststellungs-
 beschluss  und  Plangenehmigung.  Wegen  der  Einführung  ei-
 ner  allgemeinen  Rechtsbehelfsbelehrungspflicht  in  §  37  Ab-
 satz  6  VwVfG  und  der  bereits  bestehenden  Zustellungs-
 pflicht  §  74  Absatz  4  und  6  VwVfG)  ist  Nummer  5  entbehr-
 lich und wird aufgehoben.

 Zu Nummer 3  (§  2b  Rechtswirkungen  der  Planfeststellung
 und der Plangenehmigung)

 §  2b  Nummer  4  definiert  den  Beginn  der  Plandurchführung
 und  die  Folgen  einer  Unterbrechung  der  Verwirklichung  des
 Vorhabens.  Die  Vorschrift  ist  nach  der  Übernahme  der  Re-
 gelung  in  §  75  Absatz  4  VwVfG  entbehrlich  und  wird  auf-
 gehoben.

 Zu Nummer 4  (§  2d Rechtsbehelfe)

 Die  Vorschrift  dient  der  Klarstellung,  dass  bei  der  Verlet-
 zung  von  Verfahrens-  oder  Formvorschriften  die  allgemei-
 nen  Vorschriften  in  den  §§  45  und  46  VwVfG  unberührt
 bleiben.  Nach  der  Übernahme  der  Regelung  in  den  geänder-
 ten  §  75  Absatz  1a  VwVfG  ist  die  Vorschrift  entbehrlich
 und wird aufgehoben.

 Zu Artikel 11  (Änderung des Bundeswasserstraßen-
 gesetzes)

 Zu Nummer 1  (§  8 Umfang der Unterhaltung)

 Folgeänderung  zur  Änderung  des  §  8  Absatz  1  durch  Arti-
 kel  4  des  Gesetzes  vom  6.  Oktober  2011  (BGBl.  I  S.  1986).
 In  §  8  Absatz  1  wurde  ein  neuer  Satz  2  eingefügt,  so  dass
 die  bisherigen  Sätze  2  und  3  zu  den  Sätzen  3  und  4  wurden.
 Die  Verweisung  in  §  8  Absatz  5  ist  daher  entsprechend  an-
 zupassen.

 Zu Nummer 2  (§  14 Planfeststellung, vorläufige
 Anordnung)

 Folgeänderung zu Nummer 3.

 Zu Nummer 3  (§  14a Anhörungsverfahren)

 Die  in  §  14a  WaStrG  durch  das  Infrastrukturplanungs-
 beschleunigungsgesetz  eingeführten  Maßgabevorschriften
 zum  Anhörungsverfahren  werden  wegen  der  Übernahme  in
 das  VwVfG  aufgehoben.  Regelungen,  die  nicht  in  das
 VwVfG  übernommen  werden,  bleiben  als  Fachplanungs-
 recht bestehen.

 Zu Buchstabe a

 Zu den Nummern 1 bis 3

 Die  Vorschriften  sind  wegen  der  Übernahme  ihres  Rege-
 lungsgehalts  in  das  VwVfG  entbehrlich  und  werden  aufge-
 hoben.
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Zu Nummer 4

 Die  Sonderregelung  über  eine  Benachrichtigung  nicht  orts-
 ansässiger  Betroffener  wird  nicht  fortgeführt,  weil  die  inten-
 dierte  Verfahrensbeschleunigung  bei  Wahrung  der  grundge-
 setzlich  geschützten  Eigentumsrechte  der  Betroffenen  kaum
 erreicht  werden  kann.  Denn  bei  verfassungskonformer  Aus-
 legung  muss  von  der  Behörde  ein  gewisser  Ermittlungsauf-
 wand  –  zumindest  die  Auswertung  der  verfügbaren  Unterla-
 gen  und  Register  –  verlangt  werden.  Dies  ergibt  sich  bereits
 aus  dem  Amtsermittlungsgrundsatz  (§  24  VwVfG).  Die  Er-
 mittlung  der  Betroffenen  wird  mit  zunehmender  elektroni-
 scher  Unterstützung  auch  immer  unproblematischer.  Die
 Beschränkung  der  Benachrichtigungspflicht  in  Bezug  auf
 bereits  nach  Person  und  Aufenthalt  bekannte  nicht  ortsan-
 sässige  Betroffene  erscheint  deshalb  nicht  mehr  vertretbar
 und  wird  daher  aufgehoben.  Damit  gilt  wieder  die  allge-
 meine  Regelung  des  §  73  Absatz  5  Satz  2  VwVfG,  wonach
 die  Behörde  einen  verhältnismäßigen  Ermittlungsaufwand
 leisten muss.

 Zu Buchstabe b (Nummer 5)

 Die  Regelung  in  Satz  2  ist  nach  der  Übernahme  in  §  73  Ab-
 satz  6  VwVfG  entbehrlich  und  wird  gestrichen.  Der  verblei-
 bende Satz 1 wird Nummer 1.

 Zu Buchstabe c (Nummer 6)

 Aufgrund  der  Änderungen  in  §  73  Abs.  8  VwVfG  sind  die
 Sätze  1  und  2  entbehrlich  und  werden  aufgehoben.  Satz  3
 wird  als  Nummer  2  redaktionell  neu  gefasst  und  behält  seine
 Gültigkeit.

 Zu Buchstabe d (Nummer 7)

 Nach  der  weitgehenden  verfahrensrechtlichen  Gleichstel-
 lung  der  durch  staatliche  Anerkennung  mit  Rechtsbehelfs-
 befugnis  ausgestatteten  Vereinigungen  mit  den  Betroffenen
 und  Übernahme  der  Regelung  in  §  73  Absatz  3a,  4  und  6
 VwVfG ist die Vorschrift entbehrlich und wird aufgehoben.

 Zu Nummer 4  (§ 14b Planfeststellungsbeschluss, Plan-
 genehmigung)

 Wegen  der  Übernahme  der  in  den  Nummern  1  bis  5  enthal-
 tenen  Regelungen  in  das  VwVfG  werden  diese  Vorschriften
 aufgehoben.  Die  bisherigen  Nummern  6  bis  11  werden  die
 Nummern 1 bis 6.

 Zu Nummer 5  (§ 14c Rechtswirkungen der Planfeststel-
 lung und der Plangenehmigung)

 §  14c  Nummer  4  wird  wegen  der  Übernahme  der  Regelung
 in §  75 Absatz 4 VwVfG aufgehoben.

 Zu Nummer 6  (§ 14e Rechtsbehelfe)

 §  14e  Absatz  6  wird  wegen  der  Übernahme  der  Regelung  in
 den geänderten §  75 Absatz 1a VwVfG aufgehoben.

 Zu Nummer 7  (§ 15 Veränderungssperre, Vorkaufsrecht)

 Folgeänderung zu Nummer 3.

 Zu Nummer 8  (§ 51 Ordnungswidrigkeitendatei))

 Zur  besseren  Ahndung  von  Ordnungswidrigkeiten  im  Sinne
 des  §  50  des  Bundeswasserstraßengesetzes  (WaStrG)  be-
 steht  die  Notwendigkeit  zur  Einführung  einer  Ordnungs-
 widrigkeitendatei,  auf  die  die  jeweiligen  Wasser-  und
 Schifffahrtsdirektionen  Zugriff  haben.  Um  eine  angemes-
 sene  Ahndung  sicherstellen  zu  können,  müssen  insbeson-
 dere  Wiederholungstäter  identifiziert  und  Geldbußen  ver-
 glichen  werden  können.  Auch  zur  Vorgangsbearbeitung  von
 Bußgeldbescheiden  ist  eine  Ordnungswidrigkeitendatei  un-
 umgänglich.

 Um  den  datenschutzrechtlichen  Belangen  Rechnung  tragen
 zu  können,  bedarf  es  einer  gesetzlichen  Ermächtigungs-
 grundlage.  Die  Notwendigkeit  zu  einer  gesetzlichen  Rege-
 lung  folgt  insbesondere  aus  verfassungsrechtlichen  Grün-
 den:  Aufgrund  der  mit  einer  Ordnungswidrigkeitendatei  für
 Ordnungswidrigkeiten  gemäß  §  50  WaStrG  verbundenen
 Erhebung  und  Nutzung  von  personenbezogenen  Daten  wird
 in  das  Grundrecht  auf  informationelle  Selbstbestimmung
 eingegriffen.  Daher  müssen  nach  den  Vorgaben  des  Volks-
 zählungsurteils  des  Bundesverfassungsgerichts  (BVerfGE
 65,  S.  1)  bereichsspezifische  Datenschutzregelungen  als  Er-
 mächtigungsgrundlage  für  ein  entsprechendes  Register  ge-
 schaffen werden.

 §  49c  des  Ordnungswidrigkeitengesetzes  in  Verbindung  mit
 den  Vorschriften  des  Zweiten  Abschnitts  des  Achten  Buches
 der  Strafprozessordnung  sind  zu  allgemein  gefasst  und  mit-
 hin  als  Ermächtigungsgrundlage  unzureichend.  Eine  solche
 Ermächtigungsgrundlage  bedarf  einer  möglichst  detaillier-
 ten  Bestimmbarkeit  und  somit  einer  bereichsspezifischen
 Regelung  wie  z.  B.  bereits  in  §  11  des  Binnenschifffahrts-
 aufgabengesetzes,  §  16  des  Güterkraftverkehrsgesetzes,  §  9a
 Absatz  6  des  Gesetzes  über  die  Beförderung  gefährlicher
 Güter  sowie  den  §§  65  und  66  des  Luftverkehrsgesetzes.
 Mit  der  Einführung  des  §  51  in  das  Wasserstraßengesetz
 wird  eine  unter  dem  Aspekt  des  Datenschutzes  hinreichende
 Ermächtigungsgrundlage  geschaffen,  die  sich  eng  an  §  11
 des Binnenschifffahrtsaufgabengesetzes anlehnt.

 Zu Absatz 1

 Der  Zweck  der  Speicherung  durch  die  jeweils  zuständige
 Wasser-  und  Schifffahrtsdirektion  umfasst  abschließend  die
 Bearbeitung  von  Ordnungswidrigkeitenverfahren  nach  §  50
 WaStrG und die entsprechende Vorgangsverwaltung.

 Zu Absatz 2

 Zu Nummer 1

 Nummer  1  der  enumerierten  Daten  aus  Absatz  2  bestimmt,
 welche  Personalien  vom  Betroffenen  gespeichert  werden
 dürfen.

 Zu Nummer 2

 Zur  Klarheit  und  Nachvollziehbarkeit  müssen  die  zustän-
 dige Bußgeldstelle sowie das Aktenzeichen gelistet sein.

 Zu Nummer 3

 Darüber  hinaus  müssen  Tatort,  Tatzeit,  sowie  die  Merkmale
 der Tatwerkzeuge vermerkt werden.
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Zu Nummer 4

 Ebenso  sind  die  Tatvorwürfe  durch  Angabe  der  gesetzlichen
 Vorschriften  und  die  nähere  Bezeichnung  der  Ordnungswid-
 rigkeiten beizufügen.

 Zu Nummer 5

 Nummer  5  erlaubt  Vermerke  über  die  Einleitung  des  Verfah-
 rens sowie die Verfahrenserledigung.

 Zu Nummer 6

 Nummer  6  des  Absatzes  2  enthält  zwar  die  Möglichkeiten,
 weitere  Daten  zu  erfassen,  ist  jedoch  eingeschränkt  auf  das
 Erfordernis  für  eine  ordnungsgemäße  Vorgangsverwaltung,
 so  dass  einer  generalklauselartigen  Ausweitung  des  Tatbe-
 standes entgegengewirkt wird.

 Zu Absatz 3

 Zu Nummer 1

 Absatz  3  eröffnet  für  das  Bundesministerium  für  Verkehr-,
 Bau  und  Stadtentwicklung  die  Möglichkeit,  Art  und  Um-
 fang  der  zu  speichernden  Daten  aus  Absatz  2  Nummer  3
 bis  6 durch Rechtsverordnung näher auszugestalten.

 Zu Nummer 2

 Ebenso  soll  bei  Verfahren  von  besonderer  Bedeutung  nach
 Absatz  5  und  den  dabei  einzuhaltenden  Löschungsfristen
 eine  nähere  Ausgestaltung  durch  Rechtsverordnung  mög-
 lich sein.

 Zu Absatz 4

 Zu Nummer 1

 Zu Buchstabe a

 Die  Daten  dürfen  zum  Zwecke  der  Durchführung  von  Ver-
 waltungsaufgaben  nach  dem  Bundeswasserstraßengesetz
 gespeichert werden.

 Zu Buchstabe b

 Es  dürfen  auch  Daten  zum  Zwecke  der  Durchführung  von
 Verwaltungsaufgaben  gespeichert  werden,  die  auf  Rechts-
 vorschriften,  die  auf  Grund  des  Bundeswasserstraßengeset-
 zes erlassen worden sind, basieren.

 Zu Nummer 2

 Die  Daten  können  zum  Zweck  der  Verfolgung  von  Strafta-
 ten  oder  Ordnungswidrigkeiten,  sofern  sie  im  Zusammen-
 hang  mit  der  als  Ordnungswidrigkeit  verfolgten  Tat  stehen,
 an  Gerichte,  Staatsanwaltschaften,  Dienststellen  der  Was-
 ser-  und  Schifffahrtsverwaltung  des  Bundes  und  Wasser-
 schutzpolizeien  der  Länder  auch  in  elektronischer  Form
 weitergegeben werden.

 Zu Nummer 3

 Des  Weiteren  können  die  Daten  auch  zur  Vollstreckung  von
 Bußgeldbescheiden  oder  von  Anordnungen  des  Verfalls  im
 Sinne  des  §  29  des  Ordnungswidrigkeitengesetzes  an  Ge-
 richte,  Staatsanwaltschaften  und  Hauptzollämter  auch  in
 elektronischer Form weitergegeben werden.

 Zu Absatz 5

 Absatz  5  enthält  eine  Regelung  zur  Löschung  der  personen-
 bezogenen  Daten.  Demnach  sind  die  personenbezogenen
 Daten  zu  löschen,  wenn  sie  nicht  mehr  für  die  Aufgaben
 nach  Absatz  1  erforderlich  sind.  Die  Löschung  hat  spätes-
 tens  nach  Ende  der  Vollstreckungsverjährung  zu  erfolgen,
 soweit  kein  Verfahren  von  besonderer  Bedeutung  vorliegt,
 das  eine  längere  Frist  nötig  macht.  Für  Verfahren  von  be-
 sonderer  Bedeutung  ist  eine  längere  Löschungsfrist  zugelas-
 sen.  Dies  sind  angepasste  Regelungen  z.  B.  bei  Mehrfach-
 tätern.

 Zu Artikel 12  (Änderung  der  Kostenverordnung  zum
 Bundeswasserstraßengesetz)

 Folgeänderung  zur  Änderung  des  §  14b  des  Bundeswasser-
 straßengesetzes.

 Zu Artikel 13  (Änderung des Luftverkehrsgesetzes)

 Zu Nummer 1  (§  6)

 Folgeänderung zu Nummer 4 Buchstabe b.

 Zu Nummer 2  (§  8)

 Zu Buchstabe a

 §  8  Absatz  1  ordnet  das  Planfeststellungsverfahren  an  und
 verweist  damit  auf  die  Verfahrensvorschriften  des  VwVfG.
 Der  neu  eingefügte  Satz  5  dient  der  Vereinheitlichung  dieser
 Verweisung in den Fachplanungsgesetzen.

 Zu Buchstabe b

 §  8  Absatz  2  Satz  1  regelt,  unter  welchen  Voraussetzungen
 an  Stelle  eines  Planfeststellungsbeschlusses  eine  Plangeneh-
 migung  erteilt  werden  kann.  Wegen  der  Ergänzung  von  §  74
 Absatz  6  VwVfG  ist  Satz  1  entbehrlich  und  wird  gestrichen.
 Satz  3  ist  wegen  §  74  Absatz  6  Satz  3  VwVfG  entbehrlich
 und  wird  gestrichen.  Der  Verweis  auf  §  74  Absatz  4  und  5
 VwVfG  ist  wegen  der  Ergänzung  von  §  8  Absatz  1  entbehr-
 lich  und  wird  gestrichen.  Lediglich  der  Verweis  auf  §  9  Ab-
 satz  1  bleibt  erhalten.  Hierdurch  wird  sichergestellt,  dass  die
 Rechtswirkung  der  Plangenehmigung  sich  nicht  auf  Ent-
 scheidungen  des  Bundesministeriums  für  Verkehr,  Bau  und
 Stadtentwicklung  nach  §  27d  Absatz  1  und  4  und  Entschei-
 dungen  der  Baugenehmigungsbehörden  auf  Grund  des  Bau-
 rechts erstreckt. Absatz 2 wird neu gefasst.

 Zu Buchstabe c

 Die  Vorschrift  ist  nach  der  Änderung  von  §  74  Absatz  7
 VwVfG  entbehrlich  und  wird  aufgehoben.  Die  Freistellung
 in  §  74  Absatz  7  VwVfG  für  Vorhaben  mit  unwesentlicher
 Bedeutung  umfasst  ohne  weiteres  auch  die  im  bisherigen
 §  8  Absatz  3  genannten  Änderungen  oder  Erweiterungen
 von unwesentlicher Bedeutung.

 Zu Nummer 3  (§  9)

 Zu Buchstabe a

 Die  Regelung  in  §  9  Absatz  1  Satz  1  und  2  ist  bereits  in  §  75
 Absatz  1  VwVfG  enthalten,  die  beiden  Sätze  werden  des-
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halb  gestrichen.  Durch  den  eingefügten  Verweis  auf  §  75
 Absatz  1  VwVfG  bleibt  die  Ausnahmeregelung  erhalten,
 nach  der  die  dort  geregelte  Rechtswirkung  der  Planfeststel-
 lung  sich  nicht  auf  Entscheidungen  des  Bundesministeriums
 für  Verkehr,  Bau  und  Stadtentwicklung  nach  §  27d  Absatz  1
 und  4  und  Entscheidungen  der  Baugenehmigungsbehörden
 auf Grund des Baurechts erstreckt.

 Zu Buchstabe b

 Die  in  §  9  Absatz  2  geregelte  Pflicht  zur  Auferlegung  von
 für  das  öffentliche  Wohl  oder  den  Schutz  von  Nachbar-
 grundstücken  erforderlichen  Vorkehrungen  und  Errichtung
 von  Anlagen  ergibt  sich  bereits  aus  §  74  Absatz  2  Satz  2
 VwVfG. Die Vorschrift wird deshalb aufgehoben.

 Nach  §  9  Absatz  3  sind  Ansprüche  auf  Beseitigung  oder
 Änderung  von  Anlagen  nach  der  Planfeststellung  ausge-
 schlossen.  Da  diese  Regelung  bereits  von  §  75  Absatz  2
 Satz 1 umfasst wird, wird die Vorschrift aufgehoben.

 Zu Buchstabe c

 Folgeänderung zu Nummer 3 Buchstabe b.

 Zu Buchstabe d

 Der  bisherige  Satz  1  wird  Absatz  3.  Absatz  5  Satz  2  defi-
 niert  den  Beginn  der  Plandurchführung  und  die  Folgen  einer
 Unterbrechung  der  Verwirklichung  des  Vorhabens.  Die  Vor-
 schrift  wird  wegen  der  Übernahme  der  Regelung  in  §  75
 Absatz 4 VwVfG gestrichen.

 Zu Nummer 4  (§  10)

 Die  Regelungen  in  §  10  sind  zum  größten  Teil  nach  der  Er-
 gänzung  von  §  8  Absatz  1  und  im  Übrigen  wegen  der  Über-
 nahme  der  Regelungen  in  das  VwVfG  entbehrlich  und  wer-
 den insoweit aufgehoben.

 Zu Buchstabe a

 Die  ergänzende  Nennung  der  Anhörungsbehörde  in  §  10
 Absatz  1  Satz  1  erfolgt  wegen  der  wegen  der  Aufhebung
 von  §  10  Absatz  2  Nummer  1.  Die  Regelung  in  dem  bisheri-
 gen  §  10  Absatz  1  Satz  3  ist  wegen  der  Ergänzung  von  §  8
 Absatz 1 entbehrlich und wird gestrichen.

 Zu Buchstabe b

 Die  Regelung  in  §  10  Absatz  2  Satz  1  Nummer  1  entspricht
 inhaltlich  §  73  Absatz  1  Satz  1,  2  und  9  VwVfG;  §  10  Ab-
 satz  2  Satz  1  Nummer  2  Satz  1  entspricht  §  73  Absatz  2
 VwVfG. Die Vorschriften werden deshalb gestrichen.

 §  10  Absatz  2  Satz  1  Nummer  2  Satz  2  sieht  eine  Benach-
 richtigung  nicht  ortsansässiger  Betroffener  nur  vor,  wenn
 diese  der  Behörde  bekannt  sind.  Um  das  Verfahren  zu  be-
 schleunigen,  soll  die  Behörde  nicht  verpflichtet  sein,  Auf-
 enthalt  und  Person  zu  ermitteln.  Die  Regelung  galt  ur-
 sprünglich  beschränkt  auf  die  neuen  Bundesländer  und
 wurde  geschaffen,  weil  die  Ermittlung  nicht  ortsansässiger
 Betroffener  in  der  damaligen  besonderen  Situation  häufig
 problematisch  war.  Später  wurde  ihre  Geltung  auf  das  ge-
 samte  Bundesgebiet  ausgedehnt.  Die  intendierte  Verfah-
 rensbeschleunigung  kann  aber  bei  Wahrung  der  grundge-
 setzlich  geschützten  Eigentumsrechte  der  Betroffenen  kaum

 erreicht  werden.  Denn  bei  verfassungskonformer  Ausle-
 gung  muss  von  der  Behörde  ein  gewisser  Ermittlungsauf-
 wand  –  zumindest  die  Auswertung  der  verfügbaren  Unterla-
 gen  und  Register  –  verlangt  werden.  Dies  ergibt  sich  bereits
 aus  dem  Amtsermittlungsgrundsatz  (§  24  VwVfG).  Die  Er-
 mittlung  der  Betroffenen  wird  mit  zunehmender  elektroni-
 scher  Unterstützung  auch  immer  unproblematischer.  Die
 Beschränkung  der  Benachrichtigungspflicht  in  Bezug  auf
 bereits  nach  Person  und  Aufenthalt  bekannte  nicht  ortsan-
 sässige  Betroffene  erscheint  deshalb  nicht  vertretbar,  so
 dass  die  Vorschrift  aufgehoben  wird.  Damit  gilt  wieder  die
 allgemeine  Regelung  des  §  73  Absatz  5  Satz  2  VwVfG,  wo-
 nach  die  Behörde  einen  verhältnismäßigen  Ermittlungsauf-
 wand leisten muss.

 Die  Regelung  in  §  10  Absatz  2  Satz  1  Nummer  3  werden,
 soweit  sie  in  dem  geänderten  §  73  Absatz  3  bis  5  VwVfG
 enthalten  sind,  gestrichen.  Es  verbleibt  lediglich  die  klar-
 stellende  Regelung,  dass  §  73  Absatz  3a  VwVfG  (Behör-
 denpräklusion)  auch  auf  Äußerungen  der  Kommission  nach
 §  32b  anzuwenden  ist.  Diese  Regelung  in  Form  des  geän-
 derten Satz 3 wird Nummer 1.

 §  10  Absatz  2  Satz  1  Nummer  4  schreibt  den  Abschluss  der
 Erörterung  innerhalb  von  drei  Monaten  und  die  Abgabe  der
 Stellungnahme  an  die  Planfeststellungsbehörde  innerhalb
 eines  Monats  vor.  Die  Regelung  ist  nach  Übernahme  in  das
 VwVfG entbehrlich und wird gestrichen.

 §  10  Absatz  2  Satz  1  Nummer  6  regelt  die  Beteiligung  von
 Vereinigungen  bei  dem  Verfahren  einer  Planänderung  und
 ermöglicht  dabei  den  Verzicht  auf  den  Erörterungstermin.
 Nach  der  weitgehenden  verfahrensrechtlichen  Gleichstel-
 lung  der  durch  staatliche  Anerkennung  mit  Rechtsbehelfs-
 befugnis  ausgestatteten  Vereinigungen  mit  den  Betroffenen
 und  Übernahme  der  Regelung  in  §  73  Absatz  8  VwVfG  ist
 die Vorschrift entbehrlich und wird aufgehoben.

 Zu Buchstabe c

 Die  Regelung  in  §  10  Absatz  4  entspricht  inhaltlich  §  73
 Absatz  3a,  4  und  8  VwVfG;  die  Vorschrift  wird  deshalb  auf-
 gehoben.  §  10  Absatz  5  regelt  die  Zustellung  des  Planfest-
 stellungsbeschlusses.  Wegen  der  Einführung  einer  allgemei-
 nen  Rechtsbehelfsbelehrungspflicht  in  §  37  Absatz  6
 VwVfG  und  der  bereits  bestehenden  Zustellungspflicht
 (§  74  Absatz  4  VwVfG)  wird  die  Vorschrift  aufgehoben.
 §  10  Absatz  8  dient  der  Klarstellung,  dass  bei  der  Verlet-
 zung  von  Verfahrens-  oder  Formvorschriften  die  allgemei-
 nen  Vorschriften  in  den  §§  45  und  46  VwVfG  unberührt
 bleiben.  Nach  der  Übernahme  der  Regelung  in  den  §  75  Ab-
 satz 1a VwVfG wird die Vorschrift aufgehoben.

 Zu Artikel 14  (Änderung der Kostenverordnung der
 Luftfahrtverwaltung)

 Folgeänderungen  zur  Änderung  des  §  8  Absatz  2  und  3  und
 des §  10 des Luftverkehrsgesetzes.

 Zu Artikel 15  (Bekanntmachungserlaubnis)

 Die  Vorschrift  ermöglicht  die  Neubekanntmachung  der  ge-
 nannten geänderten Gesetze.
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Zu Artikel 16  (Inkrafttreten)

 Die  Vorschrift  regelt  das  Inkrafttreten  des  Gesetzes.  Die  Än-
 derungen  des  Verwaltungsverfahrensgesetzes,  der  Verwal-
 tungsgerichtsordnung,  des  Bundeswasserstraßengesetzes
 und  der  Kostenverordnung  zum  Bundeswasserstraßengesetz
 treten am Tag nach der Verkündung in Kraft.

 Mit  dem  um  ein  Jahr  verzögerten  Inkrafttreten  der  Änderun-
 gen  der  übrigen  Fachgesetze  soll  den  Ländern  ausreichend
 Zeit  zur  Verfügung  stehen,  die  eigenen  Verwaltungsverfah-
 rensgesetze anzupassen.
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Anlage  2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf geprüft.

 Mit  dem  Gesetz  werden  verallgemeinerungsfähige  Regelun-
 gen  zum  Planfeststellungsverfahren,  die  mit  dem  Infrastruk-
 turplanungsbeschleunigungsgesetz  im  Jahr  2006  eingeführt
 wurden,  aus  den  Fachgesetzen  in  das  Verwaltungsverfah-
 rensgesetz  (VwVfG)  übertragen.  Zudem  werden  in  §  25
 VwVfG  allgemeine  Vorschriften  über  die  „frühe  Öffentlich-
 keitsbeteiligung“ eingeführt.

 Die  Regelung  zur  frühen  Öffentlichkeitsbeteiligung  kann
 Erfüllungsaufwand  beim  Vorhabenträger  verursachen.  Glei-
 ches  gilt  für  die  Verwaltung,  die  die  vom  Vorhabenträger
 vorgelegten  Ergebnisse  der  frühen  Öffentlichkeitsbe-
 teiligung  in  dem  anschließenden  Verwaltungsverfahren  be-
 rücksichtigen  muss.  Eine  Quantifizierung  des  durch  die
 frühe  Öffentlichkeitsbeteiligung  verursachten  Erfüllungs-
 aufwands  bei  Wirtschaft  und  Verwaltung  enthält  der  Gesetz-
 entwurf  nicht.  Das  Bundesministerium  des  Innern  führt
 hierzu  aus,  dass  der  zusätzliche  Aufwand  in  einer  frühen
 Projektphase  gerade  darauf  abziele,  das  anschließende  Ver-
 waltungsverfahren  optimal  vorzubereiten,  zeitraubende
 Konflikte  zu  verhindern  oder  rechtzeitig  zu  lösen,  so  dass
 bei  einer  Gesamtbetrachtung  eine  Effizienzsteigerung  zu  er-
 warten  sei.  Der  zusätzliche  vermeintliche  Mehraufwand
 solle  damit  zu  einer  Reduzierung  des  Gesamtaufwands  bei-
 tragen.  Zudem  wird  eine  weitere  Regelung  eingeführt,  die
 zu  Einsparungen  beim  Erfüllungsaufwand  der  Verwaltung
 in Höhe von 10  000 Euro jährlich führt.

 Der  Normenkontrollrat  bedauert,  dass  das  Bundesministe-
 rium  des  Innern  die  Auswirkungen  der  frühen  Öffentlich-
 keitsbeteiligung  nicht  quantifiziert  hat.  Er  erkennt  aber  an,
 dass  die  Höhe  der  damit  verbundenen  Kosten  in  Abhängig-
 keit  von  der  Größe  des  geplanten  Vorhabens  stark  variie-
 ren  kann.  Der  Rat  fordert  das  Bundesministerium  des  In-
 nern  daher  auf,  fünf  Jahre  nach  Inkrafttreten  der  Regelung
 zu  prüfen,  welche  Kosten  mit  der  neuen  Regelung  verbun-
 den  sind.  Dabei  sollen  Vorhaben  unterschiedlicher  Größe
 untersucht  werden.  Zudem  soll  überprüft  werden,  ob  die
 Zielsetzung  der  Regelung  erreicht  wird  und  zeitraubende
 Konflikte  tatsächlich  verhindert  oder  rechtzeitig  gelöst
 werden.

 Im  Koalitionsvertrag  haben  die  Regierungsfraktionen  ein
 Projekt  vereinbart,  mit  dem  Möglichkeiten  zur  Reduzierung
 des  Erfüllungsaufwands  bei  der  Planung  von  Infrastruktur-
 vorhaben  identifiziert  werden  sollen.  Die  Projektergebnisse
 sollen  im  März  vorliegen.  Es  hätte  sich  daher  angeboten,  die
 Erkenntnisse  aus  dem  Projekt  in  den  vorliegenden  Gesetz-
 entwurf  zu  integrieren.  Das  Bundesministerium  des  Innern
 verweist  in  dem  Gesetzentwurf  auf  das  Projekt  und  weist
 auf  sich  daraus  möglicherweise  ergebende  Vereinfachungen
 für  die  Planung  von  Infrastrukturvorhaben  hin.  Der  Rat  er-
 wartet,  dass  das  Bundesministerium  des  Innern  die  Projekt-
 ergebnisse  umgehend  prüft  und  im  Sommer  entsprechende
 Vereinfachungsvorschläge vorlegt.
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Anlage  3
 Stellungnahme des Bundesrates
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  896.  Sitzung  am  11.  Mai  2012
 beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76  Ab-
 satz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 1.  Zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe b
 (§  25 Absatz 3 VwVfG)

 a)  Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsver-
 fahren  die  in  §  25  Absatz  3  VwVfG-E  geregelte  frühe
 Öffentlichkeitsbeteiligung  derart  zu  konkretisieren,
 dass  der  Anwendungsbereich  der  Norm  eindeutig
 feststellbar  ist  und  das  einer  Behörde  zur  Verfügung
 stehende  Umsetzungsinstrumentarium  in  rechtsstaat-
 lich einwandfreier Weise geregelt ist.

 b)  Der  Bundesrat  bittet  die  Bundesregierung,  die  An-
 wendung  der  Regelungen  zur  frühen  Öffentlichkeits-
 beteiligung  nach  fünf  Jahren  unter  Einbeziehung
 eines  oder  mehrerer  wissenschaftlicher  Sachverstän-
 diger zu evaluieren.

 Die  mit  diesem  Gesetz  eingefügte  Regelung  zur  frü-
 hen  Öffentlichkeitsbeteiligung  ist  im  geltenden  Recht
 der  Planfeststellung  beziehungsweise  Genehmigung
 von  Vorhaben  ohne  Vorbild.  Es  ist  erforderlich,  die
 dazu  gewonnenen  Erfahrungen  der  Verwaltungspra-
 xis  auszuwerten  und  zu  prüfen,  ob  gesetzliche  An-
 passungen  geboten  sind.  Mit  Einführung  einer  Rege-
 lung  zur  frühen  Öffentlichkeitsbeteiligung  stellt  sich
 die  –  im  Gesetzentwurf  verneinte  –  Frage,  ob  es  sinn-
 voll  ist,  eine  Pflicht  zur  Durchführung  der  frühen
 Öffentlichkeitsbeteiligung  bei  bestimmten  Vorhaben
 oder  eine  Pflicht  zur  Berücksichtigung  des  Ergebnis-
 ses  der  frühen  Öffentlichkeitsbeteiligung  im  Rahmen
 von  Ermessens-  oder  Abwägungsentscheidungen
 vorzusehen.  Außerdem  stellt  sich  die  Frage,  ob  die
 frühe  Öffentlichkeitsbeteiligung  weiteren  Verfah-
 rensregelungen  unterworfen  werden  soll.  Angesichts
 dieser  offenen  Fragen  sollte  die  Regelung  zur  frühen
 Öffentlichkeitsbeteiligung  nach  einigen  Jahren  unter
 wissenschaftlicher  Betreuung  evaluiert  werden,  um
 die  gewonnenen  Erfahrungen  der  Verwaltungspraxis
 auszuwerten  und  zu  prüfen,  ob  gesetzliche  Anpas-
 sungen erforderlich sind.

 B e g r ü n d u n g  z u  B u c h s t a b e  a

 Der  neu  eingefügte  §  25  Absatz  3  VwVfG-E  lässt  offen,
 ob  die  „frühe  Öffentlichkeitsbeteiligung“  nur  für  Plan-
 feststellungsverfahren,  oder  auch  bei  gebundenen  Ein-
 zelgenehmigungen  wie  z.  B.  Baugenehmigungen  An-
 wendung  finden  soll.  Unklar  ist  auch,  wie  und  wann  die
 Behörde  auf  die  frühzeitige  Beteiligung  der  Öffentlich-
 keit  hinwirken  soll  und  wie  sich  dieses  Beteiligungsver-
 fahren  und  seine  Ergebnisse  zum  nachfolgenden  förmli-
 chen Verfahren verhalten.

 2.  Zu Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe b
 (§  37 Absatz 6 Satz 1 VwVfG)

 In  Artikel  1  Nummer  4  Buchstabe  b  §  37  Absatz  6  Satz  1
 sind  die  Wörter  „die  die  Verwaltungsbehörde“  durch  die
 Wörter „die Behörde“ zu ersetzten.

 B e g r ü n d u n g

 Es  handelt  sich  hierbei  um  eine  redaktionelle  Änderung.
 Das  VwVfG  verwendet  durchgängig  den  Begriff  „Be-
 hörde“.  Im  Interesse  einheitlicher  Begrifflichkeit  ist  der
 aus  der  VwGO  übernommene  Begriff  „Verwaltungsbe-
 hörde“  nicht  zu  verwenden.  Daneben  ist  der  doppelt  vor-
 handene Artikel zu streichen.

 3.  Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe h
 (§  73 Absatz 9 VwVfG)

 In  Artikel  1  Nummer  5  Buchstabe  h  §  73  Absatz  9  ist
 nach  dem  Wort  „Planfeststellungsbehörde“  das  Wort
 „möglichst“ einzufügen.

 B e g r ü n d u n g

 Nach  der  gegenwärtigen  Fassung  von  §  73  Absatz  9
 VwVfG  erfolgt  die  Weiterleitung  der  Stellungnahme  der
 Anhörungsbehörde  bisher  „möglichst“  innerhalb  eines
 Monats.  Diese  Regelung  ist  sinnvoll,  da  sie  im  begrün-
 deten  Einzelfall  besonders  umstrittener  oder  planungs-
 rechtlich  komplizierter  Vorhaben  auch  eine  Abweichung
 erlaubt.  Eine  Notwendigkeit  hierfür  kann  sich  z.  B.  dann
 ergeben,  wenn  Ergebnisse  nachträglicher  Untersuchun-
 gen,  die  der  Vorhabenträger  im  Rahmen  des  Erörte-
 rungstermins  übernimmt  oder  auferlegt  bekommt,  erst
 vorliegen  müssen,  um  das  Anhörungsverfahren  sachge-
 mäß  und  rechtmäßig  abschließen  zu  können.  Die  Strei-
 chung  des  Wortes  „möglichst“  im  Gesetzentwurf  würde
 eine  unnötige  Gefahr  von  Verfahrensfehlern  bewirken,
 wenn  diese  Möglichkeit  auf  Grund  sich  aus  dem  Anhö-
 rungsverfahren  ergebender  Nachuntersuchungen  nicht
 besteht.  Die  bisherige  gesetzliche  Formulierung  an  die-
 ser  Stelle  entspricht  deshalb  den  gesetzlichen  Anforde-
 rungen  an  eine  Abweichungsmöglichkeit  im  begründe-
 ten  Einzelfall  und  muss  deshalb  auch  in  die  Neufassung
 übernommen werden.

 4.  Zu Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe a
 (§  74 Absatz 4 Satz 1 VwVfG)

 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsverfah-
 ren  zu  prüfen,  ob  verfassungsrechtliche  Bedenken  gegen
 die  vorgeschlagene  Regelung  des  §  74  Absatz  4  Satz  1
 VwVfG-E  bestehen  und  inwiefern  Rechtsschutzmög-
 lichkeiten  der  Bürgerinnen  und  Bürger  durch  die  ge-
 plante Rechtsänderung erschwert werden.

 B e g r ü n d u n g

 Der  Planfeststellungsbeschluss  soll  nach  dem  Gesetzent-
 wurf  künftig  nicht  mehr  den  vom  Plan  bekannten  Betrof-
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fenen  zugestellt  werden,  sondern  nur  noch  denjenigen,
 über  deren  Einwendung  entschieden  worden  ist.  Damit
 würden  künftig  unmittelbar  betroffene  Grundstücks-
 eigentümer  nicht  mehr  informiert,  sofern  diese  keine
 Einwendung  erhoben  haben,  z.  B.  weil  sie  keine  Kennt-
 nis  von  dem  Planfeststellungsverfahren  erlangt  hatten
 oder  die  Einwendungsfrist  krankheits-  oder  urlaubsbe-
 dingt  versäumt  hatten.  Soweit  dieses  Verständnis  des
 Gesetzentwurfs  zutrifft,  hätte  das  zur  Folge,  dass  Eigen-
 tümern,  obwohl  der  Planfeststellungsbeschluss  ihr
 Eigentumsrecht  unmittelbar  berührt,  künftig  der  Be-
 schluss  nicht  zugestellt  wird.  Gleiches  gälte  für  alle
 sonstigen  betroffenen  Individualrechtsträger,  die  nicht
 oder  nicht  fristgerecht  eine  Einwendung  erhoben  haben.
 Die  Zustellung  an  die  bekannten  Betroffenen  erscheint
 aber  eine  bürgernahe  Praxis,  die  nicht  vorschnell  aufge-
 geben  werden  sollte.  Die  Betroffenen  werden  auf  die
 Auswirkungen  des  Beschlusses  hingewiesen  und  können
 sich  auf  die  Folgen  einrichten,  z.  B.  eine  enteignende
 Vorwirkung  oder  sonstige  Inanspruchnahme  der  Grund-
 stücke.

 5.  Zu  den  planungsrechtlichen  Vorschriften  des  Perso-
 nenbeförderungsgesetzes

 Der  Bundesrat  fordert,  dass  im  weiteren  Verlauf  des  Ge-
 setzgebungsverfahrens  auch  die  planungsrechtlichen
 Vorschriften  des  Personenbeförderungsgesetzes  den  üb-
 rigen Fachplanungsgesetzen angepasst werden.

 B e g r ü n d u n g

 Ein  bedeutender  Mangel  des  Gesetzentwurfs  besteht  da-
 rin,  dass  eine  Materie  des  Bundesfachplanungsrechts
 völlig  vergessen  worden  ist,  das  Personenbeförderungs-
 gesetz.  Nach  dessen  §§  28  ff.  richtet  sich  bundesweit  die
 Planfeststellung  von  U-  und  Straßenbahnen.  Es  ist  kein
 Grund  dafür  erkennbar,  dass  von  der  Vereinheitlichung
 des  Verfahrensrechtes  für  Planfeststellungen  die  Rege-
 lungen  für  Bauvorhaben  von  Betriebsanlagen  der  Stra-
 ßen-  und  Untergrundbahnen  nach  dem  Personenbeförde-
 rungsgesetz,  vergleiche  §§  28  ff.  PBefG,  ausgenommen
 bleiben  sollen.  Der  Gesetzentwurf  liefe  in  diesem  Be-
 reich  dann  –  entgegen  der  Gesetzgebungsintention  der
 Rechtsvereinheitlichung  im  Fachplanungsrecht  –  ins
 Leere.  Hier  bedarf  es  einer  vergleichbaren  Bereinigung
 wie  in  den  übrigen  Fachgesetzen  und  dazu  der  Auf-
 nahme  entsprechender  Regelungen  in  die  die  Fachpla-
 nungsgesetze  betreffenden  Artikel  des  Gesetzentwurfs.
 Insbesondere  sollten  die  bisher  in  §  29  Absatz  1a  PBefG
 enthaltenen  Maßgaben  zu  §  73  VwVfG  aufgehoben  wer-
 den,  da  anderenfalls  vor  allem  die  Regelungen  zur  Be-
 teiligung  von  Vereinigungen  (vergleiche  §  73  Absatz  3
 Satz  2,  Absatz  4,  Absatz  5  Satz  2  und  Absatz  6  VwVfG-
 E)  in  Planfeststellungsverfahren  nach  dem  PBefG  nicht
 anwendbar  wären.  Rechtlich  durch  nichts  gerechtfertigte
 Unterschiede  bei  den  bundesrechtlichen  Anforderungen
 für  Straßen  und  Eisenbahnen  einerseits  und  U-  und  Stra-
 ßenbahnen  andererseits  können  nicht  zuletzt  auch  einen
 verfassungsrechtlichen  Fehler  des  Gesetzentwurfs  be-
 wirken.
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Anlage  4
 Gegenäußerung der Bundesregierung
 Die  Bundesregierung  äußert  sich  zur  Stellungnahme  des
 Bundesrates  zum  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Verbesserung
 der  Öffentlichkeitsbeteiligung  und  Vereinheitlichung  von
 Planfeststellungsverfahren (PlVereinhG) wie folgt:

 Zu Nummer 1

 Zu Buchstabe a

 Eine  weitere  Konkretisierung  von  §  25  Absatz  3  VwVfG-E
 ist nach Auffassung der Bundesregierung nicht veranlasst.

 Die  „frühe  Öffentlichkeitsbeteiligung“  nach  §  25  Absatz  3
 VwVfG-E  stellt  nicht  lediglich  eine  „vorgezogene“  Durch-
 führung  der  bestehenden  Beteiligungsformen  in  einem  Plan-
 feststellungs-  oder  Genehmigungsverfahren  dar.  Sie  soll  be-
 reits  vor  Antragstellung  oder  Planeinreichung  stattfinden,
 richtet  sich  an  einen  größeren  Personenkreis  und  befasst
 sich  mit  einem  weiteren  Spektrum  von  Einwendungen  und
 Verbesserungsvorschlägen.  Sie  zielt  auf  eine  Optimierung
 der  Planung  vor  Beginn  des  förmlichen  Verwaltungsverfah-
 rens  ab.  Ihr  Anwendungsbereich  ist  deshalb  bewusst  weit
 gefasst  und  wird  durch  die  zu  erwartenden  tatsächlichen
 Auswirkungen  eines  Vorhabens  bestimmt.  Ihre  Anwendung
 setzt  weder  eine  Öffentlichkeitsbeteiligung  noch  eine  (pla-
 nerische)  Abwägungs-  oder  Ermessensentscheidung  im
 nachfolgenden  Verwaltungsverfahren  zwingend  voraus.
 Letztere  sind  zwar  regelmäßig  ein  Indiz  für  die  tatbestand-
 lich  geforderten  Auswirkungen  des  Vorhabens.  Es  gibt  aber
 sowohl  Vorhaben,  die  formell  planfeststellungspflichtig
 sind,  aber  solche  Auswirkungen  nicht  haben,  als  auch  Vor-
 haben,  deren  Genehmigungsverfahren  keine  Öffentlich-
 keitsbeteiligung  vorsieht,  die  aber  die  tatbestandlich  gefor-
 derten  Auswirkungen  haben.  Baugenehmigungspflichtige
 Vorhaben  werden  zwar  regelmäßig  nicht  betroffen  sein,
 können  im  Einzelfall  aber  durchaus  solche  Auswirkungen
 haben  und  sollen  deshalb  auch  nicht  sind  ausgeschlossen
 werden.

 Eine  Beschränkung  auf  planfeststellungspflichtige  Vorha-
 ben  entspräche  nicht  den  Intentionen  der  frühen  Öffentlich-
 keitsbeteiligung.

 Zu Buchstabe b

 Die  Bundesregierung  überprüft  laufend  die  Rechtsanwen-
 dung  und  möglichen  Änderungsbedarf.  Sie  wird  –  zusam-

 men  mit  den  Ländern  –  auch  die  Anwendungspraxis  der  ge-
 planten Regelung beobachten.

 Zu Nummer 2

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

 Zu Nummer 3

 Bei  der  Regelung  handelt  es  sich  um  eine  Ordnungsvor-
 schrift,  so  dass  eine  Fristüberschreitung  keinen  Verfahrens-
 fehler  darstellt.  Sie  entspricht  den  geltenden  Regelungen  in
 den  mit  dem  Infrastrukturplanungsbeschleunigungsgesetz
 vom  15.  Dezember  2006  geänderten  Fachgesetzen.  Mit  der
 Übernahme  in  das  VwVfG  folgt  der  Gesetzentwurf  den  ent-
 sprechenden  mit  der  Verabschiedung  dieses  Gesetzes  von
 Bundestag und Bundesrat beschlossenen Forderungen.

 Zu Nummer 4

 Die  Regelung  in  §  74  Absatz  4  Satz  1  VwVfG-E  entspricht
 den  geltenden  Regelungen  in  den  mit  dem  Infrastrukturpla-
 nungsbeschleunigungsgesetz  vom  15.  Dezember  2006  ge-
 änderten  Fachgesetzen.  Mit  der  Übernahme  in  das  VwVfG
 folgt  der  Gesetzentwurf  den  entsprechenden  mit  der  Verab-
 schiedung  dieses  Gesetzes  von  Bundestag  und  Bundesrat
 beschlossenen  Forderungen.  Eine  Ausfertigung  des  Plan-
 feststellungsbeschlusses  wird  zudem  zusammen  mit  einer
 Ausfertigung  des  festgestellten  Plans  zwei  Wochen  zur  Ein-
 sicht  ausgelegt.  Die  Auslegung  ist  ortsüblich  bekannt  zu
 machen,  so  dass  auch  Beteiligte,  die  keine  Einwendungen
 erhoben  hatten,  Kenntnis  erlangen  können.  Die  Vorschrift
 verhindert  zudem  eine  darüber  hinausgehende  Zustellung
 nicht.

 Zu Nummer 5

 Von  den  Änderungen,  die  mit  dem  Infrastrukturplanungs-
 beschleunigungsgesetz  vom  15.  Dezember  2006  in  sechs
 Fachplanungsgesetzen  vorgenommen  wurden,  und  deren
 Übertragung  in  das  VwVfG  von  Bundestag  und  Bundesrat
 gefordert  wurde,  war  das  Personenbeförderungsgesetz  nicht
 betroffen.

 Die  Bundesregierung  wird  eine  weitergehende  Rechtsberei-
 nigung  unter  Einbeziehung  des  Personenbeförderungsgeset-
 zes  im  Rahmen  eines  geeigneten  Gesetzesvorhabens  prüfen.
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